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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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KOHLEALARM/706: Klimakampf und Kohlefront - konstruktive Vorschläge ... (Initiative Buirer für Buir)


Initiative Buirer für Buir - 6. Februar 2020

Brief an NRW-Wirtschaftsminister Pinkwart 



In einem Brief an den NRW-Wirtschaftsminister Pinkwart haben wir zu den
Plänen von RWE Stellung bezogen, weiteres Gelände neben dem Hambacher Wald
abzubaggern, um Abraum zur Verfüllung des Lochs und und zur Rekultivierung
auf der anderen Seite zu gewinnen. Diesen Plänen würden wertvolle
Ackerflächen und die noch bestehenden Reste von Manheim-alt zum Opfer
fallen. Dem gegenüber unterbreiten wir Alternativvorschläge und bitten den
Minister um seine Unterstützung.

 * 

Buir, den 4. Februar 2020

Strukturwandelerfordernisse Stadt Kerpen versus RWE-Planung Halbinsel
Hambacher Wald - Berücksichtigung von Interessen und Erhalt der
Lebensqualität von Anwohner*innen in Buir

Sehr geehrter Herr Prof. Dr. Pinkwart,

Die Initiative Buirer für Buir unterstützt nach Kräften die gemeinsamen
Anstrengungen für einen Strukturwandel im Rheinischen Revier und setzt sich
dabei insbesondere für einen nachhaltigen und für alle Beteiligten
(Kommunen, Anrainer, Unternehmen, Mitarbeiter, etc.) fairen Strukturwandel
ein.

Zunächst danken wir Ihnen, dass Sie schnell auf eine Richtigstellung der
ursprünglich in den Aachener Nachrichten veröffentlichen und vom RWE
Vorstandvorsitzenden bestätigten Insellösung des Hambacher Waldes
eindrücklich reagiert und die Ihrem Hause bekannte RWE-Planung
veröffentlicht haben. Auf diese dann auch von RWE am gleichen Tage
bestätigte Planung nehmen wir Bezug und bitten um Berücksichtigung
folgender Aspekte und Ihre Unterstützung im weiteren
Prozess:

Die von RWE veröffentlichte, schematische Karte (siehe Anlage 1) sieht als
Lösung eine Halbinsel des Hambacher Waldes vor - tatsächlich fehlen jedoch
wesentliche vorhandene Landnahmen, wie z.B. die Kiesgruben im Vorfeld von
Tagebau und Hambacher Wald. Das Areal der größten Kiesgrube wurde im
vergangenen Jahr deutlich erweitert - nach unserer Einschätzung dürfte die
von RWE skizzierte Abbaufläche für Rekultivierungsmaßnahmen dann auf die
Kiesgrube stoßen und somit zu einer deutlich ausgeprägteren Insellage
führen.

Bei Umsetzung dieser Planung träten folgende Konsequenzen auf:

• Die Stadt Kerpen hätte faktisch kaum Flächen für eigene
Strukturwandelmaßnahmen im Umfeld von Tagebau Hambach und Hambacher Wald -
eine stets betonte touristische naturnahe Nutzung in der Zukunft wäre
ausgeschlossen.

• Eine Waldvernetzung der Bürgewälder Merzenicher Erbwald - Hambacher
Wald - Steinheide zur Sicherstellung von Artenschutz, Verbesserung des
regionalen Klimas und Schaffung Naturraum (auch mit Blick auf Möglichkeiten
für sanften Tourismus der Zukunft und Anknüpfung an Planungen der
Nachbarkommune Merzenich-Morschenich) wären unmöglich.

• Das von RWE bereits vor Jahren erfolgreich gestartete
Artenschutzprogramm z.B. für die Bechsteinfledermaus müsste in weiten
Teilen neu konzipiert werden, da wichtige Strecken zwischen dem Hambacher
Wald und den Jagd- und Überwinterungsrevieren unterbrochen würden.

• Die Ortslage Buir, die seitens der Stadt Kerpen priorisiert für
dringend benötigten Wohnraum weiterentwickelt werden soll, würde viele
Jahre neben den bereits sehr die Lebensqualität beeinträchtigenden
Verkehrswegen BAB 4 und Bahn zusätzliche, erhebliche Belastungen aus dem
Tagebau erfahren und insbesondere die im Osten geplante Erweiterung um
Wohngebiete (z.B. Gartenstadt Buir) erschweren.

• Für die Verkehrswege BAB 4 und Schnellbahnstrecke Köln-Aachen-Paris
steigt das Risiko durcheine nah an den Trassen geführte Tagebauaktivität.

• Das Überleben des Hambacher Waldes würde substanziell gefährdet.
Laut Aachener Nachrichten hat der RWE-Vorstandsvorsitzende in einer
Telefonkonferenz bestätigt, dass bereits heute durch den lediglich 50 Meter
großen Abstand zwischen Wald und Tagebaukante die Gefahr besteht, dass
Teile des Waldes abrutschen. Die Hochschule Eberswalde und das 
Potsdam-Institut für Klimaforschung haben darüber hinaus per Studie ermittelt, dass
eine bewachsene Pufferzone von 500 Metern zwischen Tagebau und Wald
vonnöten sei. Die geplante Halbinsellösung würde dies aus unserer Sicht
nicht zulassen.

• Der zu erwartende Rechtsstreit um die Enteignung des Grundstückes
des BUND NRW zwischen Manheim-Alt und dem Hambacher Wald würde wohl zu
einer jahrelangen Planungsunsicherheit für die Kommune Kerpen und
betroffene Anrainer führen.

• Wertvolle, qualitativ hochwertige Ackerflächen würden zusätzlich
unwiederbringlich zerstört.

Wir halten diese Vorgehensweise, vorne Flächen zu zerstören, um hinten
Böschungen zu stabilisieren, die erst nach den Empfehlungen der Kommission
WSB geschaffen wurden, in der heutigen Zeit nicht mehr für angebracht. Sie
nimmt den Menschen und der Region Chancen für Zukunftsperspektiven. Zudem
bleibt die Frage offen, woher die Massen zur Verfüllung der neuen
Abgrabungen kommen sollen.

Wir schlagen daher vor, dass unter enger Mitarbeit des Landes NRW, der
Anrainerkommunen und VertreterInnen der Zivilgesellschaft sehr zeitnah alle
denkbaren Szenarien geprüft werden, vorhandene Gesteinsmassen im
Tagebauumfeld zu verwenden. Beispielhaft seien die deponierten Abraummengen
der noch nicht rekultivierten Außenkippe an der Sophienhöhe aufgeführt.

Um Rekultivierungsanforderungen erfüllen zu können, schlagen wir vor, dass
das zentrale Rekultivierungsgebiet "Sophienhöhe" ausgeweitet wird auf den
Raum um den Hambacher Wald - also die o.a. Waldvernetzung und eine nach
Süden hin verlaufende Walderweiterung erfolgt. Diese Vorgehensweise wurde
bereits erfolgreich beim RWE-Artenschutzprogramm angewendet. Hier stellen
wir uns u.a. auch die Ansiedlung von Reallaboren vor, die für die Forschung
klimaresistenter Zukunftswälder wertvolle Arbeit leisten können.

Weiterhin schlagen wir vor, dass sehr zeitnah eine Machbarkeitsstudie für
den Restsee-Hambach (mit gleichen, bereits oben genannten Beteiligten)
erfolgt. Diese sollte dann Klarheit geben, ob ein See unter der Maßgabe des
Schutzes der wertvollen Ressource Wasser realisierbar ist und ob und welche
Teile des Tagebaus in welchem Zeitraum unter Berücksichtigung auch von
Faktoren, wie Weiterentwicklung Klimawandel und Folgen für Gewässer (z.B.
Rhein) mit größter Wahrscheinlichkeit als Restsee umsetzbar sind - und
welche Szenarien für die verbleibenden Tagebauflächen entwickelt werden
können - unter den Aspekten Sicherheit, Naturraum, Kosten und
strukturentwicklungsrelevanten Faktoren.

Ein weiterer zu berücksichtigender Aspekt ist die Realisierung von
Windkraftanlagen, der ersten deutschen Gigawatt-Phovoltaikanlage am Südhang
der Abraumhalde Sophienhöhe, schwimmende PV-Anlagen im möglichen Restsee
sowie Anlagen zur Sektorkopplung, z.B. zur Wasserstofferzeugung als
Leuchtturmprojekt des Strukturwandels hin zu erneuerbaren Energien



Wir würden uns freuen, wenn Sie sich aktiv einbringen würden in die
Diskussion um die Ermöglichung von Strukturwandelmaßnahmen für Kerpen, die
Entwicklung zukunftsweisender Raumgestaltung im Bereich Hambacher Wald und
Sophienhöhe in Verbindung mit Tagebau Hambach und damit verbunden einem
fairen Umgang mit allen vom Tagebau Betroffenen in der Region. Jede
Raumentwicklung muss an die Stärken und Chancen anknüpfen. Im definierten
Raum zwischen der Kartbahn und Morschenich und der BAB A 4 alt und neu sind
das die Kerne der alten Bürgewälder, die es im Sinne des Klima- und
Umweltschutzes und der Biodiversität nachhaltig zu vernetzen gilt.

Über eine Antwort hinsichtlich unserer aufgezeigten Risiken und
vorgeschlagenen Alternativen sowie der prozessualen Anregungen freuen wir
uns. Gerne sind wir auch bereit Ihnen unsere Ideen persönlich vorzustellen.

Zur Schaffung von Transparenz erhalten dieses Schreiben Stadt Kerpen,
Gemeinde Merzenich, Mitglieder kleine WSB-Kommission und Landrat des 
Rhein-Erft-Kreises, Zukunftsagentur Rheinisches-Revier, RWE, 
Landes-Umweltministerium - darüber hinaus findet eine Veröffentlichung für die
Zivilgesellschaft via Presse statt.

Mit freundlichen Grüßen,

Andreas Büttgen


Anlagen:

- 1. RWE-Skizze Halbinsel-Lösung Hambacher Wald

- 2a. Waldvernetzung und -ausbau (Vorschlag ZKS)

- 2b. Waldvernetzung und -ausbau (Vorschlag ZKS) inklusive Kiesgruben

- 3. Vernetzungskonzept - Weiterentwicklung inkl. Kiesgruben,
Manheim/Morschenich, Kartbahn dynamisch in google unter:

https://www.google.com/maps/d/viewer?mid=1RM7Nloo-FNuns1HWIT-QPqKIV-nVBteeo&ll=50.87954739190235%2C6.593048050000107&z=12

- 4. Planung Kiesgruben im Bereich Hambacher Wald/Tagebau Hambach

Die Anlagen sind einzusehen in der PDF-Version des Briefes unter:

www.buirerfuerbuir.de/images/pdf/brief_min_pinkwart.pdf

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de
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SPRACHE/1015: Fremdsprachen - Das Akzentparadox (idw)


Ludwig-Maximilians-Universität München - 07.02.2020

Fremdsprachen - Das Akzentparadox



Menschen, die eine Fremdsprache lernen, sind sich zwar typischer
Aussprachefehler bewusst, machen diese Fehler trotz jahrelangen Übens aber
oft weiterhin selbst. Eine LMU-Studie zeigt nun, dass jeder dabei die
eigene Aussprache am besten findet.

Menschen, die eine Fremdsprache lernen, kämpfen oft mit der richtigen
Aussprache. Der "th"-Fehler der Deutschen beim Englischlernen ist hier
typisch. "Senk ju vor träwelling" ist zum Klassiker geworden, viele
Menschen lachen darüber, auch wenn sie den Fehler selbst machen. Das
Paradoxe: Obwohl sie den deutschen Akzent generell einfach bei anderen
Menschen hören, können Sprachschüler oft bei sich selbst entsprechende
Fehler trotz jahrelangen Übens nicht abstellen. Die
LMU-Sprachwissenschaftlerinnen Eva Reinisch und Nikola Eger haben zusammen
mit Holger Mitterer von der Universität Malta nun einen Grund für dieses
Akzentparadox gefunden: "Viele Menschen überschätzen das eigene Niveau
ihrer Aussprache", sagt Reinisch. "Sie finden ihr Englisch in der Regel
besser als das anderer Sprachschüler, obwohl sie die gleichen Fehler
machen." Diese Selbstüberschätzung ist ein wichtiger Grund, der es so
schwer macht, eine Fremdsprache akzentfrei zu lernen.

Im Rahmen der Studie lasen insgesamt 24 Probandinnen zunächst 60 einfache
Sätze vor wie "The family bought a house", "The jug is on the shelf" oder
"They heard a funny noise". Einige Wochen später hörten die
Teilnehmerinnen einzelne aufgenommene Sätze von insgesamt vier Sprechern
wieder, von sich selbst und drei anderen. Nach jedem Satz sollten sie die
Aussprache in Form einer Schulnote bewerten. Um zu verhindern, dass die
eigenen Sätze erkannt werden, wurden alle Aufnahmen verfremdet, im
konkreten Fall in typisch männliche Stimmen umgewandelt. "Das ist
entscheidend, die Probandinnen sollten sich nicht bewusst sein, dass sie
auch ihre eigenen Stimmen hören, sonst könnten wir ihre Bewertungen auch
nicht ernst nehmen", sagt Holger Mitterer. Das Ergebnis war klar: In allen
Fällen haben die Probandinnen sich selbst mit der besten Aussprachenote
bewertet, obwohl sie ihre "eigene" Stimme nicht mehr erkannt haben. "Wir
waren schon überrascht, dass wir diese Selbstüberschätzung so deutlich
zeigen konnten", sagt Reinisch.

Für den Effekt gibt es mehrere Erklärungen. Zum einen wissen die Forscher
aus früheren Studien, dass Akzente, die man gut kennt, einfacher zu
verstehen sind. "Unsere eigene Stimme kennen wir gut und finden sie daher
gut verständlich", sagt Reinisch, die am vom Institut für Phonetik und
Sprachverarbeitung forscht. "Deswegen finden wir eventuell unseren eigenen
Akzent gut verständlich und daher besser, als er ist." Eine andere
mögliche Erklärung ist der sogenannte "mere-exposure"-Effekt. Dieser
Effekt beschreibt, dass wir Dinge, die wir kennen, als angenehmer
einschätzen. Die eigene Aussprache ist natürlich etwas, das wir gut
kennen.

Die Erkenntnisse zeigen, wie wichtig externes Feedback beim
Fremdsprachenlernen ist, da es gezielt Fehler bewusst macht. "Wir können
uns nicht verbessern, solange wir denken, dass wir eigentlich schon ganz
gut sind", betont Reinisch. Ansonsten droht ein Effekt, den die Forscher
"Fossilisierung" nennen. Man glaubt, man habe das Ziel in der Aussprache
schon erreicht, obwohl das objektiv nicht der Fall ist, und sieht daher
keinen Grund mehr, weiter zu üben. Die LMU-Sprachwissenschaftler denken
darüber nach, wie man künftig die Aussprache mit Hilfe von Apps verbessern
könnte, die ein externes Feedback generieren.


Originalpublikation:

Holger Mitterer, Nikola Anna Eger und Eva Reinisch:

My English sounds better than yours: Second-language learners perceive
their own accent as better than that of their peers.

PLOS ONE 2020

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution114

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ludwig-Maximilians-Universität München, 07.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/4425: Kiel - William Boehart "Das Judaskreuz" im Flandernbunker, 12.02.2020


Verein Mahnmal Kilian e.V.

"Das Judaskreuz" 

Lesung von William Boehart

Mittwoch, 12. Februar 2020, 19 Uhr

Kiel - Flandernbunker, Kiellinie 249

Eintritt frei - Spende erbeten



Reale Geschichte zur Verfolgung Menschen jüdischen Glaubens und Fiktion in
Form eines Krimis - geht das zusammen? In seinem Roman "Das Judaskreuz" hat
William Boehart sich dieser schwierigen Aufgabe angenommen. Seit einem Jahr
ist der Autor in ganz Deutschland und sogar im Ausland auf Lesetour mit
seinem Werk. Am Mittwoch, den 12. Februar wird er um 19 Uhr im Kieler
Flandernbunker aus seinem Buch lesen und auch für Diskussionen zur
Verfügung stehen.

Seine Geschichte beginnt im Oktober 1879: Auf dem Sockel eines halbfertigen
Kriegerdenkmals auf dem Möllner Marktplatz liegt ein Toter. In seinem
Rücken steckt ein Dolch, doch alles deutet darauf hin, dass er erwürgt
wurde. Der Hamburger Kriminalinspektor Jakob Hundt steht vor einem Rätsel:
Fiel der Kaufmann seiner jüdischen Herkunft zum Opfer? " Dieser Roman soll
unterhalten, aber auch zum Nachdenken anregen", sagt sein amerikanischer
Autor William Boehart, der jahrzehntelang als Historiker und Archivar für
den Kreis Herzogtum Lauenburg gearbeitet hatte.

Eintritt frei, Spenden erbeten

 * 

Quelle:

Verein Mahnmal Kilian e.V.

Flandernbunker, Kiellinie 249, 24106 Kiel

Telefon: 0431 - 260 630 9

E-Mail: info@Kriegszeugen.de

Internet: www.mahnmalkilian.de
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LESUNG/4424: Lippstadt - Walter Sittler liest und spielt Dieter Hildebrandt, 16.02.20


Stadt Lippstadt

Walter Sittler liest und spielt Dieter Hildebrandt - "Ich bin immer
noch da"

Zusammengestellt aus den Werken von Dieter Hildebrandt und dem Buch
von Rolf Cyriax "Was aber bleibt"



Lippstadt. Walter Sittler verkörperte und las bei seinen letzten 
Solo-Gastspielen "Prost, Onkel Erich" und "Als ich ein kleiner Junge war"
in Lippstadt Erich Kästner.

Nun wird er am 16. Februar um 19 Uhr in der Aula des Evangelischen
Gymnasiums aus Texten von Dieter Hildebrandt lesen. Seine
außergewöhnlich einfühlsame und gleichzeitig zwerchfellerschütternde
Darbietung der Pointen Hildebrandts ist eine wunderbare Hommage an den
großen Kabarettisten.

Der 2013 verstorbene Künstler Dieter Hildebrandt galt als
einflussreichster Kabarettist Deutschlands. Er gehörte zu den
Gründungsmitgliedern der Münchner Lach- und Schießgesellschaft und
schuf die politisch-kabarettistischen Sendungen "Notizen aus der
Provinz" und "Scheibenwischer". So avancierte Dieter Hildebrandt zur
moralischen Instanz der deutschen Fernsehnation, der den Politikern
über Jahrzehnte den Spiegel vorhielt. Auch als Buchautor machte sich
Dieter Hildebrandt einen Namen.

Walter Sittler verleiht den Gedankenblitzen von Dieter Hildebrandt ein
hohes Maß an Authentizität. Und da die Hildebrandtschen Texte aus 60
Jahren nicht nur ein Quell der Freude, sondern geradezu verblüffend
weitsichtig und von einer Zeitlosigkeit sind, wird der kabarettaffine
Zuhörer seine helle Freude haben.

Termin: Sonntag, 16. Februar 2020, 19 Uhr

Preise: 22,- / 20,- / 18,- / ermäßigt: 11,- / 10- / 9,-

Dauer: ca. 2 Stunden 10 Minuten inklusiv 1 Pause

Ort: Aula des Evangelischen Gymnasiums

Veranstalter: KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de;
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr, und ONLINE über das 
VIBUS-Ticketportal

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 29.01.20

Pressestelle

pressestelle@stadt-lippstadt.de

Tel: 02941/980-313
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INTERNATIONAL/276: Chile - Die Freiwilligen der Würde (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Chile 

Die Freiwilligen der Würde
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Ein Dutzend Hilfsbrigaden rettet Verletzte auf den
Demonstrationen in Santiago de Chile. Wie arbeiten sie? Wie entkommen
sie den Kugeln der Polizei?

Santiago de Chile, 27. Januar 2020, Cosecha Roja - Am Abend des 18.
Oktober erhielt Claudio Chávez (23), Krankenpflegeschüler im vierten
Studienjahr an der Universidad de los Andes, einen Anruf. Eine
Freundin braucht seine Hilfe: In ihrer Wohnung saß jemand mit einer
schweren Verletzung am Auge. Als Claudio dann auf die Straße trat,
schockierte ihn, was er da sah.

"Die Demonstration war heftig. Es gab viel Gewalt auf der Straße",
erinnert er sich. An diesem Morgen hatte er nur einen
Erste-Hilfe-Koffer mit den üblichen Utensilien, die man darin normal
vorfindet, dabei. Auf dem Weg aus der Innenstadt Santiagos heraus
wusste er, dass die Zahl der Verwundeten jetzt täglich steigen würde.
Er schwor sich noch mehr zu helfen: Er konnte nicht Zuhause sitzen
bleiben und zusehen, wie Menschen ihre Augen verloren oder auf andere
Art verletzt wurden.

Nach über 40 Tagen Freiwilligenarbeit steht er vor dem Hauptgebäude
der Brigade des Blauen Kreuzes auf der Corwne-Plaza-Galerie. Andere
Freiwillige malen dort breite Kreuze auf das schwarze Tor. Nur wenige
Meter weiter befindet sich jener Ort, der zur zentralen Ikone der seit
mehr als drei Monaten stattfindenden Demonstrationen geworden ist: der
Baquedano-Platz oder - wie die Demonstrant*innen ihn umbenannt haben -
der Platz der Würde.

Neben der Brigade des Blauen Kreuzes (so nennt man sie wegen des
Kreuzes auf ihrer Tür und um sie vom Roten Kreuz zu unterscheiden)
gibt es mindestens ein Dutzend weiterer Organisationen. Jede Brigade
setzt sich aus medizinischem Personal, Studierenden der Krankenpflege,
Medizinstudent*innen, Kinesiologie-Student*innen und auch aus Personen
aus der Tourismusbranche oder mit Technikkenntnissen zusammen. Alle
tragen sie weiße Schutzanzüge, Schutzbrillen und Atemschutzmasken. Sie
schlängeln sich durch das Getümmel und retten die Verletzten. Das
alles ist nötig, weil es seit dem 18. Oktober eine Verletzungskrise
gibt. Diese Krise hat bis heute insgesamt 29 Tote hinterlassen.

Gemäß den Daten des Nationalen Instituts für Menschenrechte (INDH) vom
30. Dezember 2019 befanden sich 3.583 Verletzte in Krankenhäusern, 359
davon mit einer Augenverletzung. 2.050 von ihnen wurden von einem
Schuss nicht zu identifizierender Patronenkugeln oder Projektilen
getroffen. Das sind 27 Verletzte pro Tag in den 74 Protesttagen des
Jahres 2019.


Die trügerische Ruhe danach

Es ist Dienstag, 18 Uhr, Mitte Dezember: Patricio Acosta (51) betritt
das Hauptquartier des Roten Kreuzes in der Avenida Santa Maria im
Stadtteil Providencia. Er ist Geschäftsführer des Roten Kreuzes in
Chile. Er trägt ein weißes Polohemd mit einem Streifen auf der Brust
und einem Kreuz auf dem linken Ärmel. Das ist derselbe Mann, der im
November in Chiles Medien mit seinem dringenden Aufruf zur
medizinischen Versorgung ein Echo ausgelöst hat. Das tat er, weil
Erste-Hilfe-Material fehlte, denn es gab so viele Verletzte, die die
Freiwilligen in den ersten Wochen der Proteste unterstützt hatten. Er
ist es auch, der Zweifel an den Zahlen des Nationalen Instituts für
Menschenrechte erhob und meinte, dass sie viel zu wenige Verletzte
gezählt hätten.
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Das Gesicht des Sohnes einer Dozentin und des jüngeren Bruders zweier
Lehrer (sie haben ihm ihr soziales Engagement vererbt) sieht ganz müde
aus. Inmitten eines riesigen Büros voller Sessel in den Ecken und
sauberen braunen Holzwänden denkt er nach und fühlt sich besser. Die
Arbeit, die er in den letzten beiden Wochen als Koordinator für die
Freiwilligen, die auf die Straße gehen, geleistet hat, war jetzt
entspannter. Im ersten Monat mussten 60 Freiwillige in das Epizentrum
des Protests, das etwa 300 Meter über dem Mapocho-Fluss liegt,
hinausziehen, heute reichen 15 pro Tag. Erstens ist ihre Anwesenheit
dank des Rückzugs von Schusswaffen weniger notwendig, und zweitens ist
es jetzt heißer und sie wollen nicht mehr als notwendig in der Hitze
stehen. Für ihn verhält es sich direkt proportional: Je weniger
Demonstranten auf der Straße stehen, desto weniger Menschen brauchen
Hilfe.

Acosta ist ein sozialer Kommunikator, der vor 22 Jahren zum Roten
Kreuz kam. Er wollte damals einen Freund begleiten. Die autonome
Einheit des Roten Kreuzes, stellt er klar, arbeite nicht mit einer der
unabhängigen Brigaden zusammen, welche nach den Unruhen zu Beginn
entstanden und die Einsätze des Roten Kreuzes imitiert haben. Aber sie
hätten mit diesen Gruppen über WhatsApp kommuniziert, miteinander
gesprochen, Informationen und auch nützliche Geschichten ausgetauscht.
Viel aber arbeiteten sie nicht gemeinsam.


Die kleinen Gesundheitsriesen

Auf einigen Tischen hinten auf einer Kunsthandwerkermesse in Pío Nono,
vor der juristischen Fakultär der Universidad de Chile, stehen große
weiße Säcke mit vielen unterschiedlichen Dingen darin. Im Innern
findet man Seren, Spritzen, Mullbinden, Handschuhe, Windeln und
Verbandsmaterial. Es sind Spenden, die Leute der Hilfsbrigade ganz in
der Nähe des Baquedano-Platzes gebracht haben. Diese Brigade betreute
in den ersten drei Wochen zwischen 70 und 150 Personen pro Tag. Heute
sind es noch 20 bis 25.

Sie könnten nur mit Hilfe von außen unabhängig bleiben, sagt Matías
Feliú (21), einer der Leiter der UST-Brigade, eine jener Brigaden, die
am meisten vor der Universität steht. Die Brigade lagert viele ihrer
Hilfsmittel in einem benachbarten Teil des Gebäudes. Es dient ihnen
als Wand, um mit dem Rücken gedeckt zu stehen.

Die Brigadist*innen helfen sich gegenseitig. Entweder versorgen sie
die Ärzte der einzelnen Rudel mit Vorräten oder sie machen einer
Gruppe, die Hunger hat, etwas zu essen.

Obwohl sie versuchen die Arbeit erträglich zu gestalten, sie sich auf
die Menschen und verschiedenes verlassen, sind sich die Brigadisten
auf dem Baquedano-Platz über ein Problem einig, das sie alle betrifft:
Die Polizei handele ohne Kriterien, sie nutzten die Tage, an denen sie
die Oberhand halten, um noch das Helfen zu unterdrücken.


Unterdrückt nur schön, egal wen

In der Woche des 8. Dezember wurde der Brigadeposten des Colectivo
Inquieto in einer niedergebrannten Eckfiliale der Santander-Bank in
Irene Morales, die dem Zorn der Vermummten erlag, ohne ersichtlichen
Grund von den Wasserwerfern angegriffen. Polizeifunktionäre kamen
vorbei und wollten wissen, ob sie Benzin hätten und wohl
Molotow-Cocktails bauen wollten. Die Dosen waren mit Wasser gefüllt,
sagt Melissa León (24), Abenteuertourismusstudentin und Brigadistin
des Colectivo Inquieto.

"Am Anfang waren wir sehr verwirrt davon, wie das Rote Kreuz
arbeitete", sagt Sebastián, Leiter von Pío Nono. Aber als die
Unterschiede zunahmen und die Funktionäre merkten, dass sie nicht alle
gleich waren, änderte sich die Vorgehensweise. Jetzt ist die Beziehung
so, wie sie sie zu jedem Demonstranten aufbauen. Sogar Polizisten sind
beigetreten, um die Verwundeten abzuhalten."

So kommt es zu einer weiteren komplizierten Situation für die
Freiwilligenarbeit. Die Stellen, wo sie sich positioniert haben, sind
improvisiert. Da sind teils Fliegen, da ist schlechter Geruch und die
Böden sind nicht gerade steril. So sieht die Situation der Brigade des
Blauen Kreuzes auf etwa zehn Quadratmetern aus. Beim Colectivo
Inquieto gibt es Graffitis an der Wand, auf denen in großen Lettern
"Nicht urinieren" steht.


Trotzdem müssen sie jeden Tag aufräumen

Vor einem Monat war die Avenida Libertador Bernardo O'Higgins, in der
das Blaue Kreuz sitzt, in einer völlig anderen Lage: Es fuhren keine
Busse und beide Straßenseiten waren voller Menschen. "Der Krieg
formiert sich nebenan", sagt Claudio, während er mit seiner Hand
Richtung Ramón Corvalán zeigt. In diesem Moment bricht nicht gerade
ein Krieg aus, aber es hagelt lautes Pfeifen und Kommentare von
Demonstrant*innen und den Mitgliedern der Spezialeinheiten, die neben
einer mobilen Wachstation stehen, die mit weißen Farbflecken verziert
ist. Die Situation könnte sich weiter zuspitzen.

Claudio ist es unangenehm zu sagen, dass er eine private Universität
in Las Condes besucht. Dieselbe Institution, die in der ersten Woche
der Krise keinen Unterricht hatte, in der danach aber, irgendwie
gezwungenermaßen, wieder unterrichtet wurde, erzählt er. Es besteht
ein starker Widerspruch zwischen der Einrichtung, wo er lernt und in
der es kaum zu Unruhen kam, und dem angespannten Ort, an dem er Hilfe
leistet. "Wenn ich ehrlich bin, sah ich keine Unterstützung der
Fakultät für Krankenpflege für die Studenten, die demonstrieren
wollten. Wir hätten während der intensiven Protesttage viel helfen
können". Sie waren eine Minderheit und dann gaben die Kommilitonen,
die teilgenommen hatten, auf und gingen nicht mehr hin.
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Die Freiwilligen sind meistens jung, engagieren sich für soziale
Belange, kommen aus sozial schwachen Bevölkerungsteilen oder von
privaten Universitäten, die stigmatisiert werden. Einige arbeiten in
Gesundheits-, andere in Handwerksberufen. In Zeiten der Krise scheinen
alle nützlich zu sein. Es gibt Schildträger*innen, die die
Rettungssanitäter*innen oder Ärzt*innen bei den Einsätzen vor Kugeln
schützen, Kugeln entfernen und mit Mull verbinden. Die meisten fühlen
sich berufen zu dienen, oder sie sagen, sie seien dort, um die Ideale
der Protestierenden zu verteidigen. Es ist eine Arbeit von Tag zu Tag,
jeder Tag ein Marathon und ganz und gar unbezahlt.

Es ist acht Uhr abends und die Freiwilligen machen sich fertig. Sie
schließen ab und gehen. Morgen müssen sie zurückkehren, so lange bis
sich die Geister des Ausbruchs dieser Krise, der so massiv und
gewalttätig war, beruhigt haben.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/repression-widerstand/die-freiwilligen-der-wuerde/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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AKTION/205: Lippstadt - "One Billion Rising", Weltweiter Aktionstag gegen Gewalt an Frauen und Mädchen, 14.02.20


Stadt Lippstadt

"One Billion Rising" - Eine Milliarde erhebt sich
Weltweiter Aktionstag gegen Gewalt an Frauen und Mädchen auch in
Lippstadt



Lippstadt. Unter dem Motto "Bewegen - Erheben - Leben? findet am
Freitag, 14. Februar 2020, wieder der weltweite Aktionstag "One
Billion Rising" statt. Ab 16 Uhr wird der Lippstädter Rathausplatz
einer von vielen Orten weltweit sein, wo sich Menschen versammeln, um
sich gegen Gewalt an Frauen und Mädchen einzusetzen. Mittel des
Protestes ist auch dieses Jahr wieder der Tanz: Zu der "One Billion
Rising"-Hymne "Break the Chain - Spreng die Ketten" können die
Teilnehmer ihre Solidarität mit Mädchen und Frauen in der ganzen Welt
bekunden.

"Wir möchten Mädchen und Frauen auf der ganzen Welt Mut machen,
zeigen, dass wir viele sind und gemeinsam etwas bewirken können",
erklärt Daniela Franken, Gleichstellungsbeauftragte der Stadt
Lippstadt. Gewalt gegen Mädchen und Frauen bleibt in der öffentlichen
Wahrnehmung oft unsichtbar, dabei erfährt laut einer UN-Statistik jede
dritte Frau im Laufe ihres Lebens Gewalt.

"Viele Lippstädter sind in den vergangenen Jahren unserem Aufruf
gefolgt. Auch dieses Jahr hoffen wir auf eine rege Teilnahme und viele
Mittänzer", betont Franken. Die Choreografie des Tanzes kann im
Vorfeld unter der Anleitung von Zumbatrainerin Kerstin Karwath
gemeinsam eingeübt werden, bevor sie zur Musik getanzt wird. Wer jetzt
schon üben möchte, kann das mithilfe des Trainingsvideos. Das Video
ist online auf der Seite der Gleichstellungsstelle unter
www.lippstadt.de/gleichstellung einzusehen. Sonst ist aber "spontanes
Mitmachen" auf jeden Fall willkommen, so Franken.

Während der Aktion auf dem Rathausplatz kann auch wieder das
Charityarmband gegen Gewalt an Frauen der "UN Woman" erworben werden.
Der Erlös von 35 Euro pro Armband kommt dem Frauenhaus Soest zugute.

Fragen zur Aktion beantwortet die Gleichstellungsstelle unter der
Telefonnummer 02941/ 980 330 oder unter gleichstellung@stadt-
lippstadt.de.

Hintergrund:

In Lippstadt wird die Aktion von der Arbeitsgemeinschaft Mädchen
organisiert, der die Arbeiterwohlfahrt mit dem Jugendmigrationsdienst,
die Diakonie Ruhr-Hellweg, Schulsozialarbeit Lippe-Berufskolleg, die
Evangelische Kirchengemeinde Lippstadt, der Jugendtreff Shalom, der
INI Firmenverbund, der Sozialdienst katholischer Frauen, BWZ
Juchaczstraße und das Familienzentrum am Stadtwald, der Sozialdienst
Katholischer Männer, Treff am Park und die Stadt Lippstadt, mit der
Gleichstellungsstelle sowie dem Jugend- und Familienbüro (u. a.
Mehrgenerationenhaus Mikado) angehören.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 06.02.20

Pressestelle

pressestelle@stadt-lippstadt.de

Tel: 02941/980-313
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TREFF/331: Berlin - Modenschau mit nachhaltiger Kleidung, 11.02.2020


Technische Universität Berlin

Modenschau mit nachhaltiger Kleidung

Wie aus alten aufgepeppten Wollsachen nachhaltige Kleidung wird

Einladung zur Upcycling-Modenschau von und mit TU-Studierenden



Alles schon mehrmals getragen und gewaschen - Wollpullover, Strickjacken
und Ponchos. Trotzdem sehen sie schick und wie neu aus: Wie das geht,
zeigen Studierende des Studiengangs Arbeitslehre/Modul Textil und Mode am
Fachgebiet Arbeitslehre/Ökonomie und nachhaltiger Konsum der TU Berlin bei
einer Modenschau.

Interessierte sind herzlich eingeladen!

Zeit: am Dienstag, dem 11. Februar 2020, 19.30 Uhr

Ort:  Oxfam MOVE Berlin, Wilmersdorfer Straße 74, 10629 Berlin

Die Textilforscherin, Designerin und wissenschaftliche Mitarbeiterin Dr.
Josephine Barbe am Fachgebiet Arbeitslehre/Ökonomie und nachhaltiger
Konsum der TU Berlin hat die Modenschau mit sogenannter Upcycling-Mode
initiiert. "Aufgearbeitete, aufgepeppte und wiederverwertete Kleidung und
Stoffe sind ein Beitrag zu nachhaltigem Konsum und damit zum Klimaschutz",
sagt Dr. Josephine Barbe, "denn durch das modische Umarbeiten
ausrangierter Kleidung spart man CO2, das bei einer neuen Produktion
unweigerlich entsteht."

Vor der Modenschau der TU-Studierenden hält Dr. Josephine Barbe einen
Vortrag zum Thema "Mode & Klima".

Der Eintritt ist frei.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin, 07.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/182: Mönchengladbach - "junge SchreibFABRIk", Schreibworkshop für Jugendliche, 14.03.-16.05.20


Stadt Mönchengladbach

"junge SchreibFABRIk" der Stadtbibliothek geht in die vierte
Runde

Workshopreihe für schreibbegeisterte Jugendliche



Bereits zum vierten Mal startet die Stadtbibliothek Mönchengladbach
die "junge SchreibFABRIk MG" für schreibbegeisterte Jugendliche
zwischen 12 und 17 Jahren. Zusammen mit dem Autorenehepaar Nadine und
Ansgar Fabri probieren die Teilnehmer Kreativitätstechniken aus,
basteln am Plot der eigenen Story, entwickeln Figuren, lernen
Spannungsbögen aufzubauen und experimentieren mit Sprache und
Stilmitteln.

Außerdem gibt es Antworten auf Fragen rund um das Thema
Veröffentlichen. Das Projekt wird im Rahmen von "SchreibLand NRW" vom
Literaturbüro NRW, dem Verband der Bibliotheken des Landes NRW (vbnw)
sowie dem Ministerium für Kultur und Wissenschaft des Landes NRW
unterstützt.

Wann? 5 Termine plus Abschlussveranstaltung sind in 2020 geplant:
Samstag 14.03., 21.03., 28.03., 25.04., 09.05., 16.05., jeweils von
10.15 Uhr bis 13.15 Uhr.

Wo? Zentralbibliothek, Carl-Brandts-Haus, Blücherstraße 6, 41061
Mönchengladbach

Wie? Anmelden unter 02161-25 63 41 oder service-

bibliothek@moenchengladbach.de

Die Teilnahmegebühr beträgt 25 Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 06.02.20

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de
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LESUNG/6610: Marbach - Autorenlesung und Gespräch mit Michael Wildenhain, 14.02.2020


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Februar 2020

Freitag, 14. Februar, 19.30 Uhr

Archivgebäude, Humboldt-Saal

Autorenlesung und Gespräch: Michael Wildenhain



Roland S. Kamzelak und Bodo Plachta sprechen im Rahmen der Tagung
'Werk und Beiwerk' mit dem Berliner Schriftsteller Michael Wildenhain
über die Bedeutung des Beiwerks für das Schreiben.

Anschließend liest er zum ersten Mal aus seinem eigenen 'Beiwerk'.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Februar 2020

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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TREFF/1296: Marbach - Zeitkapsel 57: Mehr als nur Spielzeug, über sprachliche u. künstlerische Ausdrucksformen, 13.02.20


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Februar 2020

Donnerstag, 13. Februar, 20.00 Uhr

Archivgebäude, Humboldt-Saal

Zeitkapsel 57: Mehr als nur Spielzeug. Warum Hans Magnus
Enzensberger nicht bloß Bücher schreibt



Im Rahmen der Tagung 'Werk und Beiwerk' öffnet Jan Bürger, Leiter des
Siegfried-Unseld-Archivs im DLA, die Archivkästen mit Vorarbeiten zu
Hans Magnus Enzensbergers Wortspielzeugen und Buchumschlägen und fragt
nach den Verbindungen zwischen sprachlichen und künstlerischen
Ausdrucksformen bei ihm, Ror Wolf, Sibylle Lewitscharoff, Herta Müller
und vielen anderen Autorinnen und Autoren der Literatur nach 1945.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Februar 2020

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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TREFF/1295: Berlin - AKADEMIE ZUR LYRIKKRITIK, Der Verriss in Geschichte und Gegenwart, 14.02.2020


Haus für Poesie, Programmvorschau für Februar 2020

FR., 14.2.20, 19.30 UHR

AKADEMIE ZUR LYRIKKRITIK

Der Verriss in Geschichte und Gegenwart 

oder: Tiefenbohrungen in die Lyrikkritik vergangener Jahrhunderte



Pecha Kucha-Abend mit Irina Bondas | Eric Ehrhardt | Alexander Estis |
Jan Kuhlbrodt | Regina Menke | Patty Nash | Marcus Neuert | Florian Neuner
| Michael Wolf | Thomas Hashemi | Moderation Asmus Trautsch | Gastreferent
Nico Bleutge

Mit einem Blick zurück werfen wir ein Licht auf jüngere und jüngste
'Krisen' und Debatten (oder Nichtdebatten). Lässt sich den Kunstrichtern
vergangener Jahrhunderte und ihren auf den ersten Blick so fremd
anmutenden Missionen und Scharmützeln etwas 'ablauschen' - sei es nur, um
das eigene Verhältnis zur Polemik nachzujustieren, ein paar unausrottbare
Klischees auszumachen oder neue alte Ideen zu klauen? Was ist am Gestrigen
'heutig', was haltbar, was '(ewig)gestrig' und unhaltbar am Heutigen?

Nach einigen Tiefenbohrungen in zweihundert Jahren Lyrikkritik mit der
Referentin Maren Jäger im Januar präsentieren die TeilnehmerInnen die
Bilanzen ihrer Zwiegespräche und Symposien mit den kritischen Stimmen aus
der Vergangenheit in der ultrakurzen Pecha Kucha-Form, die in
bemerkenswertem Kontrast zur aus heutiger Sicht unfassbaren Länge der in
der Session diskutierten Rezensionen steht. Lessing allerdings hätte sie
bestimmt gemocht. Überdies gibt Nico Bleutge einen Ausblick auf den
kommenden Workshop.

Die Akademie zur Lyrikkritik ist ein Projekt des Hauses für Poesie in
Kooperation mit der Plattform lyrikkritik und wird gefördert durch die
Kulturstiftung des Bundes und durch die Senatsverwaltung für Kultur und
Europa.

Eintritt: 6/4 EUR

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Februar 2020

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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AUSSICHTEN/8890: Und morgen, den 11. Februar 2020 (SB)


+++ Vorhersage für den 11.02.2020 bis zum 12.02.2020 +++






[image: Jean-Luc 8890 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Wolkengrau und Graupelschauer,

starker Wind und Regen

schränken ein, ob Frosch, ob Bauer,

auf den Wirtschaftswegen.
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UNIVERSITÄT/080: Ein Fünfer-Netzwerk für Forschung und Lehre (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 06.02.2020

Ein Fünfer-Netzwerk für Forschung und Lehre

Unter dem Namen "TruMotion" schließt sich die Goethe-Universität mit vier
anderen europäischen Hochschulen zusammen.



Sie hat sich den Namen "TruMotion" gegeben: Bewegung und Austausch stehen
im Mittelpunkt der Allianz der Goethe-Universität mit Hochschulen in Lodz,
Lyon, Mailand und Thessaloniki, die gestern vertraglich besiegelt wurde.
Gemeinsam plant das Bündnis einen ganzen Strauß von Projekten, Programmen
und Studiengängen.

Auf der Ebene der Fachbereiche gab es schon bisher Kooperationen und einen
Austausch, nun haben sich die Leitungen der fünf Hochschulen
zusammengetan, um künftig noch intensiver zu kooperieren. Gestern
(Mittwoch) haben die University of Lodz, die Université Lumière Lyon II,
die Università Cattolica del Sacro Cruce in Mailand, die University of
Macedonia in Thessaloniki und die Goethe-Universität im Büro der
Frankfurter Unipräsidentin Prof. Birgitta Wolff die finalen Vereinbarungen
für die Zusammenarbeit unterzeichnet. Ein erstes Ziel auf dem gemeinsamen
Weg: Die fünf wollen sich um den Titel "Europäische Universität" bewerben
und damit um Fördermittel der Europäischen Union. Aber unabhängig davon
sind schon im Vorfeld der gestrigen Vertragsunterzeichnung zahlreiche
Ideen entstanden.

"Wir wollen eine Marke werden", sagt Prof. Rolf van Dick, als
Vizepräsident der Goethe-Universität zuständig für Internationales, am
Rande des Treffens. Ein Logo gibt es bereits: Entworfen an der Universität
im polnischen Lodz, ziert es bereits die gemeinsamen Dokumente. Fünf
Strahlen, die einen Kreis durchkreuzen - abstrakt, aber assoziationsreich.
Die nun alliierten Universitäten haben viele Gemeinsamkeiten, viele davon
haben mit dem Standort zu tun: "Alle diese Städte sind so genannte Second
Cities. Das heißt, sie sind weder Hauptstädte noch die größten Städte im
jeweiligen Land. Aber es sind facettenreiche Metropolen mit einer starken
Wirtschaft, einem guten gesellschaftlichen Zusammenhalt und einer langen
bürgerschaftlichen und liberalen Tradition", beschreibt van Dick. Und mit
ähnlichen Problemen wie hohen Mietpreisen und einer starken Zuwanderung.
Aber auch die Universitäten selbst haben einiges gemeinsam: Alle sind sie
Volluniversitäten mit Medizin, aber ohne Ingenieurwissenschaften - mit
Ausnahme von Thessaloniki.

Gesellschaftlicher Zusammenhalt, gesellschaftlicher Wandel und
gesellschaftliche Identität - diese Themen drängen sich geradezu auf, wenn
es um eine gemeinsame langfristige Bildungsstrategie geht, einen
gemeinsamen (virtuellen) "europäischer Campus". Als "Europäische
Universität" könnte die Zusammenarbeit konkretisiert und intensiviert
werden. Bei einem Erfolg stünden dem Konsortium bis zu fünf Millionen Euro
für zunächst drei Jahre zur Verfügung.

In einer vielbeachteten Grundsatzrede hatte der französische
Staatspräsident Emmanuel Macron 2017 den Aufbau von zwanzig Europäischen
Universitäten bis 2024 vorgeschlagen, womit er keine neu zu schaffenden
Institutionen meinte, sondern die europäische Vernetzung und Ausrichtung
der bestehenden Hochschulen. In einer für die Europäische Union
schwierigen Zeit sollte die universitäre Wissenschaft als wichtiger Motor
der europäischen Integration gestärkt werden, auf dass die heranwachsende
Generation wieder mehr Verbundenheit zum Projekt Europa entwickele. An der
Goethe-Universität hatte Macron seine Vorstellungen bei einem Besuch im
Oktober 2017 eindrucksvoll bekräftigt - und damit auch die
Goethe-Universität zu einer Initiative inspiriert. Nach einem ersten Anlauf im
Frühjahr 2019 will man sich nun erneut um eine Aufnahme in das Programm
"Europäische Universität" bewerben. Die Goethe-Universität fungiert dabei
als Konsortialführer.

Auf Stärken fokussieren und für die Herausforderungen gemeinsam nach
Lösungen suchen - darum geht es bei der Zusammenarbeit. "In unseren
Regionen haben wir zusammen mehr Start-ups als das Silicon Valley", sagt
van Dick. Die Städte und Landkreise der Universitätsstandorte sind als
assoziierte Mitglieder des Bündnisses mit im Boot, aber auch das
Deutsch-italienische Zentrum für europäischen Dialog, die Villa Vigoni am
Comer See, sowie die Association of Science and Technological Transfer
(ASTP), eine Non-Profit-Organisation mit dem Ziel, Wissenschaft in die
Gesellschaft zu tragen.

Aus dem Treffen in dieser Woche gehen die Mitglieder mit einem
ansehnlichen Arbeitspensum hervor. Wichtige Themen sind Mobilität und
Austausch, ein neuer gemeinsamer Studiengang "Politics, economics and law"
soll eingerichtet werden, der auch eine Anteil an Informatik enthält und
zwei Auslandsaufenthalte beinhaltet. Neue Lehrformate sollen entwickelt
werden, die nicht immer einen Ortswechsel erfordern. Und auch die
Beschäftigten in Wissenschaft und Verwaltung sollen sich miteinander
austauschen und die Arbeitsweisen und Strukturen an anderen Hochschulen
kennenlernen. Langfristig ist auch eine gemeinsame technische
Infrastruktur geplant. Große Ziele, die einen langen Atem erfordern - und
Geld. Die fünf Millionen Euro von der EU würden vieles ermöglichen. Aber
auch, wenn es mit der Bewerbung als Europäische Universität nicht klappen
sollte, will man weitermachen. Man hofft auch auf Unterstützung durch die
eigenen Länder und Regionen.

"Die Hochschulen und ihre Städte sollen zu 'Living Labs' werden",
formuliert Rolf van Dick, zu "Agenten des Wandels", der sich im Sinne der
Menschen vollziehen soll. "Mobilität, Internationalisierung, gemeinsame
Forschung - wir verbinden viele Hoffnungen mit dieser Allianz", sagt
Professor Dimitrios Kyrkilis, Vizepräsident an der University of Macedonia
in Thessaloniki. Sein polnischer Kollege aus Lodz präzisiert für seinen
Standort: "Wir wollen die europäischen Ideen wieder stärker in Osteuropa
verbreiten und die Position der Wissenschaft stärken", so Professor Pawel
Starosta.

Die Präsidien der Hochschulen in Lodz, Lyon, Mailand und Thessaloniki
haben gemeinsam mit Unipräsidentin Prof. Birgitta Wolff die
Kooperationsvereinbarungen zu "TruMotion" unterzeichnet. Gemeinsam will
man sich als "Europäische Universität" bewerben. Von links: Prof. Birgitta
Wolff, Präsidentin der Goethe-Universität, Prof. Stelios D. Katranidis,
Rektor der Universität Thessaloniki, Prof. Antoni Rózalski, Rektor der
Universität Lodz, Prof. Nathalie Dompnier, Präsidentin der Universität
Lumière Lyon 2 und Edilio Mazzoleni von der Universität Mailand. (Foto:
Uwe Dettmar)




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main, 06.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/127: Europaweite Bürgerkampagne zum Bedingungslosen Grundeinkommen in 2020 (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Europaweite Bürgerkampagne zum Bedingungslosen Grundeinkommen 
in 2020

Von Marianella Kloka, 7. Februar 2020



Athen, Griechenland - 07.02.2020. Sagt Ihnen der Name Yusaku Maezawa
etwas? Es handelt sich hierbei um einen japanischen Multimillionär.
Nachdem er von der Idee eines Bedingungslosen Grundeinkommens und von
der Tatsache erfahren hat, dass aktuell Regierungen in der ganzen Welt
dahingehende Pilotprojekte befürworten, entschloss er sich, hierfür
Gelder zur Verfügung zu stellen.

Nach dem Zufallsprinzip wählte er 1.000 Personen aus, die ihm auf
Twitter folgen und schloss eine Vereinbarung mit ihnen: Er verteilte
insgesamt 9 Millionen Dollar, das heißt 9.000 Dollar an jede dieser
Personen im Jahr [1]. Der 1. Januar 2020 war dabei das symbolische
Datum des Beginns seiner Initiative.

Eine Frau hat in den Kommentaren unter seinem viralen Tweet [2] dazu
geschrieben, dass "Geld nicht glücklich macht, aber erhebliche
Hindernisse aus dem Weg räumen kann, die den Alltag erschweren. Das
betrifft zum Beispiel meinen Studienkredit, mein aktuelles Unvermögen,
meine Eltern zu unterstützen wie ich es gerne täte, Reisen zu
unternehmen, an der Gesundheitsfürsorge teilhaben zu können etc.". Wir
merken an, dass Maezawa bereits im zweiten Jahr in Folge Geld gegeben
hat und dabei den Geldbetrag sowie die Zahl der Empfänger erhöht hat.

Die weltweite Bewegung für das Bedingungslose Grundeinkommen wird
erwachsen. Gleichzeitig fällt die Vorstellung und Umsetzung dieser
Idee mehr und mehr auf fruchtbaren Boden. Die Gründe dafür liegen auf
der Hand: selbst diejenigen, die an der Spitze des weltweiten Kapitals
stehen, erkennen, dass uns der technologische Fortschritt zu einem
absoluten Verlust von Einkommen führt. Die internationale
Arbeitsorganisation stellt fest, dass wir bis Ende 2020 weltweit 7,1
Millionen Beschäftigungsverhältnisse verloren haben werden. So sind in
Athen alle Angestellten, die noch bis zum vergangenen Jahr in den
Metro-Stationen gearbeitet haben, verschwunden - außer an den
Stationen Omonia, Syntagma und am Verteidigungsministerium. An ihre
Stelle sind neue, "intelligente" Maschinen getreten, die sechs
Sprachen sprechen und ihre Arbeit perfekt erledigen. Das ist nur eines
von tausenden Beispielen, die über unseren Alltag hereinbrechen.

Auf Europäischer Ebene mobilisiert die Bewegung für das Bedingungslose
Grundeinkommen in diesem Jahr mit dem Ziel, die erforderliche Anzahl
von Unterschriften zusammenzubekommen, um so die Initiative im
Europäischen Parlament zu unterstützen und den Dialog zwischen den
Ländern zu fördern, die noch keine Pilotprojekte begonnen haben. In
Griechenland haben bereits 15.771 Menschen unterzeichnet. Schon bald
wird die griechische Initiative für das Bedingungslose Grundeinkommen
[3] ihre Aktionen ankündigen und uns einladen, an einer Initiative im
Finanzbereich teilzuhaben, die so vielversprechend ist, dass deren
Unterstützer sogar davon ausgehen, dass damit die Armut auf der Welt
beseitigt werden kann.

Zum besseren Verständnis darüber, was das allgemeine Grundeinkommen
ist, hat PRESSENZA den 40-minütigen Dokumentarfilm "BGE - Unser Recht
zu Leben" gedreht (mit deutschen Untertiteln) [4].


Die Übersetzung aus dem Französischen wurde von Silvia Sander
vom ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt. 


Über die Autorin

Marianella Kloka ist eine 48 jährige Griechin mit Lebensmittelpunkt in
Athen. Seit 1990 ist sie Mitglied der Humanistischen Bewegung und
außerdem Gründungsmitglied der Organisation 'Welt ohne Krieg und
Gewalt' in Griechenland. Aktuell arbeitet sie als
Menschenrechtsreferentin in der NGO PRAKSIS.


Anmerkungen:

[1] https://basicincome.org/news/2020/01/japan-billionaire-yusaku-maezawa-attempts-a-social-experiment-by-giving-out-9-million-us/

[2] https://twitter.com/yousuck2020/status/1215969851505725441 

[3] https://www.facebook.com/basicincomegr/

[4] https://youtu.be/LrNMAV2qdv0


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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LESUNG/1947: Lippstadt - "Bissiges Biest" in der Vorlesestunde, 13.02.20


Stadt Lippstadt

"Bissiges Biest" in der Vorlesestunde

Lesen und Basteln für Kinder von fünf bis sieben Jahren



Lippstadt. Die nächste Vorlesestunde für Kinder von fünf bis sieben
Jahren findet am Donnerstag, 13. Februar 2020, von 16 bis 17.30 Uhr in
der Thomas-Valentin-Stadtbücherei statt. "Bissiges Biest?!" heißt das
Bilderbuch von Ronda Armitage und Nikki Dyson, das an diesem Tag
gezeigt wird.

Das Buch erzählt vom Leben im Dschungel, das ruhig verläuft, bis ein
bissiges Biest anfängt, die Tiere in den Po zu beißen. Der König des
Dschungels übernimmt schließlich das Kommando und gemeinsam gelingt es
den Tieren, das Biest zu stellen und eine Lösung zu finden.

Im Anschluss an die Vorlesestunde wird wieder gebastelt. Wegen der
begrenzten Teilnehmerzahl ist eine Anmeldung unter 02941/980-240
erforderlich. Für das Bastelmaterial wird ein Kostenbeitrag in Höhe
von einem Euro eingesammelt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 06.02.20

Pressestelle

pressestelle@stadt-lippstadt.de

Tel: 02941/980-313
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AUSSTELLUNG/9766: Berlin - Zwei Ausstellungen der Künstlerinnen-Gruppe "Island between us", 20.2.-21.3.2020


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht vom 9. Februar 2020

Zwei Ausstellungen der Künstlerinnen-Gruppe "Island between 
us" in Berlin



Der rätselhafte Name der Künstlerinnengruppe "Island between us" [1]
entstand aus der Idee, sich Inseln der Zusammenarbeit zu erschließen,
zu denen die Mitglieder aus unterschiedlichen geografischen und
stilistischen Richtungen aufbrechen. Die Orte sollten fern des
heimischen Ateliers liegen. Es gilt, Neues, Unbekanntes zu entdecken.
Dabei steht nicht unbedingt der Gedanke des künstlerischen Austausches
im Vordergrund. Jede hat ihr Zimmer für sich allein zum Arbeiten - in
Skagaströnd war es nur ein Tisch, weiß aber die anderen in der Nähe,
fühlt sich also nicht einsam gestrandet.

Ihre Alchemie spürten die Künstlerinnen zum ersten Mal in der Küche
des Künstlerhauses Lukas in Ahrenshoop, wo sie sich als
Stipendiatinnen 2008 begegneten und neben gutem Essen auch eine
Portion Schalk als verbindendes Element fanden und fortan
kultivierten.

Ihre bisherigen Ausstellungen zeigen, dass sie mehr sind als eine
Gruppe ungefähr gleichaltriger Frauen. Ihre Spielweise ist ähnlich.
Stets schaffen sie sensible Verbindungen. Es liegt ihnen daran,
Gruppenarbeit zu liefern, obwohl jede für sich allein brillieren
könnte. Aber das ist vielleicht das Geheimnis dieses souveränen
Umgangs miteinander. Sie stehen sich nicht im Weg. Die Qualität ihrer
Arbeiten ist gleichwertig. Keine stiehlt der anderen die Show.

Gefundene Dinge spielen eine Rolle. Im Heimatmuseum Münnerstadt
arbeitete jede von ihnen mit einem Gegenstand aus dem Archiv des
Museums. Die Objekte wurden in stilisierten Räumen präsentiert. Sie
alle sind auf die gleiche maßvolle Art in Szene gesetzt. Sie lassen
die Zärtlichkeit spüren, mit denen sie zwar öffentlich ausgestellt,
doch auf diese Weise geschützt werden sollen, vor Entwertung und
Zerstörung, vor dem Vergessen eines Lebensalltags, in den sie
integriert waren.

2019 lebten Island between us ihre Inselexistenz für einen Monat in
einem Haus auf Island, das seit 30 Jahren leer stand und nicht nur den
Sperrmüll und Krempel der einstigen Bewohner barg, sondern zu einer
Mülldeponie im Ort geworden war. Die Künstlerinnen räumten aus und
auf, sie bargen Fundstücke. Dias von Sehenswürdigkeiten in Moskau,
kyrillisch beschriftet, Briefmarken und Papiergirlanden sind einige
dieser Dinge, die zu Kunstwerken transformiert wurden. Die Nummer 4.1.
im Titel der Ausstellung weist darauf hin, dass es der vierte
gemeinsame Inselaufenthalt der Gruppe war.

X25-9 transformer

SUSANNE BRITZ | MIA HOCHREIN

Februar - 21. März 2020

Eröffnung am Donnerstag, 20. Februar 2020, 19 Uhr

Insel-Galerie Berlin [2]

Laudatio: Beate Klompmaker

Susanne Britz, jüngstes Mitglied des Trägervereins der Galerie,
Xanthippe e.V., schließt mit der Kuration der Ausstellung X25-9
transformer den Reigen der X25-Reihe, anlässlich des 25jährigen
Bestehens des Vereins im Jahr 2018 begonnen, ab. Als Partnerin hat sie
Mia Hochrein mitgebracht.

Überdeutlich und mit versteckter Ironie transformieren die
Künstlerinnen Alltagsobjekte in pseudowissenschaftliche und
pseudofaktische Kontexte. Diese skulpturalen Behauptungen entpuppen
sich bei näherer Betrachtung als surreale Bedeutungsverschiebungen.
Mia Hochrein verwendet bevorzugt textiles Material: Die Vorhänge einer
verlassenen Wohnung, abgelegte Arbeitskittel, die Schlafanzüge aus dem
Erbe ihrer Mutter. Sie belauscht diese Stoffe eines Lebens,
transformiert sie in eine neue Erzählung und rettet so ihren Wert und
ihre Bedeutung. Susanne Britz installiert ihre Laboranordnungen in
einem Crossover mit fotografischen und zeichnerischen Elementen mit
dem für ihre Handschrift typischen Witz und verblüffender Poesie.

INSEL-Kabinett 10 SKAGASTRÖND 4.1

STEPHANIE KRUMBHOLZ | INES MEIER | CHRISTIANE GERDA SCHMIDT | 

HRAFNHILDUR SIGURDARDOTTIR
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Eröffnung am Donnerstag, 20. Februar 2020, 19 Uhr

Insel-Galerie Berlin

Projektvorstellung: Stephanie Krumbholz

Susanne Britz, geboren 1974 in Neuwied am Rhein, lebt und arbeitet
seit 2005 in Berlin. Sie studierte Bildende Kunst, Philosophie und
Chemie an der Johannes-Gutenberg-Universität Mainz. 2018 erhielt sie
den Losito Kunstpreis. 

http://www.susannebritz.de

Mia Hochrein, geboren 1955 in Münnerstadt, lebt und arbeitet dort. Sie
studierte Freie Kunst und Visuelle Kommunikation an der
Kunsthochschule Kassel. Sie war Meisterschülerin von Ralf Busz. 2014
erhielt sie den Kunstpreis der Stadt Markheidenfeld. 

http://miahochrein.de

Stephanie Krumbholz, 1967 in Berlin geboren, lebt und arbeitet dort.
Sie studierte Malerei an der Kunsthochschule Berlin-Weißensee. Sie war
Meisterschülerin von Werner Liebmann. 2016 erhielt sie den Kunstpreis
des Freundeskreises - Neues Kunsthaus Ahrenshoop. 

http://www.stephanie-krumbholz.de

Ines Meier, 1982 in Zittau geboren, lebt und arbeitet in Berlin. Sie
studierte Fotografie an der Hochschule für Bildende Künste,
Braunschweig und an der École nationale supérieure des beaux-arts
Paris. Sie war Meisterschülerin von Dörte Eißfeldt. 2018 gewann sie
den Filmpreis für internationale Zusammenarbeit der Robert-Bosch-
Stiftung. 

https://lichtung-berlin.de/

Christiane Gerda Schmidt, 1966 in Dortmund geboren, lebt und arbeitet
in Köln. Sie studierte Visuelle Kommunikation, Malerei und Grafik an
der Fachhochschule Dortmund. Ihre Arbeiten
(Malerei/Zeichnung/Druck/Collage) werden durch die Galerie Zadra,
Luxemburg und Australien, vertreten. Sie ist Mitglied im Bund
Bildender Künstler Köln und der GEDOK Köln. 

http://www.christiane-g-schmidt.de

Hrafnhildur Sigurdardottir, in Garðabær [3] auf Island
geboren, lebt und arbeitet in Reykjavik. Sie studierte am Island
College of Art and Crafts textile Gestaltung und Bildhauerei an der
Universität von Colorado, wo sie mit einem MFA abschloss. 2005 war sie
für den "Nordic Award in Textiles" nominiert, einer der höchsten
Preise dieser Art in Nordeuropa. 2010 war sie Vorsitzende des SIM
(Association of Icelandic Visual Artists). Sie ist noch immer Mitglied
der Vereinigung.


Anmerkungen:

[1] https://www.islandbetweenus.com/ausstellungen.html

[2] https://www.inselgalerie-berlin.de/kontakt/

[3] https://www.facebook.com/pages/Gar%C3%B0ab%C3%A6r/109220622429209?eid=ARArisRHdM9YwRGLoVkLqVT_N8fKiXjMb8M7vzTSqI5uVSRLsZSwX9P-m_mVkOnrHkYFIZErd2Lxb1D_&timeline_context_item_type=intro_card_hometown&timeline_context_item_source=627693993&fref=tag
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AUFBAU/592: Interview - Rojava. Bericht einer Genossin


aufbau Nr. 99, Januar/Februar 2020

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

Interview

Rojava: Bericht einer Genossin



Eine Genossin unserer Organisation besucht seit 2015 regelmässig
Rojava. Sie verfolgt den Verlauf der gesellschaftlichen Prozesse, die
Entwicklung der InternationalistInnen und die geostrategischen wie
militärischen Aspekte. Sie war in der ersten Phase der
Militäroperationen vor Ort und hat zwei Monate dort verbracht.


(raw/gpw): Kannst du einen Überblick über die Situation
seit der Invasion vom 9. Oktober schaffen?

Genossin: Rojava befand sich bereits davor in der Mobilmachung.
Diese läuft seit September des letzten Jahres, die Lehren aus der
Invasion von Afrin wurden gezogen. In der Zeit als klar war, dass die
Panzer für den Moment nicht über die Grenze rollen werden, wurden in
Rojava die gesellschaftlichen Prozesse weiter getrieben und die
Mobilmachung nicht zurückgenommen. Das heisst, das Bewusstsein für den
Krieg zu schärfen, den Widerstand sowohl im Militärischen als auch vor
allem im Zivilen auf den Angriff vorzubereiten und die Ausbildung an
den Waffen zu organisieren.

Als dann deutlich war, dass die Türkei angreifen wird, waren die
Menschen vorbereitet. Natürlich gab es grosse Spannungen: In welchen
Städten an der Grenze werden die Angriffe intensiviert? Wann kommen
die Luftangriffe? Denn es war und ist klar, dass die imperialistischen
Kräfte den Luftraum für den Angriff öffnen. Erste Angriffe mit
schweren Waffen erfolgten in Qamishli, doch schnell zeigte sich, dass
der Hauptangriffspunkt in Serekaniye liegen wird. Das Eigenartige in
einer solchen Situation ist, dass man sich sehr schnell daran gewöhnt.
Man ist sehr aufmerksam, versucht den Verlauf und den Charakter der
Situation zu verstehen. Wenn es sich dann klärt, folgt eine gewisse
Beruhigung. Das Leben geht weiter, Strassen werden geputzt und Häuser
gebaut. Normalität als Waffe gegen Trauma und Ängste.

Serekaniye entwickelte sich zum Widerstandsort gegen den türkischen
Faschismus. Das wurde ermöglicht durch gute Kriegsvorbereitungen, im
Speziellen taktische Elemente gegen die Bombardierungen aus der Luft,
bei denen Lehren aus Afrin umgesetzt wurden. Viele
InternationalistInnen, darunter auch das Internationale
Freiheitsbatallion (IFB), welches nach längerer Zeit wieder aktiver
und eigenständiger Teil der militärischen Operationen ist, waren in
dieser Zeit an der Front in Serekaniye und kämpften mit sehr grosser
Kraft gegen die faschistischen Invasoren. Dieser Widerstand hat eine
sehr grosse Bedeutung.

Im Zuge der unterschiedlichen Abkommen, so auch dem sogenannten
Waffenstillstandsabkommen zwischen der Türkei und den USA, und den
zahlreichen Wechseln der imperialistischen Linie - mal zieht ein
Militärkonvoi hier durch, dann wieder einer einer anderen Kraft, dann
ziehen sich gewisse zurück, nur um später wieder aufzutauchen - war
irgendwann klar, dass dies absolutes imperialistisches Chaos ist. Für
uns hiess das, dass die Spannung und die Widersprüche zwischen den
imperialistischen Kräften uns einen Raum eröffneten, um unsere Sache
zu verstärken und vorzubereiten.


(raw/gpw): Was muss man erwarten, wenn die Türkei
militärisch erfolgreich wäre?

Genossin: Man darf nicht vergessen, dass in Knästen oder an
Orten wie dem Camp Al-Hol Tausende AnhängerInnen des Daesh ausharren.
Darunter 11.000 seiner glühendsten internationalen Anhängerinnen. Die
Situation ist brandgefährlich und dort bestimmen die radikalsten
Daesh. Sie sind ein gefährlicher Faktor im gesamten Krieg. Weiter muss
man sehen, dass es überall, wo die türkische Armee oder ihre
dschihadistischen Banden hinkommen, zu ethnischen Säuberungen kommt.
Diesen türkischen Faschismus darf man nicht unterschätzen. Es kommt zu
einer Türkisierung und Islamisierung der besetzten Gebiete, sei es in
der Schule oder im öffentlichen Leben. Das beobachten wir in Afrin. Es
ist klar, dass der 30 Kilometer breite Streifen, den Erdogan besetzen
will, alles andere als ein Schutzraum sein wird.

Derweil ist der Widerstand von lokalen und internationalistischen
Kräften enorm und er geht weiter. Es wird militärisch ein langer,
schwieriger und harter Kampf. Diese historische Situation ist absolut
einmalig. Praktisch alle wichtigen imperialistischen Kräfte sind auf
diesem Raum aktiv - die kurdische Bewegung redet aus diesem Grund vom
3. Weltkrieg. Trotz allen Widersprüchen der Imperialisten besteht
unter ihnen die Einheit, dass niemand ein perspektivisches Interesse
daran hat, ein revolutionäres Projekt wie Rojava gedeihen zu sehen. Es
geht ihnen um geostrategische Interessen und eigene langfristige
Projekte in dieser Region, wie beispielsweise die Kontrolle der
Ölfelder. Krieg und Faschismus stehen hier konkret dem demokratischem
Zusammenleben zwischen verschiedenen Ethnien und Religionen diametral
entgegen.


(raw/gpw): Es gibt den Vorwurf, dass Rojava ein Spielball
der imperialistischen Mächte ist. Wie wird das vor Ort bewertet?

Genossin: Wenn man sich damit auseinandersetzt, was eine
Revolution ist, sieht man: Es ist ein Prozess in einer absolut
widersprüchlichen Situation. Prozesshaftigkeit bedeutet mit diesen
Widersprüchen zu arbeiten. Die Revolution in Rojava ist keine Sache,
die man einfach an- oder abschalten kann, sondern ein revolutionärer
Prozess in einer historischen Etappe. Dabei könnten die
Schwierigkeiten in Rojava nicht viel grösser sein, als sie jetzt
vorzufinden sind.

Ich denke man muss in einer solchen Situation nicht in erster Linie
schauen, wer wo was mit wem macht, sondern zu verstehen versuchen, wie
sich ein revolutionärer Prozess in einer solchen Position verteidigt.
Was ist überhaupt möglich? Wie unterscheidet man zwischen Taktik und
Strategie - in welcher Situation wird ein taktisches Element zu einem
strategischem und wie verhindern wir das? Was heisst es, das
Strategische zu verteidigen, wenn es in einer Situation eine
historische Änderung gibt? In den 7 Jahren von Rojava hat sich sehr
vieles verändert. Es ist ein Prozess, kein Stillstand, keine Utopie
und keine Blase. Es ist eine Möglichkeit, um zu lernen, wie man sich
für das einsetzt, was einem wichtig ist, und sich den Widersprüchen
stellt. Dann muss man feststellen, es ist ein Kampf, ein Kampf um
strategische Priorität. Es ist ein Kampf, wo man auch taktische
Elemente akzeptieren muss, weil man sonst kaputt geht. Dieses Lernen,
was Dialektik bedeutet und was Vorankommen bedeutet in der
Gesellschaft, zwischen den Menschen, zwischen den verschiedenen
Ethnien, Religionen und auch Gebieten. Es heisst lernen, was
Revolution heisst. Was wir jetzt erleben, ist ein historischer Moment,
den man nicht verpassen darf. Wenn wir den Prozess im eigenen Land
weiter entwickeln wollen, dann müssen wir nicht zwischen gut und böse
unterscheiden, sondern lernen, mit Strategie und Taktik umzugehen. So
sind wir in der Lage, uns Veränderungen anzupassen und immer wieder
nächste Schritte zu überprüfen.


(raw/gpw): Wir hören immer wieder, dass die
internationale Solidarität enorm wichtig ist und in Rojava
wahrgenommen wird. Wie kommt das denn dort an?

Genossin: Ja, das ist so. Es laufen stets kurdische
Fernsehsendungen, dauernd laufen Bilder der Grossdemos und der
Widerstandsaktionen aus aller Welte über die Bildschirme. Die
Bevölkerung von Rojava und die kurdische Bewegung ist nicht alleine,
sondern die Welt ist auf den Strassen. Die Massenmobilisierungen
spielen dabei eine wichtige Rolle im Krieg. Es ist für uns wichtig, zu
realisiseren, dass wir tatsächlich ein Teil des Machtfaktors geworden
sind, welcher sie konkret vor Ort stärkt. Was wir hier tun, gibt ihnen
dort nicht nur viel viel Kraft, sondern wird ein Faktor des Drucks
gegen die Herrschenden.

Doch wir müssen auch an unseren eigenen Prozess denken. Solidarität
und Internationalismus sind nicht gleichzusetzen. Es läuft die
internationale Kampagne #Riseup4Rojava unter anderem mit dem Ziel,
die Verantwortlichen im eigenen Land anzugreifen. Erst die Verbindung
zwischen unserem eigenem politischen Prozess und der Solidarität
bringt einen wirklich qualitativen Internationalismus hervor, die
authentische Verbindung der Politik hier mit jener dort. Wir müssen
erkennen, dass das ein langwieriger Prozess ist und bleibt, denn der
Krieg wird nicht nach ein paar Wochen oder Monaten vorbei sein. Das
heisst für uns perspektivisch denken, einen langen Atem entwickeln und
weitermachen. Schliesslich: Welchen Prozess wollen wir vorantreiben?
Der Faschismus und so auch der Antifaschismus spielen eine wichtige
Rolle im Internationalismus. Es gibt viele Aufrufe aus Rojava, eine
antifaschistische Front zu verstärken und gezielt den türkischen
Faschismus ins Zentrum zu stellen. Diese Arbeit heisst auch, den
Aufbau-Prozess im eigenen Land voranzutreiben.

 * 

Redaktion

Revolutionärer Aufbau Basel (rabs), Revolutionärer Aufbau Winterthur
(raw), Gruppe politischer Widerstand Zürich (gpw), Gruppe Arbeitskampf
Zürich (az), Arbeitsgruppe Antifa Basel (agafbs), Arbeitsgruppe Antifa
Zürich (agafz), Arbeitsgruppe Klassenkampf Basel (agkkbs),
Arbeitsgruppe Klassenkampf Zürich (agkkz), Arbeitskreis
ArbeiterInnenkämpfe (akak), Arbeitskreis Frauenkampf (akfk),
Frauen-Arbeitsgruppe (agf), Frauenkollektiv (fk), Rote Hilfe
International (rhi), Arbeitsgruppe Jugend Zürich (agj)
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Der aufbau erscheint dreimonatlich.

Einzelpreis: 2 Euro/3 SFr

Abo Inland: 30 Franken, Abo Ausland: 30 Euro,

Solidaritätsabo: ab 50 Franken
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GEGENWIND/846: Buchvorstellung - Klimaschädigung und Klimapolitik. Hört auf die Wissenschaft!


Gegenwind Nr. 375, Dezember 2019

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Klimaschädigung und Klimapolitik

Hört auf die Wissenschaft!

... aber es geht auch einfacher

von Reinhard Pohl



Wenn Freitags Schülerinnen und Schüler dafür demonstrieren, die
vereinbarten Ziele der Klimakonvention einzuhalten, fordern sie immer
wieder: Hört auf die Wissenschaft. Das ist natürlich nicht falsch, und
viele Leserinnen und Leser des Gegenwind teilen diese Forderung
sicherlich. Aber es ist nicht einfach, Hunderte oder Tausende von
wissenschaftlichen Gutachten zu lesen, die es natürlich gibt. Da hilft
ein Buch, dass alle aktuellen Erkenntnisse in fünfzig Grafiken
darstellt.

Das Buch besteht im Wesentlichen aus vier Kapiteln:


Klima und CO2

Erläutert wird hier, wie das "Klima" entsteht und was der Mensch für
einen Einfluss hat - aufgefächert nach Energieerzeugung, Herstellung
von Waren, Landwirtschaft, Wohnungs- und Hausbau, Personen- und
Gütertransport und Waldbränden. Grafiken stellen dar, wie das Klima
"funktioniert" und wie aus der Sonneneinstrahlung und den
Reflektionen, den Meeresströmungen und der Biosphäre die
Zusammensetzung der Atmosphäre entsteht.

Dann geht es darum, wohin das CO2 "verschwindet": Vor allem in die
Wälder und in die Ozeane, die zusammen mehr als zwei Drittel des
Kohlendioxids aufnehmen. Die zehn Staaten, die das meiste CO2
produzieren, werden dann mit ihrem Ausstoß 1960 (9.396 Millionen
Tonnen) und 2017 (36.153 Millionen Tonnen) vorgestellt. Unter den
größten Zehn ist dabei natürlich auch Deutschland, das ist allerdings
der einzige Staat, der seinen C02-Ausstoß reduzieren konnte.

Weitere Grafiken stellen dann die verschiedenen Prognosen der
Wissenschaftler dar, wie sich das Klima entwickeln wird, und erläutern
bestimmte "Kipp-Punkte" wie den sibirischen Permafrost-Boden oder den
Golfstrom.


Klimatreiber Mensch

Im zweiten Kapitel geht es um den Menschen. Das ist auch deshalb
wichtig, weil Rechtsextremisten immer wieder leugnen, dass der Mensch
etwas mit den Verhältnissen auf der Erde zu tun hat.

Die Grafiken stellen zunächst klar, dass zwei Drittel des
Treibhauseffektes durch Wasserdampf entstehen. Wenn sich die Erde
erwärmt, zur Zeit um ein Grad seit Beginn der Industrialisierung,
entsteht auch mehr Wasserdampf, und die Erde erwärmt sich dadurch
mehr.

Dazu kommt aber das Kohlendioxid, das vor allem aus der Verbrennung
fossiler Brennstoffe stammt, aber auch aus der Forstwirtschaft und der
Landnutzung. Dazu kommt dann Methan, das vor allem aus der
Massentierhaltung kommt. Und dazu kommt noch Lachgas, vor allem aus
der Landwirtschaft, also auch aus der Düngung und der
Massentierhaltung. Und dann gibt es noch die F-Gase aus Kühl- und
Löschmitteln.

Hier ist nicht nur wichtig, dass die Menschen das machen. Genauso
wichtig ist, dass die Menschen immer mehr werden. Zu Beginn der
Industrialisierung lebten noch nicht mal eine Milliarde Menschen auf
der Erde, jetzt sind es fast 8 Milliarden. Und bis zum Jahre 2100
werden es wohl 11 Milliarden Menschen sein. Sie produzieren dabei sehr
unterschiedlich viel C02: Ein Mensch ungefähr 4 Tonnen im Jahr, ein
Deutscher allerdings rund 11 Tonnen (und ein Bengale entsprechend
weniger).

Dabei ist umstritten, wie das gerechnet wird und gerechnet werden
soll. Wenn in Brasilien Viehfutter produziert wird für Fleisch, das in
Deutschland gegessen wird - ist das eine C02-Emission Brasiliens oder
Deutschlands? Ist der verantwortlich, der das Kohlendioxid freisetzt,
Oder der, der die Freisetzung in Auftrag gibt und bezahlt? Mit den
Importen und Exporten werden eben auch Freisetzungen von Kohlendioxid
verschoben.

Hier geht es dann auch in weiteren Grafiken um Einzelfragen, zum
Beispiel den Fußabdruck durch den Tourismus. Das sind nicht nur Flüge,
sondem auch der Hotelaufenthalt, die Transporte im Urlaubsland, der
produzierte Müll, das in Relation zu Einheimischen aufwändigere Essen
und Trinken, das Shopping und der hinterlassene Müll. Man kann als
Tourist eigentlich nicht aus Thailand, Tunesien oder Jamaika wieder
nach Deutschland zurückfliegen und sich anschließend über die
Freisetzung von Kohlendioxid durch Thailand, Tunesien oder Jamaika
erregen.

Ähnlich wird dann die Emission durch die Rodung von Regenwald
dargestellt und aufgelistet, wer als Importland von diesen Rodungen
profitiert, wer sie faktisch in Auftrag gibt. In Brasilien oder
Malaysia werden ja nicht Bäume gefällt, weil die Menschen was gegen
Bäume haben, sondern weil in Europa oder Nordamerika eine Nachfrage
nach Soja oder Palmöl besteht, und Nachfrage bedeutet Geld. In
weiteren Grafiken geht es um den Zusammenhang zwischen Abholzung,
Sojaanbau, Viehfutter und Fleischkonsum, in anderen geht es
entsprechend um Palmöl, das hier für Duschgel, Waschmittel, Salzgebäck
oder auch für "Biodiesel" gebraucht wird.


Weltweite Auswirkungen

Im Dritten Kapitel geht es um die Auswirkungen der Klimaveränderungen
auf der ganzen Welt.

Erläutert wird an Beispielen wie Dürre in Ostafrika oder Hitzewellen
in Europa, was passiert, wenn die Erde wärmer wird. Bisher ist es nur
ein Grad, aber es wird damit gerechnet, dass sich der
Temperaturanstieg beschleunigt.

Weitere Grafiken zeigen die Eis-Ausdehnung am Nordpol und auf
Grönland, das ja die Tendenz zeigt, teilweise wieder zu einem
"Grünland" zu werden. Im Moment sind es 219 Milliarden Tonnen Eis, die
im Jahre 2019 schmelzen, aber es werden mehr. Und was das bedeutet,
weiß man an der Westküste Schleswig-Holsteins sicherlich besser als in
manch anderen Regionen der Weit. Andere Grafiken zeigen das Eis auf
dem Himalaya oder die Wasserreserven der Erde, denn Süßwasser ist ja
vor allem in Gletschern gespeichert, das Grundwasser macht nur ein
Drittel des Süßwassers aus.

Schließlich zeigen weitere Grafiken, dass die Klimaveränderungen nicht
nur das Leben und das Vorkommen von Pflanzen und Tieren verändern,
sondern auch zu Kriegen in den Gebieten führen, in denen sich der
Boden von "fruchtbar" zu "unfruchtbar" verändert - in einem breiten
Streifen von Afghanistan über Iran und Irak bis Syrien, aber auch in
Afrika über Somalia und Sudan bis nach Liberia und Guinea. in der
Pazifikregion gibt es schon konkrete Planungen, Bewohner ehemaliger
Inseln in Neuseeland oder Australien aufzunehmen, weil viele Inseln
bald nicht mehr existieren.

Das sind ein paar Hunderttausend Menschen. Aber was macht man mit
Bangladesh?

Andere Grafiken zeigen die Veränderungen in der Tierwelt, so kommen
zum Beispiel bestimmte Mücken oder auch Zecken von Nordafrika und
Südeuropa dann auch nach Nordeuropa, und die Kinder müssen lernen, wie
man in Zukunft im Freien spielt und wann man ins Krankenhaus kommt.


Lösungsansätze

Im letzten Kapitel geht es um Lösungen. Die Überschrift "Ansätze" soll
zeigen, dass es "die" Lösung nicht gibt und nicht geben kann.

Eine Strategie ist die Anpassung: Die Veränderungen, die jetzt schon
eingeleitet sind und bis 2100 passieren werden, werden das Leben und
die Landwirtschaft verändern, da muss man einfach viel Geld ausgeben
und vieles verändern, damit nicht allzu viele Menschen daran sterben.
Man kann allerdings auch den C02-Ausstoß vermindern, damit der
Klimawandel langsamer geht. Das geht bei der Ernährung, dem Umgang mit
Trinkwasser, der Aufforstung, der Energiepolitik, der Veränderung der
Landwirtschaft und des Verkehrs. Persönlich kann man auch einiges
machen, die Auswirkungen auf das Weltklima sind da eher klein.

Einige Grafiken zeigen auch, wieviel Geld wir sparen können. Denn
natürlich ist es so, dass es erstmai ein wenig Geld kostet, die
Kohlekraftwerke durch Windenergie zu ersetzen. Aber dadurch wird die
Luft auch sauberer, und die Kosten der Gesundheitsversorgung werden
drastisch sinken. Das gleiche passiert, wenn wir eine andere
Verkehrspolitik (ohne Emissionen) betreiben. Natürlich bedeutet es
nicht, alle Autos mit Verbrennungsmotor durch Autos mit Elektromotor
zu ersetzen. Man muss vor allem Verkehr vermeiden und auch mehr von
Autos auf öffentlichen Verkehr und Fahrräder umsteigen, auch indem man
anderem Verkehr mehr Platz einräumt, damit er attraktiv wird.

In der Landwirtschaft kann man CO2 einsparen, indem mehr Menschen
weniger Fleisch essen. Es geht aber auch, indem man das Futter für's
Vieh anders zusammensetzt, so dass weniger Methan erzeugt wird. Der
Gewinn ist immens, denn wenn weniger Viehfutter angebaut wird, können
mehr (pflanzliche) Nahrungsmittel angebaut und Transporte eingespart
werden. Dadurch werden die Böden gesünder und der Ertrag höher, was
wieder viel Geld spart.

Beim Verkehr spart die Verlagerung vom LKW auf den Zug rund zwei
Drittel der Emissionen. Und wenn man den Verkehr auf Schiffe verlagern
kann, halbiert man die Emissionen noch mal. Am meisten bringt die
Vermeidung von Verkehr durch regionale Produktion und Verbrauch. Auch
hier gibt es nicht "die" Lösung, sondern jeder Schritt nach vorn
hilft. Übrigens ist es auch besser, wenn Strom regional erzeugt und
verbraucht wird, besser jedenfalls als der weite Transport über
Hochspannungsleitungen. Ziel muss es sein, keine fossilen Rohstoffe
mehr zu verbrennen - auch wenn heute noch neue Ölvorkommen entdeckt
werden: Das ist gebundenes C02, im Boden gepresste Pflanzen, und es
sollte im Boden bleiben. Schließlich ging die Steinzeit auch nicht zu
Ende, weil die Steine knapp wurden, und genauso sollte wir es mit dem
Ölzeitalter halten: Wenn wir bis 2030 bessere Methoden haben, sollten
wir nur noch diese nutzen.

Die letzten Grafiken zeigen dann, was man bei sich zu Hause verändern
kann. Und auch da gibt es viele Möglichkeiten - wer will, kann damit
beginnen, Papier beidseitig zu nutzen. Wer das nicht mag, findet
vielleicht einen Platz und pflanzt einen Baum. Und da gibt es
unendlich viele Möglichkeiten, vom Radfahren über den Verzicht auf
Verpackungen bis zu einer bewussten Urlaubsplanung. Niemand muss mit
einem Segelschiff nach Nordamerika fahren, aber niemand sollte sich
ärgern, wenn andere es demonstrativ machen.

Ein leicht verständliches Buch, großes Format, übersichtliche
Grafiken, und viel leichter zu lesen als ein Klimagutachten einer
Universität. Zugreifen!

Esther Gonstalla: Das Klimabuch. Alles, was man wissen muss, in 50
Grafiken. oekom verlag, München 2019, 126 Seiten, 24 Euro
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World Socialist Web Site
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Zum 200. Geburtstag von Theodor Fontane


Teil 3: Autor realistischer Gesellschaftsromane

Von Sybille Fuchs

8. Februar 2020



Buchbesprechung: Iwan-Michelangelo D'Aprile, "Fontane- Ein Jahrhundert
in Bewegung", Rowohlt Verlag 2019, 544 S.

Endlich konnte Fontane, mittlerweile 60 Jahre alt, mit der Romanproduktion
beginnen, in die er letztlich all seine Erfahrungen als Journalist,
passionierter Zeitungsleser, als Reisender und Teilnehmer an den Diskursen
in literarischen Zirkeln einbringen konnte. D'Aprile beschreibt
anschaulich, wie Fontane seinen "Romanschriftseller-Laden" mit zahlreichen
Notizbüchern, Zettelkästen unter tätiger Mithilfe von Ehefrau und Kindern
systematisch aufbaut. Er sammelt interessante Notizen und Nachrichten über
das Berliner Wissenschafts-, Kultur- und Theaterleben und entwickelt daraus
seine Romanentwürfe, die er in der Regel erst vervollständigt, wenn er
einen Abnehmer dafür gefunden hat.

Letzteres war keineswegs ein Selbstläufer. Buchverlage waren sehr zögerlich
bei der Annahme. Die meisten seiner Romane und Novellen kann er, wenn
überhaupt, nur in Zeitschriften als Fortsetzungsromane unterbringen. Und
auch dies ist recht schwierig, weil die populären Blätter mit hohen
Auflagen, wie die Gartenlaube, nur Geschichten nach einem
festgelegten Muster annehmen. Sie müssen Liebesabenteuer, dürfen aber keine
zu erotischen Andeutungen enthalten, Ehebruch und Suizid sind tabu und die
Liebesgeschichten müssen gut ausgehen.

Bei Fontane gibt es Liebe, Ehebruch, Herz und Schmerz, aber immer auch
einen gesellschaftlichen Hintergrund, der gewissermaßen die Hauptrolle
spielt. Gesellschaftskritik in Romanform, wie sie Fontane vorschwebt, ist
vor allem in den Familienblättern, den damals wichtigsten
Publikationsorganen für ein breiteres Publikum, nicht gefragt. Was er
schreibt, entspricht eher dem Gegenteil des Gartenlaube-Schemas.
Dennoch gelingt es ihm - nicht ohne Mühe und Trickserei - in den Jahren
seiner Tätigkeit als Romanautor 17 Romane in diversen Zeitschriften mit
unterschiedlichem Erfolg und Honorar zu veröffentlichen. In Buchform
erscheinen sie immer erst im Nachhinein und mit erheblich geringerer
Vergütung. Dazu kommen die beiden autobiografischen Schriften.

Mit seinem ersten Roman, mit dem Fontane an seine "Wanderungen" anknüpfen
möchte, hofft er auf ein an preußisch-brandenburgischer, "vaterländischer"
Geschichte interessiertes Publikum. Es ist der
historisch-zeitgeschichtliche Roman "Vor dem Sturm", der um die Zeit der
napoleonischen Kriege 1813 spielt. Er ist ausgesprochen handlungsarm und
besteht hauptsächlich aus Gesprächen der um die hundert Personen. Von
Kriegs- und Schlachtendarstellungen, "diesem ganzen patriotischen Krempel",
hatte Fontane genug, entsprechend friedlich fällt die Handlung aus. Die
wenigen Leser von "Vor dem Sturm", die womöglich dramatische und
kriegerische Beschreibungen der antinapoleonischen Kriege erwarteten, waren
meist ziemlich enttäuscht. Jedenfalls erleichterte dieser Einstieg es
Fontane nicht gerade, seine weiteren Projekte zu vermarkten.

Auch sein zweiter Roman "Schach von Wuthenow" spielt nicht in der Gegenwart
sondern in den 1840er Jahren. Dennoch handelt es sich um einen auch zu
Fontanes Zeiten noch durchaus aktuellen Konflikt um gesellschaftliche
Konventionen und Fragen der "Ehre", der tragisch endet. Er greift darin
eine authentische Geschichte auf und ändert die Namen der Protagonisten und
Protagnistinnen nur jeweils um einen Buchstaben.

Schach - die historische Figur hieß Schack - schwängert die Tochter einer
Witwe, die einen beliebten Salon führt. Da das Gesicht der ehemals für ihre
Schönheit berühmten jungen Frau infolge einer Pockenkrankheit entstellt
ist, wird er von seinen Regimentskameraden durch in Umlauf gebrachte
Karikaturen verspottet, zumal er zunächst ein Auge auf die schöne Mutter
geworfen hatte. So entschließt er sich, vom Königshaus unter Druck gesetzt,
die Schwangere zu heiraten. Er verabschiedet sich mit dem Versprechen einer
Hochzeitsreise von der Braut, erschießt sich aber unmittelbar danach in
seiner Kutsche.

Die nächsten Romane spielen eher in Fontanes unmittelbarer Gegenwart, die
meisten davon ganz oder zu großen Teilen in Berlin, der aufstrebenden
Hauptstadt des deutschen Kaiserreichs. Dabei liefert ihm das
gründerzeitliche Berlin aktuelle Stoffe gleichsam frei Haus. Immer wieder
macht er sich Zeitungsnotizen über zeittypische Konflikte,
gesellschaftlichen Klatsch, Kriminalfälle, Gerüchte usw. zunutze.

Auch bei Fontane geht es um Liebe "soviel wie möglich, aber auch so
dünn wie möglich", schreibt er an den Verleger von Westermanns
Monatsheften. In der Regel handelt es sich um Beziehungen, die an
Klassenschranken oder Konventionen scheitern. "Der Gesellschaftszustand,
das Sittenbildliche, das versteckt und gefährlich Politische, das diese
Dinge haben ... das ist es, was mich so sehr daran interessiert." (S. 346)
Das gilt auch für Fontanes Kriminalromane "Unterm Birnbaum" und "Quitt",
die nicht nur spannend zu lesen sind, sondern auch viel Zeitgeschichtliches
enthalten.

"Quitt" entsprach eigentlich ganz und gar nicht dem gewünschten Schema der
Gartenlaube, die ihn dennoch abdruckte. Dabei handelt es sich um die
Geschichte des jungen Stellmachers Lehnert Menz, der liberale Blätter liest
und unter seinen Freunden und Bekannten für Demokratie und Gleichheit
wirbt, die er in Amerika verwirklicht glaubt. Er lebt in ständigen
Auseinandersetzungen mit seinem Nachbarn, dem gräflichen erzkonservativen
Förster Opitz. Dieser verkörpert für ihn den preußischen Obrigkeitsstaat.
Opitz hatte ihn bereits in seiner Militärzeit übervorteilt und
diskriminiert. Er schikaniert Menz ständig weiter, weil der ihm angeblich
die ihm zustehende Ehrerbietung schuldig bleibt und immer wieder wildert.
Eines Tages erschießt Menz ihn voller Wut.

Gerade das "versteckte Gefährlich-Politische" ist es, was Fontanes Romane
immer noch spannend und auch für heutige Leser interessant macht. Auch wenn
sich die Gesellschaft ziemlich gewandelt hat und die Spannungen heute, in
der Phase des kapitalistischen Niedergangs zum Teil zwischen anderen
Schichten verlaufen, sind es immer noch die Klassenschranken und die
gesellschaftliche Ungleichheit, die Menschen ausgrenzen, ihnen jede
sinnvolle und gut bezahlte Tätigkeit im Leben unmöglich machen und
Konflikte und Verzweiflung erzeugen.

Es würde zu weit führen, in diesem Rahmen die einzelnen Romane Fontanes
vorzustellen. Aber allein die Tatsache, dass Fontanes Romane bis heute
immer wieder erfolgreich verfilmt worden sind, spricht dafür, dass sie
heutigen Lesern durchaus einiges zu sagen haben. Sicher duelliert man sich
heute nicht mehr, aber dass Frauen oder Männer unter Trennungen,
menschlicher und gesellschaftlicher Kälte leiden, ihnen wie Effi Briest
ihre Kinder durch Gerichtsurteile oder Behörden entzogen und entfremdet
werden, all das gibt es immer noch. Fontanes Menschen sind in dem Sinne
nicht nur Kinder ihrer Zeit, sondern moderne Menschen.

Fontane und der Antisemitismus

Auch wenn Fontane sich einen großen Teil seines Lebens beim preußischen
Staat verdingt hat, ist er doch nie in den Hurrapatriotismus verfallen oder
hat den Militarismus verherrlicht. Im Gegenteil, im Alter wurde er dem
Bismarck- und Kaiserreich gegenüber immer kritischer. Das heißt aber nicht,
dass seine Ansichten ohne Widersprüche waren. Auch wenn Fontane nie einen
so ausdrücklich gegen Juden gerichteten Roman geschrieben hat wie Gustav
Freytags "Soll und Haben", lassen sich bei ihm antijüdische Bemerkungen
finden.

In den letzten Jahren wurde immer wieder darauf hingewiesen, dass Fontane
sich in seinen Briefen wiederholt antisemitisch geäußert habe. Das ist
nicht zu bestreiten. In einem Brief, den Fontane an den Philosophen
Friedrich Paulsen schrieb, stellt er z. B. eine Unvereinbarkeit zwischen
Deutschen und Juden fest. Die Juden seien, so erklärt er, "ein
schreckliches Volk", das sich mit der "arischen Welt nun mal nicht
vertragen kann" (12. Mai 1898).

Ambivalent ist wohl auch sein Gelegenheitsgedicht zu seinem 75. Geburtstag
einzuschätzen, obwohl es von seinen jüdischen Gästen mit Beifall bedacht
wurde. Er beklagt darin ironisch-sarkastisch, dass der märkische Adel, "die
Stechows, Bredows, Quitzows, Rochows und Itzenplitze" nicht zum Gratulieren
erschienen seien. Anders dagegen die Vertreter des "prähistorischen Adels",
wie er die Juden nannte. "Die Pollocks, die Mayers und Isaaks sowie
diejenigen, deren Namen mit '-berg' oder '-heim' enden." Sie erschienen,
wie es in dem Gedicht heißt, in Scharen. "Alle haben sie mich gelesen, Alle
kannten mich lange schon,/ Und das ist die Hauptsache ... kommen Sie,
Cohn!" Friedrich Cohn war der Geschäftspartner im Verlag von Fontanes Sohn
Friedrich. Er gehörte zu den jüdischen Bekannten, die Fontane sehr
schätzte.

Wie D'Aprile schreibt, verwiesen die inkriminierten Zitate aus Fontanes
Briefen aber "weniger auf seine besonders exponierte Stellung als
Antisemit, sondern eher darauf, wie weit verbreitet und allgegenwärtig
antisemitische Vorurteile, Ressentiments und Stereotypen waren. Diese
konnten von den alten Herrschaftseliten in der Auseinandersetzung um
Demokratie, Liberalisierung und Nationalstaatsbildung seit der
napoleonischen Zeit über die 1848er Revolution bis hin zu den
Sozialistengesetzen immer wieder politisch instrumentalisiert und geschürt
werden." (S. 448) Er weist dann auf die Untergangsszenarien von einer
jüdischen Weltverschwörung hin, die Fontanes Kreuzzeitungskollegen George
Hesekiel und Hermann Goedschen in ihren Sensationsromanen verbreiteten. Sie
fantasierten von einer Übernahme Berlins durch die Juden. (S. 449)

Ganz anders geartet ist Fontanes prinzipielles Eintreten für den Kollegen
Paul Marx, der von der liberalen Vossischen Zeitung seiner jüdischen
Herkunft wegen entlassen wird. Fontane engagiert sich zusammen mit seinen
Freunden und Bekannten von der Freien Bühne, wie Paul Schlenther und Otto
Brahm, für Marx, der sich vor Gericht gegen die Entlassung wehrt. Auch
Franz Mehring schreibt im Januar 1892 in der Neuen Zeitüber den
Fall Marx einen langen Leitartikel [1], in dem er die Vossische
Zeitung und deren Herausgeber geißelt - übrigens einen Enkel des
Bruders der Aufklärers und Verfechters religiöser Toleranz Gotthold Ephraim
Lessing. Mehring zieht in dem Artikel zugleich gegen den Widersinn des
Antisemitismus zu Felde.

Als Fontanes "letztes geschriebenes Wort gilt eine Randnotiz auf der
Abendausgabe der Vossischen Zeitung vom 20. September 1898, mit der
er einen kritischen Artikel gegen die antisemitische Verleumdungskampagne
französischer Adels- und Militärkreise gegen Alfred Dreyfus mit dem
Prädikat 'Ausgezeichnet!' kommentiert hat". (S.424)

Fontanes Stechlin

Fontanes letztes Werk "Stechlin", dessen Veröffentlichung in Buchform er
nicht mehr erlebte, hat er selbst als "politischen Roman" bezeichnet. Er
hat von 1895 bis kurz vor seinem Tod daran gearbeitet. Er versucht in
gewisser Weise darin eine Synthese der beiden Welten, in denen er sich
bewegt und die er immer wieder dargestellt hat: Die Krisen und Umbrüche des
ländlichen Adels und der Landbevölkerung auf der einen und die
großstädtische Gesellschaft Berlins auf der anderen Seite.

Er beginnt den Roman mit der Beschreibung der geheimnisvollen Eigenschaft
des Sees Stechlin in der Grafschaft Ruppin, an dem sich das Schloss des
alten Dubslaw Stechlin befindet. Er liege still da, doch "von Zeit zu Zeit
wird es an ebendieser Stelle lebendig. Das ist, wenn es weit draußen in der
Welt sei's auf Island, sei's auf Java zu rollen und zu grollen beginnt oder
gar der Aschenregen der Hawaiischen Vulkane bis weit auf die Südsee
hinausgetrieben wird. Dann regt sich's auch hier und ein
Wasserstrahl springt auf und sinkt wieder in die Tiefe." Mit diesem
genialen Bild deutet Fontane an, wie sich im Lokalen die explosiven und
revolutionären Veränderungen der weltweiten Gesellschaft widerspiegeln und
gleichsam die Globalisierung der kapitalistischen Welt ausdrücken, die in
den Gesprächen und Plaudereien seiner Protagonisten über scheinbar
unbedeutende Ereignisse aufscheint.

D'Aprile beschreibt den "Stechlin" so: "Ein 'politischer Roman' in dem
Sinn, dass es keine nennenswerte Handlung gibt, sondern stattdessen die
Spannungsverhältnisse von Altem und Neuem, Traditionellem und Modernem,
Lokalem und Globalem, Provinz und Metropole, Nähe und Ferne, Enge und Weite
selbst zum zentralen Gegenstand des Romans werden. So entsteht das
vielstimmige Epochenbild einer Gesellschaft im Umbruch. Thema des Stechlins
sind alle Lebensbereiche - Sozialstruktur, politische Ordnung,
Moralvorstellungen, Sprache, Kleidung, Geschlechterverhältnisse,
Alltagsleben und ästhetische Standards - und selbst die hintersten
'Waldwinkel' der Provinz tangierenden beschleunigten Prozesse des sozialen
Wandels." (S. 425f)

Um alle vorkommenden Anspielungen zu verstehen, müsste der moderne Leser am
besten Folianten, Digitalisate oder Mikrofiche zeitgenössischer Zeitungen,
bzw. ausführliche Chroniken der Zeit danebenliegen haben. Einen Großteil
dieser Arbeit nimmt uns D'Aprile mit seinem Fontane-Buch ab, indem er uns
gleichzeitig mit der Biografie viele der politischen Ereignisse und
Umbrüche erklärt, die das Leben dieses Autors bestimmt haben und auf die er
reagierte.

Es geht sowohl um Weltereignisse, die im "Stechlin" kommentiert werden, als
auch aktuelle politische Berliner Debatten, wie z. B. die "Umsturzvorlage",
mit der der Kaiser am liebsten die Sozialistengesetze Bismarcks wieder in
Kraft gesetzt hätte, um die erstarkende Sozialdemokratie zu unterdrücken,
ein Vorhaben, das er jedoch im Parlament nicht durchsetzen konnte.

Auch die in den Seiten "Vermischtes" oder auf Reklame- und Anzeigenseiten
der Presse vorkommenden Ereignisse werden im Roman ebenso besprochen wie
technologische Neuerungen. Telefon und Telegraphie. Neue Verkehrsmittel
werden mit den alten langsamen Kommunikations- und
Fortbewegungsmöglichkeiten kontrastiert, neueste wissenschaftliche
Erkenntnisse werden auf den Menschen übertragen und in medizinischen
Behandlungsmethoden erprobt. Die gleichsam erstarrte Vergangenheit drückt
sich in den verfallenden Mauern des Klosters Wutz und seinen Bewohnerinnen
aus, während der Graf Barby oder der Journalist Doktor Pusch die
"weltpolitischen Herausforderungen" erklären. D'Aprile konstatiert: "Ganze
Figurengruppen repräsentieren die durch die Weltvernetzung entstehende
Gleichzeitigkeit des Ungleichzeitigen." (S. 430)

All das wird im Bild des seismographischen Sees gefasst und spiegelt sich
in den Gesprächen, Beziehungen und Reaktionen der Personen des Romans. "Der
'Stechlin' des Titels bezeichnet in diesem Sinne auch den Roman selbst",
schreibt D'Aprile. Er zitiert die Worte von Melusine, eine von Fontanes
Lieblingsfiguren, die ein Resumée nicht nur dieses, sondern eines großen
Teils von Fontanes Romanwerk überhaupt ausdrücken: "Ich respektiere des
Gegebene. Daneben aber freilich auch das Werdende, denn eben dies Werdende
wird über kurz oder lang abermals ein Gegebenes sein. Alles Alte, soweit es
Anspruch darauf hat, sollen wir lieben, aber für das Neue sollten wir
eigentlich leben." (S. 433)


Anmerkung:

[1] http://library.fes.de/cgi-bin/neuzeit.pl?id=07.01006&dok=1891-92a&f=189192a_0481&l=189192a_0485
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VORWÄRTS/1554: Armut hat in Südafrika ein schwarzes Gesicht


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 01/02 vom 17. Januar 2020

Blickpunkt Südafrika

Armut hat in Südafrika ein schwarzes Gesicht

Interview mit Busisiwe Diko und Mondli Hlatshwayo von Siro Torresan



Auf Einladung der "Kampagne Entschuldung und Entschädigung im
Südlichen Afrika" (KEESA) wellten im Dezember die 26-jährige
Basisaktivistin Busisiwe Diko, genannt Busi, und der 48-jährige
Soziologe Mondli Hlatshwayo in der Schweiz. Busi ist in der Bewegung
für das Recht auf Wohnen Abahlali baseMjondolo aktiv, Mondli kämpfte
als Gewerkschafter gegen die Apartheid. Ein Gespräch über die
Entwicklung und die Aktualität Südafrikas.


vorwärts: Busi, du warst kaum auf der Welt, als 1994 die
ersten freien Wahlen stattfanden. Welche Rolle spielt der
Befreiungskampf heute für deine Generation?

Busi: Es ist eine grosse Herausforderung. Wir müssen immer noch
für den Wechsel kämpfen, denn Südafrika ist immer noch gleich wie vor
den Wahlen. Die armen Menschen sind immer noch arm und die Reichen
immer noch reich, mehr noch: sie sind noch reicher geworden. Viele
Menschen, viele Schwarze, leben weit unter der Armutsgrenze. Daher ist
es immer noch gleich.

vorwärts: Mondli, du hast aktiv gegen die Apartheid gekämpft.
Bist du mit der Aussage von Busi einverstanden?

Mondli: Ja, der so genannte Gini-Koeffizient zeigt, dass
Südafrika in puncto Verteilung des Reichtums das ungleichste Land auf
der Welt ist. Der Unterschied zwischen arm und reich ist riesig. 99
Prozent der Armen sind Schwarze. Die Apartheidökonomie geht weiter.
Dies zeigt sich auch darin, dass die schwarze Bevölkerung kaum Zugang
zu Land, Wasser und Elektrizität hat. Natürlich haben wir jetzt das
Recht, alle fünf Jahre zu wählen, nur hat diese Tatsache bisher nicht
allzu viel verändert. Nach der Befreiung von der Apartheid hat sich
eine bourgeoise Regierung installiert. Diese schwarze Regierung
vertritt nicht die Interessen der Armen im Lande, sondern die
Interessen der Wirtschaft. Man muss wissen und es darf nicht vergessen
werden, dass der African National Congress (ANC) stark von Banken
sowie vom Industrie- und Grosskapital finanziert wurde, damit sich im
wirtschaftlichen Bereich eben nichts verändert. Das beste Beispiel
dafür ist der aktuelle Staatspräsident Cyril Ramaphosa: Er war während
der Apartheid ein wichtige Führungspersönlichkeit in der
Gewerkschaftsbewegung, wurde dann nach 1994 sehr schnell zum
Multimillionär, weil er Anteile an Grossunternehmen bekam und so
korrumpiert wurde.

vorwärts: Fühlt ihr euch verraten?

Mondli: Ja, natürlich fühlen wir uns verraten. Wir haben für
die Emanzipation der Frauen*, für die Emanzipation der Arbeiter*innen,
des Proletariats gekämpft. Diesbezüglich hat sich nach 1994 nichts
verändert. Das Gegenteil ist der Fall: Die Situation hat sich
verschlimmert. Die Arbeitslosenquote liegt bei 40 Prozent, wir haben
eine akute Wohnungsnot, eine Krise im öffentlichen Verkehr, unser
Bildungssystem funktioniert nicht, unter anderem weil grosse Teile
davon privatisiert wurden. Wir haben Probleme bei der Wasserversorgung
und beim Gesundheitssystem. Vieles, was uns von der ANC-Regierung
versprochen worden war, wurde nicht eingehalten.

Busi: Ja, ich fühle mich auch verraten, auch wenn ich die
Apartheidszeit nicht miterlebt habe. Unser Land steht vor dem
wirtschaftlichen Kollaps. Aber insbesondere fühle ich mich verraten,
weil die schwarze Regierung uns Schwarze aus den Städten vertreibt.
Sie verweigert uns das Recht auf Lebensraum in den Städten. Das
einzige, was die Regierung interessiert, ist das Geld und die
Profitinteressen der Grossunternehmen. Es sind somit
Partikularinteressen und sicher nicht die Interessen von jenem Teil
der schwarzen Bevölkerung, die aus den Städten vertrieben wird. Die
Regierung kümmert sich auch nicht um junge Menschen, damit zum
Beispiel neue Führungskräfte ausgebildet werden können.

vorwärts: Kommen wir zur Abahlali baseMjondolo-Bewegung. Die
Londoner Tageszeitung The Times schrieb 2009, dass die Bewegung das
"politische Panorama in Südafrika durchgeschüttelt hat". Stimmt das?

Busi: Ja natürlich. Abahlali ist die grösste Bewegung in
Südafrika. Ich war im Jahr 2009 noch nicht dabei, aber unsere
Basisbewegung forderte die Regierung mit Protesten und Widerstand von
Beginn an heraus. Unsere Bewegung kämpft für und mit den Menschen, die
keine Wohnungen, kein Zuhause haben. Wir sind aber auch die Stimme der
Armen in Südafrika. Nach dem Ende der Apartheid fand in den ländlichen
Gebieten keine Entwicklung statt, es gab schlicht die Mittel nicht,
das vorhandene Land zu bewirtschaften. Dies führte dazu, dass viele
Menschen in die Städte abwanderten in der Hoffnung, dort Arbeit zu
finden, um sich so eine Zukunft aufbauen zu können. Barackensiedlungen
entstanden, auch mit dem Grund, die Regierung herauszufordern, für
diese Menschen etwas zu tun.

vorwärts: Wie ist die Bewegung organisiert?

Busi: Wir sind eine basisdemokratische Organisation, eine
Demokratie von unten. Dies soll vor allem auch ermöglichen, dass junge
Leute innerhalb der Bewegung Verantwortung übernehmen und mitgestalten
können. Wir respektieren alle Menschen und wir wollen, dass sie aktiv
am Entscheidungsprozess teilnehmen. Wir arbeiten in fünf Provinzen des
Landes und wir haben aktuell 42 Besetzungen am Laufen. Hier bestehen
aktive Gruppen. Jeden Monat findet eine Vollversammlung statt, an der
alle teilnehmen und mitbestimmen können.

vorwärts: Wie sieht der konkrete Widerstand von Abahlali aus?

Busi: Der Protest auf der Strasse ist ein wichtiger Kampf.
Dabei werden wir von der Polizei immer angegriffen. Viele von uns
werden dann verhaftet und angeklagt. Für den Staat sind wir und unsere
Aktionen illegal. Doch, was soll an einem Protest für bessere
Lebensbedingungen illegal sein? Ein Beispiel: Wir haben keine
Elektrizität, so zapfen wir sie uns selbst an. Die Regierung sagt
dann, dies sei illegal. Wir haben aber ein Recht auf Elektrizität, um
unsere Lebensbedingungen zu verbessern. Es kommt in unseren
Barackensiedlungen oftmals zu Bränden, die dann eine grosse Verwüstung
zur Folge haben, da alles so eng beieinander gebaut ist. Es gibt keine
Schulen, kein fliessendes Wasser, hunderte von Menschen müssen sich
eine Toilette und eine Dusche teilen. Es sind sehr unhygienische und
unmenschliche Wohnbedingungen. Wir kämpfen dafür, dass in unseren
Wohngebieten eine Entwicklung möglich wird, die zu einem lebenswerten,
menschlichen Lebensraum führt. Wir bezahlen für unseren Kampf einen
hohen Preis, oft mit Blut, denn es kam in der Auseinandersetzungen mit
der Polizei zu Toten, Ermordungen und Verletzten. Wir werden von der
Regierung vertrieben, bekommen die Brutalität und Repression jener
Regierung zu spüren, die wir gewählt haben. Es ist unser Recht dort zu
leben, wo wir jetzt sind.

vorwärts: No land, no house, no vote! Mit diesem Slogan wurde
zum Wahlboykott 2006 aufgerufen. Gilt der Slogan auch heute noch?

Busi: Ja, der Slogan ist nach wie vor aktuell, da unsere
Forderungen noch nicht erfüllt sind. Wir leben immer noch in den
gleich miesen Umständen und unsere Aktivist*innen werden nach wie vor
ermordet. Für uns gehört das Land jenen, die es bearbeiten und dort
leben. Solange wir kein Land bekommen, werden wir nicht mehr wählen.
Es gab das "Housing-Project" der Regierung, bei dem jede Familie eine
Wohnung hätte bekommen sollen. Es war dann aber gerade mal ein Raum,
in der ganzen Familien hätten leben sollen. Das ist kein menschliches
Leben.

vorwärts: Mondli, du hast über die Veränderungen in der Art der
Arbeit in Südafrika nach der Apartheid geforscht. Was hat sich
verändert?

Mondli: In den 1960er Jahren war der Industriesektor stark
durch ein schwarzes Proletariat geprägt. Hier waren die Gewerkschaften
sehr stark vertreten und dieses schwarze Proletariat war dann auch der
Motor der späteren Revolution, die zur Befreiung von der Apartheid
führte. Dieser Sektor machte damals 23 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts aus, heute beträgt er noch 13 Prozent, also ein
bedeutender Rückgang. Damit verbunden ist auch eine sehr starke
Prekarisierung des Sektors. Die Arbeitsbedingungen wurden ständig
verschlechtert und natürlich ist auch der gewerkschaftliche
Organisationsgrad stark zurück gegangen.

vorwärts: Wie hat sich die gewerkschaftliche Arbeit dabei
verändert?

Mondli: Bis 1979 waren die Gewerkschaften in unserem Land
verboten. Erst ab dann wurden sie anerkannt und wir konnten als
Gewerkschaft offen arbeiten. Bis zur Befreiung von der Apartheid
kämpften die Gewerkschaften immer für Demokratie. Danach schlossen sie
mit dem ANC und der Kommunistischen Partei ein Regierungsbündnis. Aber
die Arbeits- und Lebensbedingungen der Arbeiterinnen wurden immer
schlechter. Die Gewerkschaften waren nicht in der Lage, die Angriffe
abzuwehren, die unter anderem auch auf der Ebene des Arbeitsgesetzes
stattfanden.

vorwärts: Wie war die Entwicklung? Gab es strategische
Änderungen in der Arbeit der Gewerkschaft?

Mondli: 2016 wurde die grösste Gewerkschaft, die National Union
of Metalworkers of South Africa (Numsa), also jene der die Metall- und
Industriearbeiter*innen, vom Gewerkschaftsbund Cosatu (Congress of
South African Trade Unions) wegen politischen Differenzen
ausgeschlossen. Ein Ereignis trug wesentlich dazu bei: Der aktuelle
Staatspräsident Ramaphosa war während der Apartheid Präsident der
Gewerkschaft der Minenarbeiter*innen NUM. Im August 2012, er war
damals Vizepräsident des Landes, war er wesentlich ins
Marikana-Massaker involviert, bei dem 49 Minenarbeiter von der Polizei
massakriert wurden. Ramaphosa war am Minenunternehmen Lonmin
beteiligt, das bestreikt wurde. Letztlich hat er in die Intervention
der Polizei gegen die streikenden Arbeiter*innen eingewilligt, daher
ist er mitverantwortlich. Die Numsa begann die strategische Verbindung
der Gewerkschaften mit der ANC-Regierung zu hinterfragen und stellte
dabei fest: Wir Gewerkschaften vertreten nicht mehr unsere
gewerkschaftlichen Anliegen, sondern viel mehr die Interessen der
Regierung. Dies war die grosse politische Auseinandersetzung innerhalb
des Gewerkschaftsbundes Cosatu, der eben mit dem Ausschluss von Numsa
endete.

vorwärts: Hat demnach die Numsa den internen Machtkampf
verloren?

Mondli: Sagen wir es so: Die Mehrheit innerhalb Cosatu hat sich
nicht gegen den Ausschluss gestellt oder gewehrt. Die Gewerkschaft der
Nahrungsmittelarbeiter*innen ist dann auch aus dem Cosatu ausgetreten.
Sie und Numsa haben dann einen neuen Gewerkschaftsbund gegründet, der
South African Federation of Trade Unions (Saftu). Dieser hat nun rund
700.000 Mitglieder, während es bei Cosatu rund 1,2 Millionen sind. Es
war wichtig, dass es zu dieser Spaltung kam, damit wieder
gewerkschaftliche Interessen vertreten und Kämpfe geführt werden
können.

An dieser Stelle möchte ich kurz etwas zur Kommunistischen Partei
sagen: Sie war während der Zeit der Apartheid eng mit der der
Sowjetunion verbunden, aber natürlich auch mit dem ANC. Die KP
Südafrikas war ein wichtiger Teil im Befreiungskampf gegen die
Apartheid. Danach ging sie mit dem ANC und dem Cosatu das
Regierungsbündnis ein. Die KP war in Südafrika so etwas wie das 'linke
Mäntelchen' der ANC-Regierung, das gebraucht wurde. Vertreter*innen
der Partei sitzen in der Regierung, sie haben Minister*innenposten und
Paralmentarier*innen. Sie kämpfen aber nicht mehr für die Armen, für
das Proletariat, sondern profitieren auch von verschiedenen
Privilegien des Systems wie zum Beispiel gratis Wohnungen, Autos und
einiges mehr.

vorwärts: Mondli, du hast dich auch mit der Fremdenfeindlichkeit in
der Arbeitswelt befasst.

Mondli: Die Xenophobie unter der Arbeiterschaft ist tatsächlich
ein wichtiger Punkt und ein grosses Problem. Doch, um dies zu
verstehen, muss man die Politik des Währungsfonds und der Weltbank in
ganz Afrika anschauen. Sie drückten eine Wirtschaftspolitik durch, die
ganz viele Staaten faktisch in den Ruin führten. Es gibt aber starke
südafrikanische Multis, die in anderen Staaten investieren. Es kommt
zu einer Kapitalkonzentration in Südafrika. Südafrika ist für die
Menschen in Afrika so was wie die USA für Lateinamerika: So wie viele
Lateinamerikaner*innen in die USA wollen, um dort einen Job zu finden,
so wollen viele Menschen aus verschiedenen Ländern Afrikas nach
Südafrika, auch sie in der Hoffnung, eine Arbeit und so eine
Lebensgrundlage zu finden. Auf dies alles waren die Gewerkschaften
nicht vorbereitet. Sie schaffen es nicht, mit den migrantischen
Arbeiter*innen zusammenzuarbeiten.

vorwärts: Wie drückt sich der Rassismus aus?

Mondli: Es ist, wie bereits erwähnt, ein schlimmes Problem. Es
kommt immer wieder vor, dass migrantische Arbeiter*innen von schwarzen
südafrikanischen Arbeiter*innen angegriffen werden. 2008 wurde 68
Migrant*innen ermordet. Das Problem ist die grosse Arbeitslosigkeit
sowie die sozialen Missstände im Land und die Migrant*innen werden für
alles als Sündenbock abgestempelt. Der Rassismus ist in Südafrika
nicht vorbei. Armut hat in Südafrika ein schwarzes Gesicht, vor allem
das Gesicht einer schwarzen Frau, weil die schwarzen Frauen weiterhin
mehrfach ausgebeutet werden und marginalisiert sind.

vorwärts: Zum Schluss wieder eine Frage an beide: Was sind
aktuell die wichtigsten Kämpfe in Südafrika?

Busi: Zuvor noch etwas zur Frage der Fremdenfeindlichkeit. Wir
müssen die Fremdenfeindlichkeit sowie den Individualismus bekämpfen.
Wenn wir dies tun, antwortet die Regierung mit Gewalt und Repression.
Sie trägt eine grosse Verantwortung für die Fremdenfeindlichkeit, in
dem sie Feindschaften schürt anstatt sie zu beschwichtigen. Die
Xenophobie hat wirtschaftlich und gesellschaftlich negative
Auswirkungen. Es ist unglaublich, dass Afrikaner*innen andere
Afrikaner*innen ermorden, es muss für alle Platz haben auf unserem
Kontinent. Zu deiner Frage: Wichtige Kämpfe sind jene, welche die
jungen Menschen führen, hauptsächlich der Kampf um das Bildungswesen.
Hier gab es vor zwei Jahren ausgehend von den Universitäten einen
grossen Kampf für den freien Zugang zur Bildung, der weiterhin
andauert und mit Sicherheit einer der wichtigsten ist. Im ganzen Land
sind die öffentlichen Schulen in einem sehr schlechten Zustand, es
gibt kein Material, es fehlt an Lehrpersonal und die Lehrer*innen sind
sehr schlecht bezahlt und ausgebildet. Dies führt dazu, dass die
Schulklassen überfüllt sind. Die Bedingungen sind miserabel. Dies
alles ermöglicht uns nicht, eine gute Ausbildung und Qualifikation zu
erhalten. Die Bewegung fordert daher ganz allgemein ein qualitativ
gutes Ausbildungssystem, damit es dann auch gute Arbeitsstellen hat.
Dies soll nicht nur für eine privilegierte Oberschicht möglich sein.
Die meisten jungen Menschen in Südafrika können sich keine
Privatschule leisten, sie haben das Geld nicht dazu, bekommen daher
nur eine schlechte Ausbildung und haben somit keine
Zukunftsperspektiven.

Mondli: Ganz allgemein finden für die Verbesserung der
Lebensqualität verschiedene wichtige Kämpfe statt. Es geht um gute
Wohnbedingungen, das heisst Zugang zu Wasser, Elektrizität aber auch
für den Zugang zum öffentlichen Verkehr und natürlich, so wie von Busi
erwähnt, zum Bildungswesen. Nicht zu vergessen ist auch das
Gesundheitswesen. Die Mainstreamorganisationen bei den Gewerkschaften
machen eigentlich wenig, um der ganzen Entwicklung der Prekarisierung
in der Arbeitswelt entgegen zu wirken. Es gibt kleinere
Organisationen, die versuchen, migrantische Arbeiter*innen zu
organisieren. Das grosse Problem ist der industrielle Sektor. hier kam
es zu massiven Entlassungen und es gibt keine gewerkschaftliche
Gegenbewegung dazu. Es geschieht viel zu wenig in diesem Sektor.

Vielen herzlichen Dank für das Interview und euch beiden alles Gute.


Busisiwe Diko

Die 26-jährige Busisiwe (Busi) Diko ist Aktivistin der
Basisorganisation Abahlali baseMjondolo, die sich für Bewohner*innen
von oft ohne Erlaubnis erbauten Barackensiedlungen einsetzt. Abahlali
setzt sich konsequent für das Recht auf Wohnen ein und ist eine der
wichtigsten sozialen Bewegungen Südafrikas. Ihr Engagement für Würde
und Wohnraum setzt sie jedoch starker staatlicher Willkür bis hin zur
Ermordung von Führungspersönlichkeiten aus. Busisiwe Diko selber
stammt aus der Siedlung eNkanini, die immer wieder brutale
Räumungsaktionen von Sicherheitskräften erfuhr. Sie ist ausserdem eine
Führungsperson der Youth League von Abahlali.

Mondli Hlatshwayo

Der 48-jährige Soziologe war in seiner Jugend Anti-Apartheidaktivist
und Gewerkschaftler in der South African Commercial Catering and
Allied Workers Union (SACCAWU). Er studierte danach und erhielt 2012
den Doktortitel. Mondli Hlatshwayo hat zu Digitalisierung, sozialen
Bewegungen, Bildung und insbesondere zu migrantischen Arbeitskräften
in Südafrika geforscht, und in diesem Kontext zu Themen wie
Prekarität und Xenophobie in der Arbeitswelt. Er ist derzeit Senior
Researcher im Centre for Education Rights and Transformation der
University of Johannesburg.
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FEATURE/1394: Deutschlandfunk Kultur - Provinzspiele, 11.2.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Feature-Antenne

Provinzspiele

Zusammengestellt von Ingo Kottkamp und Massimo Maio

Deutschlandfunk Kultur 2020ca. 56'30

(Ursendung)

Feature

Dienstag, 11. Februar 2020, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Wer innovative Kunst sucht, fährt nur selten in die Dörfer und
Kleinstädte. Die Provinz gilt als bodenständig, wenig originell. Aber
was erfahren wir über das tatsächliche Leben auf dem Land, wenn wir
die dortigen Kunst- und Bühnenräume betreten? Welches Bild vermittelt
uns der Blick der Theatermachenden und Interessierten? Vier Autoren
und Autorinnen ziehen durch Weinberge und Kohlegebiete, besuchen
Schlosstheater und Kleinstadtkonzerte. Und sie liefern Stoff für eine
Neuvermessung der kulturellen Grenze zwischen Stadt und Land.

 * 

Quelle:
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MELDUNG/2022: Deutschlandfunk - Der Kabarettist Philip Simon, 12.2.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der mit der Meise

Der Kabarettist Philip Simon

Ein Porträt von Sabine Fringes

Querköpfe - Kabarett, Comedy & schräge Lieder

Mittwoch, 12. Februar 2020, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Drastisch und unterhaltsam, bissig und klug: Im Fokus von Philip
Simons Schaffen steht der nackte Wahnsinn des Lebens, das Bekloppte
zwischen den Zeilen, die Absonderlichkeiten der Politik und der
sozialen Netzwerke. Und er seziert das Grundgesetz: In seinem neuen
Programm mit dem Titel "Meisenhorst" klopft er die bewegendsten
Artikel der deutschen Staatsbibel nach allen Regeln der
kabarettistisch-philosophischen Wortkunst ab. Und enthüllt, welch
komisches Potenzial in der deutschen Verfassung steckt. Nach "Ende der
Schonzeit" und "Anarchophobie" ist "Meisenhorst" das dritte
Soloprogramm des niederländisch-deutschen Kabarettisten.

 * 

Quelle:
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MUSIK/3125: Deutschlandfunk Kultur - Bach am Scheideweg, 12.2.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Universum JSB

Widerspenstig, incorrigibel und unfleißig - Bach am Scheideweg

Von Michael Maul

Alte Musik

Mittwoch, 12. Februar 2020, 21.30 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Nach seiner atemberaubenden Kantatenserie der 1720er-Jahre steht Bach
am Scheideweg. Den Leipziger Ratsherren gilt er inzwischen als
unfleißig. Thomaskantor Bach seinerseits klagt in einem langen
Memorial über die in seinen Augen völlig verkorkste Schul- und
Kulturpolitik der Stadt - und protestiert auch mit musikalischen
Mitteln. Entsetzt über die "wunderliche, der Music wenig ergebene
Obrigkeit" ist er im Herbst 1730 wild entschlossen, Leipzig zu
verlassen. Warum er dennoch blieb und wie es dazu kam, dass Bach von
seinen Vorgesetzten plötzlich als incorrigibel und widerspenstig
beschimpft wird, das erfährt man im 20. Teil der Reihe 'Universum JSB'
von Michael Maul.

 * 
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TALK/1709: Deutschlandfunk - Beethoven und die Politik, 11.2.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Beethoven 2020

Revoluzzer, Opportunist, Spielball der Mächtigen?

Beethoven und die Politik

Aufnahme der Podiumsdiskussion vom 10.2.2020 beim Kongress
"Beethoven-Perspektiven" im Beethoven-Haus in Bonn

Musikszene

Dienstag, 11. Februar 2020, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Ludwig van Beethoven war ein politisches Chamäleon. Er sympathisierte
einerseits mit Napoleon und den Idealen der französischen Revolution,
hatte andererseits aber kein Problem damit, den Wiener Kongress mit
Huldigungswerken musikalisch zu untermalen. Die Wahrnehmung Beethovens
schwankte schon zu seinen Lebzeiten zwischen revolutionärem Freigeist
und opportunistischem Staatskomponist. Für wen schlug Beethovens
politisches Herz aus heutiger Sicht tatsächlich? Wie viel echte
Revolution konnte sich der Komponist leisten, wo doch seine Gönner oft
aus genau dem Adel stammten, dem die Revolutionäre eigentlich ans
Leder wollten? Und wie viel politische Kraft geht heute noch von
Beethovens Werk aus?

 * 
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THEMENREIHE/372: Deutschlandfunk - Faszination Beethoven, die Zweite, 11.-18.2.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 7.2.2020

Faszination Beethoven

Beethoven, die Zweite

Dienstag, 11. Februar 2020, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk

Mittwoch, 12. Februar 2020, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk

Samstag, 15. Februar, 17.05 - 17.30 Uhr, Deutschlandfunk

Dienstag, 18. Februar, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk




Gemeinsam mit dem Beethoven-Haus Bonn startet Deutschlandfunk den
zweiten Teil des Programmschwerpunkts "Faszination Beethoven".

Im Fokus stehen ein internationaler wissenschaftlicher Kongress Mitte
Februar und das Projekt "Briefe an Beethoven".

Anlässlich des 250. Geburtstages von Ludwig van Beethoven (1770-1827)
veranstaltet das Beethoven-Haus Bonn in Medienpartnerschaft mit
Deutschlandfunk den internationalen wissenschaftlichen Kongress
"Beethoven-Perspektiven". In fünf Symposien beschäftigen sich führende
Vertreter und Vertreterinnen der internationalen Beethoven-Forschung
und der wissenschaftliche Nachwuchs mit Beethoven als
Forschungsgegenstand. In diesem Rahmen finden von Montag, 10. Februar
bis Donnerstag, 13. Februar vier exklusive Abendveranstaltungen von
Deutschlandfunk im Kammermusiksaal des Beethoven-Hauses statt. In
Podiumsdiskussionen und Gesprächskonzerten diskutieren hochkarätige
Expertinnen und Experten zu den Themen: "Der politische Beethoven",
"'Allein Freiyheit'- Beethovens Egmont-Ouvertüre", oder "Ist Beethoven
heute wirklich noch wichtig?" und "Beethoven - ein kreatives
Universum".

Die Veranstaltungen werden zeitnah im Abendprogramm von
Deutschlandfunk ausgestrahlt. Der Eintritt für die Veranstaltungen ist
mit Ausnahme des Begleitprogramms frei.


Sendehinweise


Roundtable I - "Der politische Beethoven"

Musikszene

Dienstag, 11. Februar 2020, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk

Eröffnung des ersten Thementages mit der Frage "Revoluzzer,
Opportunist, Spielball der Mächtigen?" Im Fokus steht die Verbindung
von Beethoven und der Politik. Mit dabei sind William Kinderman, Otto
Biba, Christine Siegert und Elisabeth Reisinger. Der Roundtable wird
von Jochen Hubmacher moderiert.


Spielweisen Wortspiel: "'Allein Freiyheit' - Beethovens
Egmont-Ouvertüre"
Spielweisen

Mittwoch, 12. Februar 2020, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk

Der Komponist Jan Müller-Wieland ergänzt den politischen Thementag mit
einem Musikgespräch über Beethovens Ouvertüre zur Schauspielmusik zu
Goethes Egmont und seine Instrumentation des Werkes incl. zahlreicher
live gespielter Musikbeispiele. Im Anschluss folgt die vollständige
Aufführung der Egmont-Ouvertüre, die in der Sendung Spielweisen
ausgestrahlt wird. Das Gespräch führt Christoph Schmitz,
Abteilungsleiter Musik des Deutschlandfunk.


Streitgespräch "Ist Beethoven heute wirklich noch
wichtig?"
Streitkultur

Samstag, 15. Februar, 17.05 - 17.30 Uhr, Deutschlandfunk 

In einem kontroversen Gespräch diskutiert die Komponistin Charlotte
Seither mit dem Musikwissenschaftler Ulrich Konrad, Vorsitzender des
wissenschaftlichen Beirats des Beethoven-Hauses und Vorstandsmitglied.
Es folgt eine Publikumsdiskussion. Moderieren wird Frank Kämpfer.


Roundtable II - "Beethoven - ein kreatives
Universum"

Musikszene

Dienstag, 18. Februar, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk

Am vierten Thementag diskutieren Jens Dufner, Mark Evan Bonds, Ulrich
Konrad und Julia Ronge die extreme Dichte Beethovens musikalischen
Fortschritts. Wie kam es zu der Dichte und welche Bedingungen
begünstigten Beethovens Schaffen? Die Moderation übernimmt Susann El
Kassar.

Neben der wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit Beethoven erhält
auch seine Musik gleich zum Auftakt des Programmschwerpunktes eine
besondere Rolle. Am Sonntag, 9. Februar ab 21.05 Uhr präsentiert die
Sendung "Konzertdokumente der Woche" im Deutschlandfunk Ausschnitte
vom Kammermusikfest "Beethoven Pur". Unter der künstlerischen Leitung
der Bratschistin Tabea Zimmermann präsentiert das Beethoven-Haus Bonn
das komplette Kammermusikwerk des Komponisten.

Um an die Tradition des Briefeschreibens anzuknüpfen, hat der
Deutschlandfunk zum Jahresbeginn das Projekt "Lieber Ludwig! - Briefe
an Beethoven" gestartet. Beethoven war selbst ein intensiver
Briefeschreiber. Das "Heiligenstädter Testament" und der Brief an die
"Unsterbliche Geliebte" sind dabei nur zwei von rund 1.800 berühmten
Beethoven-Briefen. Im Deutschlandfunk ist nun der Komponist selbst der
Adressat von Briefen. Insgesamt wurden 50 spannende Menschen aus dem
Kulturleben gebeten, einen Brief oder eine E-Mail an den Komponisten
zu formulieren. Sei es Lob, Kritik oder auch besondere Erlebnisse aus
dem Alltag - es dürfen jegliche Gedanken ausgesprochen werden, die die
Briefeschreiber individuell mit Beethoven und seinen Werken verbinden.
Um die Briefe auch hörbar zu machen, werden sie wahlweise von den
Autoren oder professionellen Sprechern aufgenommen. Jeden Montag
werden sie ab dem 6. Januar 2020 im Rahmen des Deutschlandfunk
Musikjournals ab 20.10 Uhr ausgestrahlt. Im Anschluss können die
Briefe auch auf der Website deutschlandfunk.de/beethoven nachgelesen
und gehört werden. Mit dabei sind in den nächsten Wochen unter anderem
Adam Fischer (Dirigent), Ulla Hahn (Schriftstellerin), Sophie Pacini
(Pianistin), Dieter Ilg (Jazz-Kontrabassist) und Enjott Schneider
(Komponist).

Weitere Infos:

www.deutschlandfunk.de/beethoven

www.beethoven.de/de/

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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INNERE/1417: Studie - Darmbakterien steuern die Darmbewegung (idw)


Universität Bern - 05.02.2020

Darmbakterien steuern die Darmbewegung



Darmbakterien unterstützen eine gesunde Verdauung, indem sie den
Nervenzellen im Darm helfen, die Kontraktion und Entspannung der
Muskelwand des Dickdarms zu regulieren. Dies haben Forschende des
Crick-Instituts in London, der Universität Bern und des Inselspitals,
Universitätsspital Bern entdeckt.

Damit Nahrung durch den Darm wandern und der Kot ausgestossen werden kann,
muss der Darm den Inhalt systematisch vorwärtsbewegen, indem er ihn über
seine Länge nach und nach zusammendrückt. Diese Kontraktion und
Entspannung der Muskeln im Dickdarm werden durch Nervenzellen im Darm
reguliert. Anomalien der Darmbewegung verursachen häufig Krankheiten wie
das Reizdarmsyndrom oder die nach einer Operation auftretenden Störungen
der Darmfunktion. Nun haben Forschende des Crick-Instituts in London, des
Department for BioMedical Research der Universität Bern (DBMR) und des
Inselspitals, Universitätsspital Bern entdeckt, wie diese Nervenzellen -
und somit die Darmbewegung - durch bestimmte Darmbakterien beeinflusst
werden. Dabei handelt es sich um einen erstmals beschriebenen Mechanismus.
Die Studie wurde im Journal «Nature» publiziert.

Die Suche nach der Nadel im Heuhaufen

Der Darm enthält Billionen von Bakterien, die durch die Produktion von
Stoffen wie Vitaminen und Aminosäuren die Funktion vieler Organe in
unserem Körper, einschliesslich des Gehirns, beeinflussen. Zudem weist der
Darm mehr Nerven auf als das Rückenmark. Es ist bereits belegt, dass ein
Zusammenhang besteht zwischen dem Vorhandensein bestimmter Bakterien im
Dickdarm und der Geschwindigkeit, mit der sich die Nahrung durch den
Darmtrakt bewegt.

Bisher war jedoch unklar, inwiefern Darmbakterien für das Funktionieren
der Millionen von Nervenzellen im Verdauungssystem zuständig sind.

Den Forschenden um Prof. Andrew Macpherson vom Department for BioMedical
Research (DBMR) der Universität Bern und Inselspitals, Universitätsspital
Bern, sowie um Dr. Yuuki Obata, Dr. Brigitta Stockinger und Dr. Vassilis
Pachnis vom Crick Institute in London ist es nun gelungen, gewisse von
Darmbakterien produzierte Stoffe zu identifizieren, die auf Nervenzellen
einwirken, die wiederum für die Darmbewegung zuständig sind. Dabei bestand
die Schwierigkeit darin, herauszufinden, welche Stoffe für die
Signalgebung in den Nervenzellen verantwortlich sind. «Das Nervensystem im
Darm ist ein extrem kompliziertes Netzwerk, das sich nur schwer von den
anderen Zellen in der Darmstruktur trennen lässt», erklärt Andrew
Macpherson, Ko-Letztautor der Studie. «Zudem werden viele verschiedene
Stoffe produziert, so dass man nach einer Nadel im Heuhaufen sucht.»

Bakterien aktivieren Rezeptor

Um die Wirkung von Darmbakterien auf die Darmbewegung zu untersuchen,
setzten die Forschenden sogenannte keimfreie Mäuse ein, deren Darm nicht
von Bakterien besiedelt ist, und verglichen diese mit Tieren mit
Darmbakterien. Sie entdeckten, dass die keimfreien Tiere tatsächlich eine
reduzierte Darmbewegung aufwiesen im Vergleich zu Tieren, die mit
gutartigen Bakterien besiedelt waren. «Dabei stellte sich heraus, dass ein
spezieller Rezeptor, der sogenannte Arylkohlenwasserstoffrezeptor AhR, bei
den Darmnervenzellen durch die Anwesenheit von Darmbakterien
«eingeschaltet» wird», sagt Yuuki Obata vom Crick Institute, Hauptautorin
der Studie. Dass AhR für die Funktion von Immun- und anderen Zellen im
Darm sehr wichtig ist, war bereits bekannt. «Unsere Arbeit zeigt, dass
dieser Rezeptor auch von Darmnervenzellen verwendet wird, um die
Anwesenheit von Bakterien zu erkennen und die Darmbeweglichkeit zu
regulieren - und so eine gesunde Verdauung zu fördern», erklärt Vassilis
Pachnis, Ko-Letztautor am Crick Institute.

Möglicher Therapieansatz

«Störungen der Darmbewegung sind extrem häufig und verursachen viel Leid
bei Patientinnen und Patienten nach chirurgischen Eingriffen oder bei
Personen, die am Reizdarmsyndrom erkrankt sind», sagt Macpherson. «Unsere
Ergebnisse liefern eine Erklärung, warum bestimmte Patientinnen und
Patienten, deren Darm mit anderen Bakterienstämmen besiedelt ist, für
diese Darmprobleme anfälliger sind», so Macpherson weiter. Brigitta
Stockinger vom Crick Institute, Ko-Letztautorin, ergänzt: «Wir hoffen,
dass in Zukunft die Aktivität von AhR in den Nervenzellen gezielt
verändert werden könnte, um die Folgen einer abnormen Darmbeweglichkeit zu
lindern, die häufig mit Magen-Darm-Erkrankungen einhergeht.»


Originalpublikation:

Yuuki Obata, �lvaro Castaño, Stefan Boeing, Ana Carina Bon-Frauches,
Candice Fung, Todd Fallesen, Mercedes Gomez de Agüero, Bahtiyar Yilmaz,
Rita Lopes, Almaz Huseynova, Stuart Horswell, Muralidhara Rao Maradana,
Werend Boesmans, Pieter Vanden Berghe, Andrew J. Murray, Brigitta
Stockinger, Andrew J. Macpherson and Vassilis Pachnis: 

Neuronal programming by microbiota regulates intestinal physiology. 

Nature, 5. Februar 2020, in print.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://tinyurl.com/Darmbewegung

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment79199

Medienmitteilung als PDF

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution57
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ONKOLOGIE/2052: Mutierte DNA in Krebszellen im Detail erfasst (idw)


Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin in der Helmholtz-Gemeinschaft - 05.02.2020

PCAWG: Mutierte DNA in Krebszellen im Detail erfasst



Das weltweit größte Krebskonsortium PCAWG hat es sich zur Aufgabe gemacht,
die genetischen Veränderungen in Tumoren besser zu verstehen. Eine neue
Studie der internationalen Forschungsgruppe, an der auch ein Team des MDC
maßgeblich beteiligt war, wird jetzt im Fachblatt "Nature" veröffentlicht.

Kein Tumor gleicht dem anderen. Deshalb können zwei Personen mit der
gleichen Krebsart auf ein Medikament völlig unterschiedlich reagieren: Bei
dem einen wird der Tumor kleiner, bei der anderen zeigt sich das entartete
Gewebe unbeeindruckt. Meist liegt das an individuellen genetischen
Abweichungen der jeweiligen Krebszellen.

Um diese Abweichungen im Detail zu verstehen und Therapien künftig besser
an die persönlichen Erfordernisse der Patient*innen anpassen zu können,
hat sich ein internationales Team aus mehr als 1.500 Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftlern - das PCAWG-Konsortium (Pan-Cancer Analysis of Whole
Genomes) - vor einigen Jahren zum Ziel gesetzt, gängige Mutationsmuster im
Genom von rund 3.000 Krebspatientinnen und -patienten aufzuspüren. Unter
den gespendeten Gewebeproben waren Tumore der Leber, der
Bauchspeicheldrüse, des Gehirns und 17 weiterer Organe.

Die PCAWG-Forscherinnen und Forscher griffen für ihr Projekt auf die Daten
des ICGC (International Cancer Genome Consortium) und des TCGA-Projekts
(The Cancer Genome Atlas) zurück. Deren Mitwirkende hatten die Genome und
Transkriptome, also die Gesamtheit aller RNA-Moleküle, aus 1.188 der
entarteten Gewebeproben, zuvor vollständig sequenziert.

Entschlüsselt wurden auch regulatorische Abschnitte der DNA

"Mit PCAWG wurden erstmals bei einer so großen Zahl von Patientenproben
nicht nur die Bereiche des Erbguts untersucht, die Baupläne für Proteine
enthalten, sondern auch die regulatorischen Abschnitte der DNA, die das
Ablesen der Gene steuern", sagt Dr. Roland Schwarz, der Leiter der
Arbeitsgruppe "Evolutionäre und Krebsgenomik" am Max-Delbrück-Centrum für
Molekulare Medizin in der Helmholtz-Gemeinschaft (MDC). Schwarz ist einer
von sieben Senior-Autor*innen der aktuellen "Nature"-Studie, die das
zentrale Paper der PCAWG-Arbeitsgruppe 3 "Interaktion von Genom und
Transkriptom" darstellt. Aus seiner eigenen Arbeitsgruppe am Berliner
Institut für Medizinische Systembiologie (BIMSB) des MDC haben Dr. Matthew
Robert Huska und Julia Markowski an dem Paper mitgewirkt. Insgesamt
veröffentlicht die PCAWG mehr als 20 Studien gleichzeitig in Nature,
Nature Genetics, Nature Communications, Nature Biotech und Communications
Biology.

"In unserer Arbeit haben unsere Kollegen und wir eine Vielzahl von
RNA-Veränderungen systematisch untersucht und Mutationen auf DNA-Ebene
identifiziert, die diese RNA-Veränderungen hervorrufen", erläutert
Schwarz. Krebsspezifische Veränderungen auf der RNA-Ebene sind schon
länger bekannt. "Oft werden in Tumoren Gene überexprimiert, also verstärkt
abgelesen, wodurch mehr RNA gebildet wird", sagt Schwarz. "Oder es kommt
zu Verschmelzungen von Genen oder zu Änderungen im Splicing, einem
wichtigen Schritt bei der Bildung der RNA."

Strukturelle Veränderungen des Genoms spielen eine entscheidende Rolle

Welche Mutationen der DNA die bekannten Veränderungen der RNA hervorrufen,
war bislang jedoch weitgehend unklar. Mit ihrer Arbeit haben Schwarz und
49 weitere Forscherinnen und Forscher nun eine wichtige Lücke im
Verständnis für die Genetik der Krebsentstehung geschlossen.

"Ein besonderes Augenmerk unserer Arbeit am MDC lag dabei auf dem
Zusammenspiel von punktuellen Mutationen der DNA mit strukturellen
Veränderungen, etwa einer veränderten Anzahl der Kopien eines Gens",
berichtet Schwarz. "Normalerweise enthalten unsere Zellen zwei vererbte
Kopien eines jeden Chromosoms, ein mütterliches und ein väterliches
Allel." In Krebszellen sei die Anzahl der Kopien oft drastisch erhöht oder
ganze Bereiche des Genoms seien verloren gegangen.

Wie Schwarz und sein Team mithilfe von Hochleistungs-Rechensystemen und
Cloud Computing herausgefunden haben, spielen solche Abweichungen in der
Kopienzahl eine entscheidende Rolle in der veränderten Genexpression von
Krebszellen. "Indem wir die DNA-Sequenzen des gesamten Genoms analysiert
haben, konnten wir genau ermitteln, wie veränderte Kopienzahlen mit
Punktmutationen zusammenwirken - und welchen Einfluss das wiederum auf die
Expression eines bestimmten elterlichen Allels ausübt", erläutert der
Wissenschaftler.

Jedes der drei Milliarden Basenpaare einer Zelle kann mutiert sein

Schwarz hofft, dass die Arbeit von ihm und seinen Kolleginnen und Kollegen
das Verständnis für die Genregulation in Tumoren um einen wichtigen Aspekt
erweitert. "Mit unserer Studie legen wir in jedem Fall den Grundstein für
weitere Untersuchungen, die dabei helfen werden, die genetische
Heterogenität von Tumoren noch detaillierter kennenzulernen", sagt er.

Denn Fakt ist: Jedes der rund drei Milliarden Basenpaare, die ein
menschliches Genom enthält, kann theoretisch mutieren. "Um herauszufinden,
wie Zellen wirklich entarten, müssen wir wichtige von unwichtigen
Mutationen unterscheiden", sagt Schwarz. Und das geht nur mit einer sehr
großen Zahl an Tumorproben. Und mit einer ähnlich dimensionierten Zahl an
engagierten Forscherinnen und Forschern, wie sie sich im PCAWG-Konsortium
zusammengeschlossen haben. Auf das noch unveröffentlichte Hauptpaper der
gesamten Gruppe darf man schon jetzt gespannt sein.

Originalpublikation:

"Genomic basis for RNA alterations in cancer"

Nature

DOI: 10.1038/s41586-020-1970-0

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.nature.com/collections/afdejfafdb/ 

(alle PCAWG Paper, erst nach Embargo-Ende abrufbar)

https://www.mdc-berlin.de/de/news/news/bimsb-verstaerkt-krebsforschung-mit-neuer-arbeitsgruppe-evolutionary-and-cancer-genomics 

(über Forschung der AG Schwarz)

https://twitter.com/rfschwarz 

(Twitter Account von Roland Schwarz)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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ONKOLOGIE/2051: Forschung - Potentielle Stellschraube für wirksamere Krebs-Immuntherapien (idw)


Nationales Centrum für Tumorerkrankungen Dresden (NCT/UCC) - 29.01.2020

Potentielle Stellschraube für wirksamere Krebs-Immuntherapien



Wissenschaftlern der Biomedical Research Foundation der Akademie Athen
(Griechenland), des Instituts für Klinische Chemie und
Laboratoriumsmedizin des Universitätsklinikums Carl Gustav Carus Dresden
und des Nationalen Centrums für Tumorerkrankungen Dresden (NCT/UCC) ist es
gemeinsam mit einem internationalen Forscherteam gelungen, in
Laborversuchen einen bislang unbekannten Mechanismus nachzuweisen, der die
Wirksamkeit von Krebs-Immuntherapien beeinflussen könnte.

Im Mittelpunkt steht der Botenstoff Interleukin-33 (IL-33). Wird die
Produktion von IL-33 in regulatorischen T-Zellen im Tumor und in der
unmittelbaren Tumorumgebung unterbunden, verringert sich das Tumorwachstum
und Immuntherapien zeigen in experimentellen Modellen eine erhöhte
Wirksamkeit. Das Verständnis des Mechanismus könnte einen Ansatz zur
Entwicklung neuer immuntherapeutischer Ansätze bieten. Die Ergebnisse der
Untersuchung wurden im Fachjournal "Nature Immunology" (www.nature.com,
DOI 10.1038/s41590-019-0555-2) veröffentlicht.

Trotz beeindruckender klinischer Erfolge sind Immuntherapien gegen Krebs
bei vielen Patienten unwirksam. Hierbei spielen regulatorische T-Zellen,
so genannte Tregs, die eine gegen den Tumor gerichtete Immunantwort hemmen
können, eine wichtige Rolle. Wissenschaftler der Biomedical Research
Foundation der Akademie Athen, des Instituts für Klinische Chemie und
Laboratoriumsmedizin des Universitätsklinikums Carl Gustav Carus Dresden
und des Nationalen Centrums für Tumorerkrankungen Dresden (NCT/UCC)
konnten nun zeigen, dass ein in den Tregs vorkommender spezieller
Botenstoff - Interleukin-33 - eine mögliche Stellschraube für die Funktion
der Zellen und für eine künftige bessere Wirksamkeit von Immuntherapien
ist.

Regulatorische T-Zellen reichern sich in besonderem Maße im Tumor und in
der Tumorumgebung an. Sie üben eine anti-entzündliche Aufgabe aus, indem
sie das Immunsystem beruhigen. Diese eigentlich positive Eigenschaft zur
Verhinderung überschießender Immunreaktionen ist im Tumor und der direkten
Tumorumgebung jedoch kontraproduktiv: Hier sollte das Immunsystem hoch
aktiv sein, um den Tumor zu bekämpfen. Die übermäßig vorhandenen Tregs
fördern das Tumorwachstum und behindern in vielen Fällen die Wirksamkeit
eine Tumor-Immuntherapie.

Regulatorische T-Zellen im Tumor und der unmittelbaren Tumorumgebung
weisen im Unterschied zu Tregs in anderen Körperregionen einen besonders
hohen Gehalt an dem Botenstoff Interleukin-33 (IL-33) auf. Wie die
Forscher nun anhand von unterschiedlichen experimentellen Modellen zeigen
konnten, verringert eine Blockade der IL-33-Produktion die hemmenden
Eigenschaften der Tregs und führt so zu einem Rückgang des Tumorwachstums
und zu einer besseren Wirksamkeit von Immuntherapien. Wichtig für die
veränderte Funktion der Tregs dürfte die mit dem Fehlen von IL-33
verbundene vermehrte Bildung des Proteins Interferon-Gamma sein, das
immunstimulierende Eigenschaften aufweist.

Der Botenstoff IL-33 könnte also möglicherweise einen Ansatzpunkt bieten,
an dem sich die Tregs im Tumor gezielt angreifen und in ihrer
Funktionalität verändern lassen. Ein weniger zielgerichteter Angriff auf
alle im Körper vorhandenen Tregs kann hingegen zu lebensbedrohlichen
Autoimmunreaktionen führen. IL-33 ist somit ein mögliches Ziel, auf das
sich künftige Therapien richten könnten, um den Kampf des Immunsystems
gegen eine Krebserkrankung zu befördern.


Veröffentlichung

Aikaterini Hatzioannou, Aggelos Banos, Theodore Sakelaropoulos,
Constantinos Fedonidis, Maria-Sophia Vidali, Maren Köhne, Kristian
Händler, Louis Boon, Ana Henriques, Vasiliki Koliaraki, Panagiotis
Georgiadis, Jerome Zoidakis, Aikaterini Termentzi, Marc Beyer,
Triantafyllos Chavakis, Dimitrios Boumpas, Aristotelis Tsirigos and
Panayotis Verginis: An intrinsic role of IL-33 in Treg cell-mediated tumor
immunoevasion

Nature Immunology 

DOI: 10.1038/s41590-019-0555-2
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ONKOLOGIE/2050: Forschung - Spuren der Unsterblichkeit im Tumorerbgut (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 05.02.2020

Spuren der Unsterblichkeit im Tumorerbgut



Krebszellen sind für ihre Unsterblichkeit darauf angewiesen, ihre als
"Telomere" bezeichneten Chromosomenenden zu erhalten. Dies erreichen sie
auf verschiedene Weise. Durch welche Veränderungen im Erbgut sich diese
Mechanismen bemerkbar machen, untersuchten Wissenschaftler aus dem
Deutschen Krebsforschungszentrum systematisch in über 2500 Tumorgenomen
von 36 verschiedenen Krebsarten. Die aktive Verlängerung der Telomere ist
eine Achillesferse aller Krebszellen und damit ein wichtiger Ansatzpunkt
für die Entwicklung gezielter Therapien. Die Arbeit ist Teil der
"Pan-Cancer Analysis of Whole Genomes" (PCAWG).

Gesunde Körperzellen haben ein natürliches Verfallsdatum, das durch die
Länge ihrer Telomere definiert ist. Die Telomere sind Bestandteile der DNA
und schützen die Enden der Chromosomen. Doch mit jeder Zellteilung
verkürzen sie sich, bis schließlich eine Mindestlänge erreicht ist - das
Telomer ist quasi aufgebraucht. Lediglich Stammzellen produzieren das so
genannte Unsterblichkeitsenzym Telomerase, das die Telomere wieder
verlängern kann. Alle übrigen Zellen stellen nach etwa 50 Zyklen die
Zellteilung ein.

Für ihre unbegrenzte Teilungsaktivität sind Krebszellen auf intakte
Telomere angewiesen. Frühere Untersuchungen haben gezeigt, dass etwa 85
Prozent aller Tumoren die Telomerase über verschiedene Mechanismen
hochregulieren. Die übrigen Tumoren nutzen alternative Mechanismen der
Telomerverlängerung.

Um insbesondere diese bislang weniger erforschten alternativen Mechanismen
besser zu verstehen, hat ein Forscherteam unter der Leitung von Lars
Feuerbach vom Deutschen Krebsforschungszentrum (DKFZ) nun die
Genomsequenzen von mehr als 2500 Tumorproben untersucht. Die Arbeit ist
Teil des "Pan-Cancer Analysis of Whole Genomes" (PCAWG).

Bei insgesamt nur 13 Prozent der untersuchten Fälle fanden die
PCAWG-Forscher Erbgutveränderungen, die auf einen der beiden bekannten
Mechanismen zur Telomerverlängerung hinweisen. Erstautorin Lina Sieverling
erklärt: "Bei der überwiegenden Mehrzahl der untersuchten 2500 Krebsfälle
haben wir eine erhöhte Aktivität des Telomerase-Gens beobachtet, ohne
jedoch Veränderungen des Genoms zu erkennen, die dies erklären könnten.
Dafür könnten unter anderem epigentische Faktoren verantwortlich sein, die
keine Spuren im Genom hinterlassen."

Von den 13 Prozent derjenigen Tumoren, deren Erbgut Hinweise auf
Telomerverlängerung aufwies, betrafen nur 64 Fälle die alternativen
Mechanismen. Bei diesen Tumoren entdeckten die Forscher zwei
Auffälligkeiten: Telomere sind normalerweise aus hunderten von
Wiederholungen der immer gleichen Abfolge von sechs DNA-Bausteinen
aufgebaut. Bei den alternativ verlängerten Telomeren finden sich aber
häufig Varianten dieser klassischen Telomersequenzen. Außerdem sind bei
diesen Tumorzellen sehr häufig kurze Bruchstücke der Telomere in andere
Teile des Genoms eingebaut.

Es ist bekannt, dass bei bestimmten Krebsarten, insbesondere bei Kindern,
die Aggressivität des Tumors auch mit dem Mechanismus zusammenhängt, mit
dem die Telomere der Krebszellen verlängert werden. Dies gilt etwa für
Medulloblastome, die eine schlechtere Prognose haben, wenn die Krebszellen
den alternativen Mechanismus nutzen.

"Wir können im Moment noch nicht sagen, ob und welche Bedeutung diese
beiden Befunde haben und ob sie den Verlauf der Krebserkrankungen
beeinflussen", erklärt Studienleiter Lars Feuerbach und ergänzt: "Die
aktive Verlängerung der Telomere ist eine Achillesferse aller Krebszellen
und damit ein wichtiger Ansatzpunkt für die Entwicklung gezielter
Therapien. Dafür ist eine präzise Kenntnis aller dahinterstehenden
molekularen Vorgänge entscheidend."


Originalpublikation:

Genomic footprints of activated telomere maintenance mechanisms in cancer:
Lina Sieverling, Chen Hong, Sandra D. Koser, Philip Ginsbach, Kortine
Kleinheinz, Barbara Hutter, Delia M. Braun, Isidro Cortés-Ciriano, Ruibin
Xi, Rolf Kabbe, Peter J. Park, Roland Eils, Matthias Schlesner

PCAWG-Structural Variation Working Group, Benedikt Brors, Karsten Rippe, David
T.W. Jones, Lars Feuerbach & PCAWG Consortium

Nature Communications 2020. 

DOI:10.1038/s41467-019-13824-9
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POLITIK/2026: Wir knicken nicht ein - Erzwingungsstreik bei Ameos findet vielfältige Solidarität (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 6 vom 7. Februar 2020

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Wir knicken nicht ein


Erzwingungsstreik bei Ameos findet vielfältige Solidarität

Werner Sarbok sprach mit Robin Rottloff



Am Montag letzter Woche sind die Kolleginnen und Kollegen bei den
Ameos-Kliniken in Sachsen-Anhalt in einen unbefristeten
Erzwingungsstreik getreten. Ziel ist der Abschluss eines
Tarifvertrages, der an der Entlohnung des Öffentlichen Dienstes
angelegt ist. Darüber sprachen wir mit Robin Rottloff.


UZ: Der Streik bei Ameos geht jetzt in die zweite Woche.
Steht die Streikfront? Wie ist die Stimmung der Kolleginnen und
Kollegen?

Robin Rottloff:  Die Stimmung ist ungebrochen. In der
Warnstreikphase gab es schon eine hohe Bereitschaft, hier was zu
verändern, im Zweifel auch zu streiken. Zahlenmäßig haben wir uns gut
gehalten, das gilt auch für die letzte Woche. An den einzelnen
Standorten knicken die Kolleginnen und Kollegen nicht ein und bleiben
dran, stehen weiter jeden Tag ab 5.30 Uhr in der Kälte vor der Klinik
und halten auch an den verschiedensten Standorten viel Regen aus. Ich
glaube, dieses Nichtbewegen der Geschäftsleitung und ihr ständiges
Draufrumreiten "ver.di kann nicht verhandeln und wir verhandeln nicht
mit ver.di" motiviert die Kolleginnen und Kollegen noch mehr.


UZ: Unmittelbar zum Streikbeginn hat Ameos ihren bisherigen
Geschäftsführer-Ost Lars Timm abgelöst, der jede Verhandlung mit
ver.di verweigerte und zudem noch mit Kündigungen gegen Warnstreikende
die Situation angeheizt hat. Bewegt sich da etwas?

Robin Rottloff:  Nein, da bewegt sich erst mal gar nichts. Der
alte Regionalgeschäftsführer, Dr. Lars Timm, ist abgelöst, und jetzt
ist es ein Herr Wiener. Aber auch der wiederholt dieselben Aussagen,
die Dr. Timm als Regionalgeschäftsführer die ganze Zeit getroffen hat.
Und das einzige, was sich bewegt, ist, dass Ameos auch mit dem neuen
Regionalgeschäftsführer versucht, über Einzelvereinbarungen mit ihrem
"Zukunftspaket", also individualvertraglich, das Ding irgendwie jetzt
zu beenden und in den Griff zu kriegen.


UZ: Wie ist der Stand hinsichtlich der Kündigungen?

Robin Rottloff:  Es ist nach unserer Kenntnis bei diesen 14
Kündigungen geblieben. Es gab bisher keine weiteren, und wir behandeln
sie im Rahmen von Kündigungsschutzklagen. Die gleichlautenden
Kündigungen kann man ja grundsätzlich erst mal als haltlos betrachten,
aber die Fälle müssen natürlich individuell betrachtet werden. Da sind
die Anwälte von ver.di und dem DGB-Rechtsschutz dran. Die gekündigten
Kolleginnen und Kollegen sind natürlich emotional betroffen, das Gute
ist aber, dass ihnen viel Solidarität entgegengebracht wird. Und die
Kündigungen haben auch nicht bewirkt, dass sich weniger am Streik
beteiligen. Das ist nun wirklich nicht der Fall, und das war ja
möglicherweise die Hoffnung von Ameos.


UZ: Ist der Streik isoliert oder erlebt ihr Solidarität in
den Städten und auch von Gewerkschaften, von Kollegen außerhalb des
Betriebes?

Robin Rottloff:  Es gibt unglaublich viel Solidarität, einmal
auch von denAmeos-Kliniken im Westen. Die Kolleginnen und Kollegen aus
Osnabrück haben zu einer Solidaritätsaktion eine riesengroße
Heuschrecke, die auch das Verhalten der Ameos-Geschäftsführung
widerspiegeln soll, letzte Woche mit hierher gebracht an die
Standorte. Es gibt Delegationen aus anderen Kliniken zu den
Streikaktionen, ich kann jetzt gar nicht alle aufzählen.

Ich komme ursprünglich aus Chemnitz, und auch da hat das Klinikum
Chemnitz sich solidarisiert und Aktionen gemacht. Es gibt aktive
Mittagspausen an anderen Kliniken im Umland, aber auch bundesweit gibt
es die Solidarität. Wir bekommen hier zahlreiche Zuschriften. Schön
ist auch, dass einzelne Patienten, die zum Beispiel vor der Klinik
stehen, um zu schauen, was da los ist oder vielleicht nur eine
rauchen, auch mal das Megaphon in die Hand nehmen und sagen: "Hej, wir
stehen vollkommen hinter euch. Es geht um unsere Versorgung. Wenn es
euch nicht gut geht, wenn ihr nicht entlastet werdet und entsprechend
entlohnt werdet und somit auch dafür gesorgt wird, dass die Standorte
überhaupt eine Zukunft haben, dann geht es uns noch beschissener, dann
ist unsere Versorgung auch nicht mehr gewährleistet." Dieser kausale
Zusammenhang oder wie man das nennen mag, das ist auch den Patienten
klar. Sie wollen, dass die Beschäftigten hier ordentliche
Arbeitsbedingungen vorfinden. Diese Zustimmung ist auf jeden Fall da,
es gibt auch viel Zuspruch von der Bevölkerung.


UZ: Welche grundsätzliche Bedeutung siehst du in der Auseinandersetzung
bei Ameos in Sachsen-Anhalt?

Robin Rottloff:  Das ist ein hochpolitisches Thema. Denn das
Grundproblem ist die Privatisierung staatlicher Pflichtaufgaben.
Gesundheit ist keine Ware, und man würde auch nie auf die Idee kommen,
die Polizei oder die Feuerwehr zu privatisieren. Und dass dies eine
falsche Entscheidung war, zeigt sich ja ganz offensichtlich. Wenn mit
kranken Menschen Gewinne erzielt werden sollen, dann kann nur die Idee
dahinter krank sein. Ich glaube, das müssen wir auch als Gewerkschaft
ganz deutlich so sagen.

 * 
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FORSCHUNG/843: Neue Erkenntnisse zum Immunsystem bei Kindern könnte Impfstoffwirksamkeit verbessern (idw)


Swiss Tropical and Public Health Institute - 05.02.2020

Neue Erkenntnisse zum Immunsystem bei Kindern könnte Impfstoffwirksamkeit verbessern



Kinder in Ländern mit niedrigen und mittleren Einkommen sind am stärksten
auf Impfschutz angewiesen, da Infektionskrankheiten in diesen Ländern
häufiger auftreten. Die Impfstoffe sind für diese Kinder jedoch im
Vergleich zu entsprechenden Bevölkerungsgruppen in Ländern mit hohem
Einkommen oft weniger wirksam. Eine gestern in der Fachzeitschrift
«Science Translational Medicine» veröffentlichte Studie des
Schweizerisches Tropen- und Public Health-Institut (Swiss TPH) und anderen
zeigt, dass das Immunsystem bei Kindern von Faktoren wie Alter, Ort und
Anämiestatus abhängt. Dieses Wissen trägt wesentlich zur Verbesserung der
Impfstoffwirksamkeit bei.

Der Aufbau des Immunsystems und die Impfantwort von Kindern hängen von
einer Fülle von Faktoren ab, beispielsweise von ihrem Alter, ihrem
Anämiestatus und dem Land, in dem sie aufwachsen. Zu diesem Schluss kommt
eine neue Studie des Swiss TPH mit Partnerorganisationen, die gestern in
«Science Translational Medicine» erschien. Die Erkenntnisse zeigen, dass
ein besseres Verständnis der Auswirkungen, die das Alter und weitere
nichtgenetische Faktoren wie Wohnort und Anämiestatus auf die Entwicklung
des Immunsystems haben, bei der Verbesserung der Wirksamkeit von
Impfstoffen für Kinder in den am stärksten exponierten Bevölkerungsgruppen
vielversprechend sein könnten.

Die Forscherinnen und Forscher entnahmen im Rahmen der Phase-III-Studie
zum Malariaimpfstoff RTS,S über einen Zeitraum von 32 Monaten Blutproben
von Kindern in Tansania und Mosambik. Gruppen von Kindern, die nach der
RTS,S-Impfung bessere Antikörpertiter aufwiesen, besassen vor der Impfung
im Vergleich mehr Antikörper produzierende Zellen und follikuläre
T-Helferzellen. «Diese Erkenntnisse zeigen, wie wichtig es ist, die
Zusammensetzung des Immunsystems bei Kindern im Detail zu verstehen, um
wirksamere Impfstoffe entwickeln zu können», erläutert Claudia
Daubenberger, Leiterin der Einheit «Clinical Immunology» am Swiss TPH.

Immunsystem entwickelt sich im Lauf der Kindheit dynamisch

Die Ergebnisse aus Tansania und Mosambik wurden denjenigen einer
Kohortenstudie mit niederländischen Kindern vergleichbaren Alters
gegenübergestellt. Dabei waren ganz eindeutige dynamische Unterschiede bei
der Entwicklung des Immunsystems der beiden Gruppen von Kindern zu
erkennen.

«Beim Vergleich der verschiedenen geografischen Regionen haben wir
feststellen können, dass einige Bestandteile des Immunsystems der
tansanischen und mosambikanischen Kinder sich schneller entwickeln, als
dies bei niederländischen Kindern der Fall ist. Dies hängt
höchstwahrscheinlich damit zusammen, dass diese Kinder verstärkt
Infektionskrankheiten ausgesetzt sind und sie in einem anderen
mikrobiellen Umfeld mit anderen Ernährungsgegebenheiten aufwachsen», so
Danika Hill vom Babraham Institute in Grossbritannien. «Des Weiteren sind
wir zu dem Schluss gekommen, dass Immunzelltypen zwar während der Kindheit
einen gemeinsamen Entwicklungsverlauf aufweisen, die entsprechenden
Veränderungen jedoch auf verschiedenen Kontinenten und sogar in Tansania
und Mosambik unterschiedlich schnell vonstattengehen können.»

Die Forscherinnen und Forscher untersuchten auch eine mögliche Verbindung
zwischen dem Anämiestatus der Kinder und der Stärke ihrer Immunantwort und
stellten dabei fest, dass anämische Kinder weniger gut auf die
RTS,S-Impfung ansprachen. «Zum ersten Mal haben wir nachweisen können,
dass die Eisen-Bioverfügbarkeit sich direkt auf die B-Zellenbiologie
auswirkt. Indem wir den Anämiestatus von Kindern bei der Analyse von
Impfimmunität und Impfschutz berücksichtigen, lernen wir besser zu
verstehen, warum die Impfergebnisse bei Kindern in Ländern mit niedrigen
und mittleren Einkommen, wo Blutarmut weit verbreitet ist, so
unterschiedlich ausfallen», betont Claudia Daubenberger.

Wirksamere Impfstoffe durch besseres Verständnis der Immunität

Trotz der hohen Erfolgsquoten bei der Immunisierung von Kindern existieren
immer noch viele Infektionskrankheiten, wie beispielsweise Malaria, für
die es bislang keine Impfung gibt. Realisiert könnte dies durch eine
Kombination aus innovativen Ansätzen zur Impfstoffentwicklung und neuen
Erkenntnissen zur Immunreaktion der Kinder auf Impfungen. Ein besseres
Verständnis der Faktoren wie Alter, Wohnort und Anämiestatus, die die
Entwicklung eines funktionalen Immunsystems bei Kindern beeinflussen, kann
die Impfstoffwirksamkeit für bestimmte Bevölkerungsgruppen überall auf der
Welt erhöhen.
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INFEKTION/1841: Wie lang Coronaviren auf Flächen überleben und wie man sie inaktiviert (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 07.02.2020

Wie lang Coronaviren auf Flächen überleben und wie man sie inaktiviert



Wie lange leben Coronaviren auf Oberflächen wie Türklinken oder
Krankenhausnachttischen? Mit welchen Mitteln lassen sie sich wirksam
abtöten? Alle Antworten, die die Forschung zu solchen Fragen derzeit
kennt, hat ein Forschungsteam aus Greifswald und Bochum zusammengestellt
und am 6. Februar 2020 im Journal of Hospital Infection veröffentlicht.

Verbreitung über Tröpfchen, Hände und Oberflächen

Das neuartige Coronavirus 2019-nCoV macht weltweit Schlagzeilen. Da es
keine spezifische Therapie dagegen gibt, ist besonders die Vorbeugung
gegen Ansteckungen bedeutend, um die Krankheitswelle einzudämmen. Wie alle
Tröpfcheninfektionen verbreitet sich das Virus auch über Hände und
Oberflächen, die häufig angefasst werden. "Im Krankenhaus können das zum
Beispiel Türklinken sein, aber auch Klingeln, Nachttische, Bettgestelle
und andere Gegenstände im direkten Umfeld von Patienten, die oft aus
Metall oder Kunststoff sind", erklärt Prof. Dr. Günter Kampf vom Institut
für Hygiene und Umweltmedizin der Universitätsmedizin Greifswald.

Gemeinsam mit Prof. Dr. Eike Steinmann, Inhaber des Lehrstuhls für
Molekulare und Medizinische Virologie der Ruhr-Universität Bochum (RUB),
hatte er für ein geplantes Fachbuch bereits umfassende Erkenntnisse aus 22
Studien über Coronaviren und deren Inaktivierung zusammengestellt. "In der
aktuellen Situation schien es uns das Beste, diese gesicherten
wissenschaftlichen Fakten vorab zu veröffentlichen, um alle Informationen
auf einen Blick zur Verfügung zu stellen", so Eike Steinmann.

Auf Oberflächen bis zu neun Tage lang infektiös

Die ausgewerteten Arbeiten, die sich unter anderem mit den Erregern
Sars-Coronavirus und Mers-Coronavirus befassen, ergaben zum Beispiel, dass sich
die Viren bei Raumtemperatur bis zu neun Tage lang auf Oberflächen halten
und infektiös bleiben können. Im Schnitt überleben sie zwischen vier und
fünf Tagen. "Kälte und hohe Luftfeuchtigkeit steigern ihre Lebensdauer
noch", so Kampf.

Tests mit verschiedensten Desinfektionslösungen zeigten, dass Mittel auf
der Basis von Ethanol, Wasserstoffperoxid oder Natriumhypochlorit gegen
die Coronaviren gut wirksam sind. Wendet man diese Wirkstoffe in
entsprechender Konzentration an, so reduzieren sie die Zahl der
infektiösen Coronaviren binnen einer Minute um vier sogenannte log-Stufen,
was zum Beispiel bedeutet von einer Million auf nur noch 100 krankmachende
Partikel. Wenn Präparate auf anderer Wirkstoffbasis verwendet werden,
sollte für das Produkt mindestens eine Wirksamkeit gegenüber behüllten
Viren nachgewiesen sein ("begrenzt viruzid"). "In der Regel genügt das, um
die Gefahr einer Ansteckung deutlich zu reduzieren", meint Günter Kampf.

Erkenntnisse sollten auf 2019-CoV übertragbar sein

Die Experten nehmen an, dass die Ergebnisse aus den Untersuchungen über
andere Coronaviren auf das neuartige Virus übertragbar sind. "Es wurden
unterschiedliche Coronaviren untersucht, und die Ergebnisse waren alle
ähnlich", sagt Eike Steinmann.


Originalveröffentlichung

Günter Kampf, Daniel Todt, Stephanie Pfaender, Eike Steinmann: 

Persistence of coronaviruses on inanimate surfaces and its inactivation with biocidal
agents

in: Journal of Hospital infection 2020

DOI: 10.1016/j.jhin.2020.01.022
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FORSCHUNG/1388: Synthetisches Pilzgift - Neue Syntheseroute für Amanitin, ein therapeutisch interessantes Pilzgift (idw)


Gesellschaft Deutscher Chemiker e.V. - 05.02.2020

Synthetisches Pilzgift - Neue Syntheseroute für Amanitin, ein therapeutisch
interessantes Pilzgift



Der Grüne Knollenblätterpilz ist hochgiftig. Ein Teil seiner Giftstoffe
könnte aber auch heilbringend sein: Amanitine gelten als mögliche
Wirkstoffkomponenten Antikörper-basierter Krebstherapien. Deutsche
Wissenschaftler stellen in der Zeitschrift Angewandte Chemie nun eine neue
Syntheseroute für α-Amanitin vor, die für eine Produktion im größeren
Maßstab geeignet scheint und endlich ausreichende Mengen des Pilzgifts für
weitergehende Forschungen zugänglich macht.

Amanitine hemmen hochselektiv das Enzym RNA-Polymerase II, was zum Zelltod
führt. Mit Antikörpern in Tumorzellen eingeschleust, könnten sie Tumore
bekämpfen. Bis vor Kurzem war der Pilz (Amanita phalloides) jedoch die
einzige Quelle zur Gewinnung der Amanitine, sodass weitergehende
Forschungen nur begrenzt möglich waren.

Vor einiger Zeit war dann eine Totalsynthese von α-Amanitin, dem
wirksamsten Amanitin, berichtet worden. Die Forscher um Roderich D.
Süssmuth von der Technischen Universität Berlin stellen jetzt eine
alternative Totalsyntheseroute vor, die vollständig in flüssiger Phase
läuft, Möglichkeiten für die Herstellung verschiedener Struktur-Varianten
eröffnet und sich auch in einen größeren Maßstab übertragen lässt. "Wir
wählten dazu eine konvergente Route, das heißt, mehrere Bausteine werden
zunächst unabhängig voneinander synthetisiert und am Ende zum Zielmolekül
verknüpft", erläutert Süssmuth. Die Bausteine sind drei Peptid-Fragmente
aus fünf, einer bzw. zwei Aminosäuren, daher sprechen die Forscher von
einer [5+1+2]-Synthese.

Amatoxine sind ringförmig verknüpfte Peptide aus acht Aminosäuren, die
zusätzlich eine interne Querverbindung zwischen den Aminosäuren Tryptophan
und Cystein in Form eines sogenannten Tryptathionins aufweisen. Statt die
benötigte Thioether-Bindung am Ende der Synthese zu knüpfen, stellten die
Forscher einen Baustein aus fünf Aminosäuren her, der das Tryptathionin
bereits enthält.

Schlüsselschritte für den Aufbau der beiden anderen Peptid-Fragmente war
die Entwicklung einer Route zur Herstellung der Aminosäuren
6-Hydroxytryptophan (Htp) und (3R,4R)-L-4,5-Dihydroxyisoleucin (Dhil) im
Multigramm-Maßstab - eine große Herausforderung. Beide sind
nicht-proteinogen, das heißt nicht in der DNA codiert. Sie werden
enantiomerenrein benötigt, also einer ganz bestimmten räumlichen Anordnung
aller Atome innerhalb des Moleküls. Zur Herstellung von Dhil entwickelten
die Forscher eine siebenstufige Synthese - der bisher kürzeste Weg zu
diesem Typ Aminosäure. "Unsere neuen Syntheserouten für Dhil und für Htp
halten wir für industriell nutzbar", so Süssmuth. "Unsere
α-Amanitin-Synthese ist die erste, die vollständig in flüssiger Phase abläuft. Sie
eröffnet den Zugang zu größeren Mengen α-Amanitin, um dessen Eignung für
eine Krebstherapie zu erforschen. Zudem könnte sie Ausgangspunkt für eine
zukünftige industrielle Herstellung von Wirkstoffen auf Amanitin-Basis
sein."

Angewandte Chemie: Presseinfo 37/2019


Autor: Roderich Süssmuth, Technische Universität Berlin (Germany)

https://www.biochemie.tu-berlin.de/

Originalpublikation:

https://doi.org/10.1002/ange.201914620
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http://presse.angewandte.de
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MEDIEN/1039: Mediziner und Kommunikationsdesigner starten gemeinsame crossmediale Kampagne "Weniger Antibiotika ..." (idw)


Hochschule Wismar, University of Applied Sciences: Technology, Business and Design - 05.02.2020

Mediziner und Kommunikationsdesigner starten gemeinsame crossmediale Kampagne "Weniger Antibiotika ..."



Um deutschlandweit über einen klugen Umgang mit Antibiotika bei
Atemwegsinfekten in der deutschen Primärversorgung aufzuklären wurde die
Kampagne "Weniger-Antibiotika ..." gestartet. Studierende der Hochschule
Wismar haben diese gemeinsam mit dem Institut für Allgemeinmedizin der
Universität Rostock und weiteren Projektpartnern realisiert und neben
Slogan und Website auch die Symbolfigur Hatschi sowie Ausmalheft, Comic,
Magazin, Faltblätter und Plakate entwickelt. Die Arbeiten erfolgten
innerhalb des interdisziplinären Drittmittelprojektes "Change-3" -
gefördert durch das Bundesministerium für Gesundheit mit insgesamt rund
1,2 Million Euro, davon ca. 130.000 Euro für die Hochschule Wismar.

Ergebnispräsentation mit Hatschi und Tibi

Am Nachmittag des 5. Februar 2020 stellten fünf Studierende des
Diplom-Studiengangs Kommunikationsdesign und Medien der Fakultät Gestaltung der
Hochschule Wismar ihre crossmediale Kampagne "Weniger Antibiotika ..." vor.
Gemeinsam mit folgenden Projektpartnern hatten die Wismarer Studierenden
und Betreuer während der 36-monatigen Projektlaufzeit vom 1. Februar 2017
bis zum 30. Juni dieses Jahres eng zusammengearbeitet: mit dem Institut
für Allgemeinmedizin Rostock, dem aQua Institut Göttingen und dem
Universitätsklinikum Heidelberg.

Neben dem 10-seitigen Comic "Abenteuer in Immunopolis" mit dem Superhelden
Tibi, entworfen von den Studenten Ferdinand Boddien und Florian Polte
wurde das erstmalig aufgelegte und mit 90 Seiten bedeutend umfangreicherem
Magazin "COLD" präsentiert. Nicht nur die Gestaltung des Magazins oblag
der Wismarer Projektgruppe, Auch die Texte wurden von 10 Studentinnen
verfasst. Die kindgerechte Symbolfigur Hatschi, wohnhaft im Immunsystem,
konnte als Akteur in einem Ausmalheft vorgestellt werden. Das Plüschtier
"Hatschi" befindet sich noch auf der Reise vom Hersteller zum Campus. Auf
der bereits seit 2018 frei zugänglichen Homepage
www.weniger-antibiotika.de sind neben Informationen zu einem sensibleren Umgang mit
Antibiotika, auch vielfältige von den Studierenden entwickelte Plakate und
Faltblätter im Shopsystem von Arztpraxen kostenfrei bestellbar.

An der Hochschule Wismar wurden die Studierenden von Prof. Arwed Voss,
Professor für Entwerfen und Grafikdesign, und Dipl.-Designer (FH) Mirko
Leyh, wissenschaftlicher Mitarbeiter, der Fakultät Gestaltung betreut. Der
Direktor des Instituts für Allgemeinmedizin an der Universität Rostock,
Prof. Dr. med. Attila Altiner, begleitete die studentischen Entwürfe bis
zur Realisierung.

Themenvielfalt auf Augenhöhe verständlich vermittelt

"Es ist schon etwas Besonderes, dass Ärzte und Kommunikationsdesigner eine
gemeinsame Schnittmenge gefunden haben, die über die rein medizinischen
Aspekte hinausgeht", betont Prof. Dr. Altiner. So haben die Studierenden
gleich zu Beginn ihrer Arbeit am Projekt nach der Analyse und
Zieldefinition aus der englischen Projektbezeichnung "Converting Habits of
Antibiotic Use for Respiratory Tract Infections in German Primary Care,
kurz: "CHANGE-3", den Claim "Weniger Antibiotika ..." entwickelt. Auf der
Website www.weniger-antibiotika.de wird u. a. der Unterschied zwischen
Bakterien und Viren, das Resultat "multiresistente Bakterien" bei
übermäßiger Einnahme von Antibiotika sowie Alternativen und
Notwendigkeiten des Medikaments thematisiert. Empfehlungen und
Verhaltensweisen für Patienten sowie mögliche Konsequenzen für das
Mikrobiom im Magen-Darm-Trakt sind weitere Themen der Kampagne, um den
Patienten einen verantwortungsvolleren Umgang mit Antibiotika näher zu
bringen. So lernen die Leser, dass Antibiotika gegen Bakterien und nicht
gegen Viren helfen und ein Gespräch zwischen Arzt und Patient auf
Augenhöhe Alternativen schaffen, oder eben die dringliche Notwendigkeit
von Antibiotika, herausfiltern könnte. Die Studierenden der Hochschule
Wismar beschäftigten sich mit der Themenvielfalt - so auch mit dem
Gebrauch von Antibiotika in der Fleischindustrie oder der
durchschnittlichen Einnahme pro Kopf in Europa - und bereiteten sie
zielgruppengerecht in einfacher Sprache anhand von verschiedenen Medien
auf. Das Kommunikationsziel ist eine aufgeklärte Bevölkerung, weniger
Patienten mit Atemwegsinfekten und ein reduzierter Antibiotikagebrauch.
"Eine Stärkung der Gesundheitskompetenz ist die Lösung", ist das Fazit der
Kampagne.


Weitere Informationen finden Sie unter
http://www.fg.hs-wismar.de/weniger-antibiotika
(weitere Informationen zum Projekt auf der Fakultätswebseite)
http://www.weniger-antibiotika.de
(Kampagnen-Hompage)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution334

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Hochschule Wismar, University of Applied Sciences: Technology, Business and Design - 05.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10301: Borken - 5. Schlosskonzert mit italienischem Ensemble "Sestetto Stradivari", 16.02.20


Kreis Borken

Harmonische Klänge und musikalische Leidenschaft im Fürstensaal von
Schloss Ahaus mit dem italienischen Ensemble "Sestetto Stradivari"



5. Schlosskonzert am Sonntag, 16. Februar 2020 / Restkarten an der
Abendkasse

Kreis Borken / Ahaus. Harmonische Klänge und musikalische Leidenschaft
- das verbindet die sechs Mitglieder des italienischen
Streichensembles "Sestetto Stradivari". Das Besondere ist, dass sie
dabei ausschließlich auf wertvollen alten Stradivari-Instrumenten
spielen. Die Konzertbesucherinnen und -besucher erwartet daher am
Sonntag, 16. Februar 2020, im Fürstensaal des Schlosses Ahaus ein ganz
besonderer Musikgenuss. Beginn ist um 19.30 Uhr.

Noch sind Restkarten für dieses 5. Ahauser Schlosskonzert bei der
Kulturabteilung des Kreises Borken und an der Abendkasse erhältlich.
Sie kosten in der zweiten Kategorie 15 Euro für Erwachsene und 7,50
Euro für Schüler und Studenten. Karten für die erste Kategorie sind
bereits vergriffen. Weitere Informationen gibt es unter Tel. 02564/98
99 111. Bis Freitagvormittag, 14. Februar, steht die Kulturabteilung
auch per E-Mail an t.wigger@kreis-borken.de zur Verfügung.

Das Programm im Fürstensaal umfasst das Sextett für Streicher aus der
Oper "Capriccio", Opus (op.) 85 von Richard Strauss, das
Streichsextett "Verklärte Nacht", op. 4 von Arnold Schönberg sowie das
Streichsextett Nr. 2 in G-Dur, op. 36 von Johannes Brahms.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 07.02.20

Kreis Borken - Pressestelle

Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9311: Aus aller Welt - 10.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



El Salvadors Präsident Bukele übt Druck auf Parlamentarier aus

In Begleitung bewaffneter Soldaten und Polizisten erschien El
Salvadors Präsident Nayib Bukele am Sonntag auf einer von ihm
angeordneten außerordentlichen Parlamentssitzung in San Salvador. Wie
aus einem Bericht der Nachrichtenagentur AFP hervorgeht, forderte er
die Abgeordneten nachdrücklich auf, einem wichtigen Kredit in Höhe
von 109 Millionen Dollar zur Finanzierung von Sicherheitsstrategien
gegen kriminelle Banden zuzustimmen. Die Abgeordneten sind gegen den
Kredit, da aus ihrer Sicht unklar ist, wie genau das Geld
eingesetzt werden soll. Angesichts der sich verschärfenden Spannungen
rief das Menschenrechtskommissariat der Vereinten Nationen die
Parteien zu Dialog und Respekt vor den demokratischen Institutionen
auf.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9311: Kriminalität und Rechtsprechung - 10.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Drogenrazzia in Thüringen

Bei drei Wohnungsdurchsuchungen in Weimar und Erfurt haben Beamte des
Landeskriminalamts 120.000 Euro Bargeld, 28 Kilogramm Drogen und
Waffen gefunden. Wie die Staatsanwaltschaft Gera dem MDR mitteilte,
wurden zwei Verdächtige festgenommen. Die Ermittlungen sollen sich
nicht in erster Linie gegen örtliche kleine Dealer richten. Zu
weiteren Hintergründen wollte sich der Sprecher aus
ermittlungstaktischen Gründen nicht äußern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9308: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 10.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Erneut Gefechte zwischen syrischen und türkischen Einheiten

Syrische Regierungstruppen haben offenbar einen türkischen
Kontrollposten nahe der Stadt Taftans in der von Rebellen
kontrollierten Provinz Idlib angegriffen. Fünf türkische Soldaten
sollen nach Informationen der Nachrichtenagentur AFP bei dem
Artilleriebeschuß getötet und weitere fünf verletzt worden sein. Wie
das Verteidigungsministerium in Ankara am Montag mitteilte,
erwiderten die türkischen Truppen das Feuer. Vergangene Woche waren
durch einen syrischen Beschuß türkischer Stellungen in Nordwestsyrien
neun türkische Militärangehörige getötet worden. Bei
Vergeltungsangriffen der Türkei sollen 13 syrische Soldaten ums Leben
gekommen sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9310: Aus Parlament und Gesellschaft - 10.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Keine Stimmen von der CDU für Ramelow

CDU-Generalsekretär Paul Ziemiak schließt eine Unterstützung seiner
Partei für den Linkenpolitiker Bodo Ramelow strikt aus. Die CDU werde
weder Herrn Ramelow noch jemand anderen von den Linken helfen, um
Ministerpräsident in Thüringen zu werden, sagte Ziemiak in der
ZDF-Sendung "Berlin direkt". Nach dem Rücktritt von Thomas Kemmerich
(FDP) ist Ramelow bereit, erneut für das Amt des Ministerpräsidenten
zu kandidieren. Die bisherigen Koalitionspartner Linke, SPD und Grüne
haben aber keine eigene Mehrheit im Erfurter Landtag.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9308: Tragisches und Kurioses - 10.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Schnee- und Besuchermangel beim Schneefestival in Sapporo

Das legendäre Schneefestival in Sapporo auf der nordjapanischen Insel
Hokkaido bereitet den Organisatoren wegen ungewöhnlich geringen
Schneefällen einiges Kopfzerbrechen. Damit die eingeladenen Künstler
die riesigen Skulpturen aus Eis und Schnee gestalten können, die das
Herzstück der Veranstaltung bilden, mußte tonnenweise Schnee aus weit
entfernten Gegenden herangeholt werden - unter anderem aus dem 60
Kilometer entfernten Niseko. Auch dürfte die Zahl der Besucher der
Winterveranstaltung den Vorjahresrekord von 2,74 Millionen nicht
übertreffen, nachdem Chinas Verbot von Gruppenreisen aufgrund des
Coronavirusausbruchs zu einer massiven Stornierung von Hotelbuchungen
führte, berichtete die Tageszeitung Japan Times.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8393: Aus Forschung und Technik - 10.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



ESA-Sonde "Solar Orbiter" auf dem Weg zur Sonne

Die neue Sonnensonde "Solar Orbiter" der Europäischen
Weltraumorganisation ESA ist am Montagmorgen von Cape Canaveral
(Florida) gestartet. Eine Trägerrakete vom Typ Atlas V transportierte
die Raumsonde ins All. Im Europäischen Raumflugkontrollzentrum (Esoc)
in Darmstadt sprach man von einem perfekten Start. Auch das
anschließende Entfalten der Sonnensegel sei recht reibungslos
verlaufen, sagte Esoc-Leiter Rolf Densing im ZDF-Morgenmagazin. Es
dauert noch bis Ende nächsten Jahres, bis der Orbiter in seine
endgültige Umlaufbahn gelangt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8407: Aus aller Welt - 10.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Afrikanische Union lehnt Nahost-Konzept Trumps ab

Die Afrikanische Union (AU) hat bei ihrem Gipfeltreffen in Addis
Abeba den Nahost-Vorschlag von US-Präsident Donald Trump klar
zurückgewiesen. Der Vorsitzende der zuständigen AU-Kommission, Moussa
Faki Mahamat, erinnerte in der äthiopischen Hauptstadt daran, daß der
Plan gegen mehrere Uno- und AU-Resolutionen verstößt. Außerdem, so
Faki, tritt er die Rechte des palästinensischen Volkes mit Füßen. Der
südafrikanische Präsident Cyril Ramaphosa, der den AU-Vorsitz von
Ägyptens Präsident Abdel Fattah al-Sisi übernimmt, verglich Trumps
Konzept mit der Apartheid in Südafrika. Laut Trump soll Palästina
ohne die Hauptstadt Ostjerusalem, das Jordantal und die Gebiete um
die bislang illegalen israelischen Siedlungen im Westjordanland
auskommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8362: Medizin und Gesundheitswesen - 10.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Bundesbürger sind Bewegungsmuffel

Experten der Deutschen Schlaganfall-Hilfe schlagen Alarm. Obgleich
mit 92 Prozent die überwiegende Mehrheit der Deutschen der Meinung
ist, sich ausreichend zu bewegen, ist das Gegenteil der Fall. Oftmals
weisen sie bei Blutdruck und Gewicht kritische Werte auf. Nur 40
Prozent erfüllen die von der Weltgesundheitsorganisation WHO
vorgegebenen Werte. Bekanntlich empfiehlt die WHO wöchentlich
mindestens 2,5 Stunden moderate körperliche Bewegung zur Vorbeugung
von Herz-Kreislauf-Erkrankungen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8395: Kriminalität und Rechtsprechung - 10.02.2020 (SB)




VOM TAGE



First Telecom muß Rufnummer 11830 abschalten

Die Frankfurter First Telecom GmbH muß auf Geheiß der
Bundesnetzagentur ihre Auskunftsrufnummer 11830 abschalten, weil
darüber Weitervermittlungen erfolgen, bei denen die Anrufer teilweise
nicht ausreichend über anfallende Kosten informiert wurden. Der
Vorgang stellte ein Verstoß gegen Vorgaben der Preistransparenz dar.
First Telecom soll unter anderem auch gegen Vorgaben für
Warteschleifen verstoßen haben. Der Anbieter darf seinen Kunden keine
durch die Rufnummer entstandene Kosten mehr in Rechnung stellen oder
auf dem Wege der Inkassierung beitreiben. Zahlreiche Kunden hatten
sich bei der Bundesnetzagentur über First Telecom beschwert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8317: Sprache, Kunst und Medium - 10.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Karneval in Venedig lockt wieder Touristen in die Lagune

In Venedig ist wieder Karnevalszeit. Eröffnet wurde das Spektakel der
teuren Gewänder und wertvollen Masken mit auf Hochglanz polierten
Gondeln auf einem Kanal im Stadtteil Cannaregio. Obwohl nach Angaben
der Stadtverwaltung diesmal weniger Touristen erschienen sind, waren
die Gassen doch voller neugieriger Besucher, die teils selbst maskiert
kamen, wenn auch längst nicht so aufwendig.

Der Karneval mit dem Motto "Il Gioco, l'Amore e la Follia" (Das Spiel,
die Liebe und der närrische Spaß) läuft laut ARD Tagesschau bis zum
25. Februar.

Eine Flut hatte ab dem 12. November über Wochen fast das gesamte
historische Zentrum der italienischen Unesco-Stadt unter Wasser
gesetzt. Seither waren die Besucherzahlen deutlich zurückgegangen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8384: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 10.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Syrische Artillerie beschießt türkischen Militärposten

Bei einer Offensive türkischer Militäreinheiten und verbündeter
Milizen der Nationalen Befreiungsfront gegen die syrischen
Streitkräfte in den Provinzen Idlib und Aleppo sind am Montag fünf
türkische Soldaten und vier Kämpfer getötet worden. Außerdem wurden
fünf türkische Soldaten verwundet, wie das Verteidigungsministerium
in Ankara meldete. Syrische Artillerie hatte die türkische
Militärbasis auf dem syrischen Militärflughafen Taftanaz in der mit
Rußland abgesprochenen, sogenannten Deeskalationszone beschossen.
Ankara unterhält in dem Gebiet zwölf Beobachtungsposten. Rund die
Hälfte der Waffenstillstandszone wird von syrischen Truppen
kontrolliert. Die Syrische Beobachtungsstelle für Menschenrechte
meldete aus London, die türkische Armee habe in den vergangenen Tagen
6000 Soldaten und 1400 Fahrzeuge nach Idlib und in die Region um
Aleppo verlegt. Bei russischen Luftangriffen auf das Dorf Abjan seien
mindestens neun Menschen, darunter sechs Kinder, getötet worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8398: Aus Parlament und Gesellschaft - 10.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Ramelow will sich noch im Februar erneut zur Wahl stellen

In Thüringen wollen Die Linke, SPD und Grüne den bisherigen
Ministerpräsidenten Bodo Ramelow noch im Februar erneut ins Amt
wählen lassen, nachdem der am Mittwoch mit Hilfe von CDU und AfD
gewählte FDP-Politiker Thomas Kemmerich nach wenigen Stunden von dem
Posten wieder zurückgetreten ist. Der rot-rot-grünen Koalition fehlen
im Landtag vier Stimmen an der Mehrheit. Damit Ramelow sagen kann,
daß er sich nicht von der AfD wählen ließ, benötigt er vor
Wahlantritt mindestens vier Zusagen von CDU-Abgeordneten für den
ersten Wahlgang. Die FDP, die nur mit fünf Abgeordneten im Landtag
vertreten ist, lehnt eine Unterstützung Der Linken entschieden ab.
Die drei Regierungsfraktionen der letzten Legislaturperiode wollen
kommenden Montag mit den Christdemokraten über Optionen einer
Unterstützung sprechen. Auch die FDP ist eingeladen. Ramelow rechnet
für den anderen Fall, daß in Thüringen Neuwahlen angesetzt würden,
mit einer regierungslosen Zeit von mehreren Monaten. Zum einen
benötigt die Vorbereitung des Urnengangs rund 70 Tage, zum anderen
beklagen CDU und AfD das unter Ramelow verabschiedete Paritätsgesetz,
wonach die Landeslisten der Parteien für eine Landtagswahl
abwechselnd mit Männern und Frauen zu besetzen sind. Der
Verfassungsgerichtshof würde sich mit der Frage im Frühjahr befassen,
falls nicht die Aufhebung des Paritätsgesetzes im Raum stünde. Vor
dem Hintergrund gibt es in dieser Phase laut Ramelow für keine Partei
rechtssichere Voraussetzung für die Aufstellung einer Landesliste.
Eine Landtagswahl könnte deswegen für nichtig erklärt werden mit der
Folge, daß in Thüringen bis Jahresende keine Haushaltsgrundlage
besteht.
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SONSTIGES/8367: Tragisches und Kurioses - 10.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Ein Feuerwehrmann bei Suche nach Gasleck umgekommen

Nach einer Gasexplosion in einem Haus in nordrhein-westfälischen
Lienen ist ein verschütteter Feuerwehrmann gerettet worden. Trotz
aller Mühe der Kollegen gab es für einen zweiten Verunglückten keine
Rettung. Der geborgene Mann wurde mit schweren Verletzungen ins
Krankenhaus gebracht.

Laut WDR1 kam es zu der Explosion, während die Feuerwehrleute nach dem
Ursprung des Gasgeruchs in einem Mehrfamilienhaus suchten. Weitere
vier Einsatzkräfte wurden dabei zum Teil schwer verletzt, das Gebäude
ist vollkommen zerstört. Alle Bewohner konnten sich zuvor in
Sicherheit bringen.
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SOZIALES/8396: Arbeit, Soziales und Familie - 10.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Beherbergungen in Deutschland auf neuem Rekordwert

Die Zahl der Übernachtungen in Hotels, Pensionen, auf Campingplätzen
und bei anderen Beherbergungsbetrieben in Deutschland hat im
vergangenen Jahr um 3,7 Prozent zugelegt und erneut einen Höchstwert
erreicht. Das meldete das Statistische Bundesamt. Dieses
berücksichtigte Urlaubs- und Geschäftsreisende in Beherbungsbetrieben
mit mindestens zehn Betten. Von den 495,6 Millionen Übernachtungen
entfielen 405,7 Millionen auf Gäste aus dem Inland und 89,9 Millionen
auf ausländische Besucher.
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UMWELT/8373: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 10.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Marmorkrebs eine weltweite Plage

Der Marmorkrebs (Procambarus virginalis) ist weltweit gefürchtet. Die
etwa zwölf Zentimeter langen Schalentiere bedrohen andere Krebsarten
nicht nur wegen ihres unbändigen Appetits, sondern auch, weil sie
Träger der Krebspest sind. Der Marmorkrebs wurde in den 1990er Jahren
in deutschen Aquarien entdeckt. Sein genauer Ursprung kann aber nicht
mehr rekonstruiert werden. Analysen ergaben lediglich, daß es sich um
eine Form des nordamerikanischen Everglades Sumpfkrebses (Procambarus
fallax) handelt. Und der Marmorkrebs vermehrt sich explosionsartig.
Alle 12 Wochen kann er bis zu 500 Eier produzieren. In der Folge hat
er sich besonders im afrikanischen Inselstaat Madagaskar zur
gefräßigen Plage entwickelt, die den Reisanbau ebenso bedroht wie die
heimische Flora und Fauna. Und er dehnt sein Einzugsgebiet immer
weiter aus. Inzwischen ist er unter anderem auch in Deutschland,
Schweden, Italien und Japan anzutreffen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8384: Märkte und Finanzen - 10.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Tesla stellt Förderantrag für Fabrik in Brandenburg

Der kalifornische Elektroautohersteller Tesla hat bei der
Investitionsbank des Landes Brandenburg einen Förderantrag für den
Bau seiner Fabrik in Grünheide bei Berlin eingereicht. Dem
Vorstandsvorsitzenden der Investitionsbank, Stenger, zufolge kann die
Fördersumme weit über 100 Millionen Euro zu liegen kommen. Tesla
benötigt für die Landesförderung unter anderem einen Investitionsplan
und die umweltrechtliche Genehmigung für die Fabrik.
Bundeswirtschaftsminister Altmaier wäre zu staatlichen Hilfen für
Tesla bereit, wenn auch Forschung, Entwicklung und Wertschöpfung in
Deutschland stattfänden. Tesla dürfe hier nicht nur verlängerte
Werkbänke einrichten, sagte der Minister der Welt am Sonntag. Tesla
will in dem künftigen Werk Grünheide ab Juli 2021 jährlich bis zu
500.000 Fahrzeuge produzieren lassen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8396: Aus Forschung und Technik - 10.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Elektromagnetische Strahlung durch Smartphones

Nicht erst seit 5G-Mobilfunk ist die Welt voller elektromagnetischer
Felder. Und lange schon wird vor deren Wirkung gewarnt. So soll man
unter anderem Gefahr laufen, Krebstumore im Kopfbereich zu
entwickeln, wenn man tagtäglich ein Smartphone ans Ohr hält. Vor
diesem Hintergrund haben die Analysten des Bundesamtes für
Strahlenschutz gemessen, welche aktuellen Smartphone-Modelle stärker
oder schwächer strahlen. Dafür ermittelten sie den sogenannte
SAR-Wert, wobei SAR für Spezifische Absorptionsrate steht. Je höher
der SAR-Wert ist, desto größer ist die Gefahr von körperlichen Folgen.
Dabei kamen die Techniker zu dem Ergebnis, daß vor allem Smartphones
chinesischer Hersteller die höchsten SAR-Werte hatten, während Samsung
mit seinen Geräten am anderen Ende des Spektrums lag.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





INSTRUMENTE/464: Weltraumteleskop CHEOPS macht seine ersten Bilder (idw)


Universität Bern - 07.02.2020

Weltraumteleskop CHEOPS macht seine ersten Bilder



Nächster Meilenstein für die Inbetriebnahme von CHEOPS: Nachdem die
Abdeckung des Weltraumteleskops am 29. Januar 2020 erfolgreich geöffnet
wurde, hat CHEOPS nun die ersten Himmelsbilder aufgenommen. CHEOPS ist
eine gemeinsame Mission der Europäischen Weltraumorganisation (ESA) und
der Schweiz unter Leitung der Universität Bern in Zusammenarbeit mit der
Universität Genf.




[image: Bild: © ESA / ATG medialab]

Künstlerische Darstellung von CHEOPS

Bild: © ESA / ATG medialab



Die Spannung war gross: Vor einem grossen Bildschirm in einem Haus unweit
von Madrid, wo Mitglieder des Konsortiums wohnen, die an der
Inbetriebnahme des CHEOPS-Satelliten beteiligt waren, sowie in den anderen
an der CHEOPS-Mission beteiligten Instituten, wartete das Team auf die
ersten Bilder des Weltraumteleskops. «Die ersten Bilder, die gleich
erscheinen sollten, waren für uns entscheidend, um beurteilen zu können,
ob die Optik des Teleskops den Raketenstart heil überstanden hatte»,
erklärt Willy Benz, Astrophysikprofessor an der Universität Bern und
Hauptverantwortlicher des CHEOPS-Konsortiums. «Als die ersten Bilder eines
Sternenfelds auf dem Bildschirm erschienen, war allen sofort klar: Das
Teleskop funktioniert», freut sich Benz. Nun gelte es herauszufinden, wie
gut es funktioniert.

Erste Bilder noch besser als erwartet

Eine erste Analyse hat ergeben, dass die Bilder von CHEOPS noch besser
sind als erwartet. Besser bedeutet im Fall von CHEOPS aber nicht schärfer,
weil das Teleskop absichtlich defokussiert eingestellt wurde. Das
eingehende Licht wird so über viele Pixel verteilt. Das sorgt dafür, dass
etwa das Zittern der Raumsonde auf den Bildern «geglättet» und die
photometrische Präzision erhöht wird. «Die gute Nachricht ist, dass die
empfangenen, unscharfen Bilder noch glatter und symmetrischer sind, als
wir aufgrund von Messungen im Labor erwartet haben», sagt Benz.

Eine hohe Präzision wird es CHEOPS erlauben, kleine Veränderungen in der
Helligkeit von Sternen ausserhalb unseres Sonnensystems zu beobachten, die
durch den Transit eines Exoplaneten vor dem Stern verursacht werden. Da
diese Helligkeitsänderungen proportional sind zur Oberfläche des
Transitplaneten, wird CHEOPS die Grösse der Planeten messen können. «Für
das Team sind diese ersten vielversprechenden Analysen eine grosse
Erleichterung und auch ein Auftrieb», so Benz weiter.

Weitere Funktionstests folgen

In den nächsten zwei Monaten wird die Funktion von CHEOPS weiter getestet.
«Wir werden viele weitere Bilder detailliert analysieren, um den Grad an
Genauigkeit zu bestimmen, den CHEOPS in den verschiedenen Aspekten des
Wissenschaftsprogramms erreichen kann», sagt David Ehrenreich,
CHEOPS-Projektwissenschaftler an der Universität Genf. «Die bisherigen
Ergebnisse lassen viel Gutes erahnen», so Ehrenreich.

CHEOPS - Auf der Suche nach potenziell lebensfreundlichen Planeten

Die CHEOPS-Mission (CHaracterising ExOPlanet Satellite) ist die erste der
neu geschaffenen «S-class missions» der ESA (small class Missions mit
einem ESA-Budget unter 50 Mio) und widmet sich der Charakterisierung von
Exoplaneten-Transiten. CHEOPS wird hochpräzise Messungen von Sternen
vornehmen, und kleine Veränderungen in ihrer Helligkeit beobachten, die
durch den Transit eines Planeten vor dem Stern verursacht werden.




[image: Bild: © ESA/Airbus/CHEOPS Mission Consortium]

Erstes Bild des als Ziel für CHEOPS gewählten Sterns im Sternbild
Krebs nach dem Öffnen der Abdeckung. Durch die gewollte
Defokussierung erreicht CHEOPS eine bessere photometrische Präzision.

Bild: © ESA/Airbus/CHEOPS Mission Consortium



CHEOPS wurde im Rahmen einer Partnerschaft zwischen der ESA und der
Schweiz entwickelt. Unter der Leitung der Universität Bern und der ESA war
ein Konsortium mit mehr als hundert Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern, Ingenieurinnen und Ingenieuren aus elf europäischen
Nationen während fünf Jahren am Bau des Satelliten beteiligt.

CHEOPS hat am Mittwoch, 18. Dezember 2019 an Bord einer Sojus-Fregat-Rakete
vom Europäischen Weltraumbahnhof Kourou, Französisch-Guyana, seine
Reise ins Weltall angetreten. Seither umkreist CHEOPS die Erde innerhalb
von ungefähr anderthalb Stunden in einer Höhe von 700 Kilometer entlang
der Tag-Nacht-Grenze.

Der Bund beteiligt sich am CHEOPS-Teleskop im Rahmen des PRODEX-Programms
(PROgramme de Développement d'EXpériences scientifiques) der Europäischen
Weltraumorganisation ESA. Über dieses Programm können national Beiträge
für Wissenschaftsmissionen durch Projektteams aus Forschung und Industrie
entwickelt und gebaut werden. Dieser Wissens- und Technologietransfer
zwischen Wissenschaft und Industrie verschafft dem Werkplatz Schweiz
letztlich auch einen strukturellen Wettbewerbsvorteil - und er ermöglicht,
dass Technologien, Verfahren und Produkte in andere Märkte einfliessen und
so einen Mehrwert für unsere Wirtschaft erbringen.

Mehr Informationen:

https://cheops.unibe.ch/de/


Berner Weltraumforschung: Seit der ersten Mondlandung an der
Weltspitze

Als am 21. Juli 1969 Buzz Aldrin als zweiter Mann aus der Mondlandefähre
stieg, entrollte er als erstes das Berner Sonnenwindsegel und steckte es
noch vor der amerikanischen Flagge in den Boden des Mondes. Dieses
Solarwind Composition Experiment (SWC), welches von Prof. Dr. Johannes
Geiss und seinem Team am Physikalischen Institut der Universität Bern
geplant und ausgewertet wurde, war ein erster grosser Höhepunkt in der
Geschichte der Berner Weltraumforschung.

Die Berner Weltraumforschung ist seit damals an der Weltspitze mit dabei.
In Zahlen ergibt dies eine stattliche Bilanz: 25mal flogen Instrumente mit
Raketen in die obere Atmosphäre und Ionosphäre (1967-1993), 9mal auf
Ballonflügen in die Stratosphäre (1991-2008), über 30 Instrumente flogen
auf Raumsonden mit, und mit CHEOPS teilt die Universität Bern die
Verantwortung mit der ESA für eine ganze Mission.

Die erfolgreiche Arbeit der Abteilung Weltraumforschung und Planetologie
(WP) des Physikalischen Instituts der Universität Bern wurde durch die
Gründung eines universitären Kompetenzzentrums, dem Center for Space and
Habitability (CSH), gestärkt. Der Schweizer Nationalsfonds sprach der
Universität Bern zudem den Nationalen Forschungsschwerpunkt (NFS) PlanetS
zu, den sie gemeinsam mit der Universität Genf leitet.

Exoplanetenforschung in Genf: 24 Jahre Expertise mit Nobelpreis
ausgezeichnet

CHEOPS wird wichtige Informationen über Grösse, Form und Entwicklung
bekannter Exoplaneten liefern. Die Einrichtung des «Science Operation
Center» der CHEOPS-Mission in Genf unter der Leitung von zwei Professoren
der Astronomieabteilung der UniGE ist eine logische Fortsetzung der
Forschungsgeschichte auf dem Gebiet der Exoplaneten - denn hier wurde 1995
der erste Exoplanet von Michel Mayor und Didier Queloz, den
Nobelpreisträgern für Physik von 2019, entdeckt. Mit dieser Entdeckung
positionierte sich die Astronomieabteilung der Universität Genf an der
Weltspitze auf diesem Gebiet, was unter anderem 2003 zum Bau und der
Installation von HARPS führte. Der Spektrograph auf dem 3,6m-Teleskop der
ESO in La Silla war zwei Jahrzehnte lang der weltweit effizienteste, wenn
es um die Bestimmung der Masse von Exoplaneten ging. In diesem Jahr wurde
HARPS jedoch von ESPRESSO übertroffen, einem weiteren Spektrographen, der
in Genf gebaut und auf dem VLT in Paranal installiert wurde.

CHEOPS ist somit das Ergebnis von zwei nationalen Expertisen: einerseits
dem Weltraum-Know-how der Universität Bern in Zusammenarbeit mit ihren
Genfer Kolleginnen und Kollegen, und andererseits die Bodenerfahrung der
Universität Genf in Zusammenarbeit mit ihrem Pendant in der Hauptstadt.
Zwei wissenschaftliche und technische Kompetenzen, die auch den Nationalen
Forschungsschwerpunkt (NFS) PlanetS ermöglichten.

Weitere Informationen unter:


https://tinyurl.com/UniBE-CHEOPS-Erstes-Bild

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution57
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bern, 07.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK





FORSCHUNG/585: Bakterielle Influencer - Ausscheidung von Wurzel-Stoffwechselprodukten (idw)


Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung -
07.02.2020

Bakterielle Influencer - Rhizosphären-Mikrobiom beeinflusst die
Ausscheidung von Wurzel-Stoffwechselprodukten




	Die Rhizosphäre beheimatet eine große Vielfalt an Mikroorganismen. Bekannterweise beeinflussen die Stoffwechselprodukte der Wurzeln die Zusammenstellung der Wurzel-Mikrobenflora. Jedoch war es bis vor kurzem ungeklärt, ob oder wie das Mikrobiom die Wurzelausscheidung beeinflussen kann.

	Wissenschaftler haben entdeckt, dass mikrobielle Gemeinschaften Veränderungen in der Wurzelausscheidung von Tomatenpflanzen durch Wurzel-zu-Wurzel-Signalisierung (root-to-root signalling) bewirken können.

	Der zugrundeliegende Vorgang wurde "systematically induced root exudation of metabolites" (SIREM) ("systematisch induzierte Wurzelausscheidung von Stoffwechselprodukten") benannt.




Gatersleben, 07.02.2020 Wurzeln sind Pflanzenorgane, welche
typischerweise Mineralstoffe und Wasser aus der Erde aufnehmen. Es ist
weniger bekannt, dass Wurzeln auch Stoffwechselprodukte ausscheiden,
welche die Eigenschaften der sie umgebenden Erde beeinflussen. Diese dünne
Erdschicht wird als Rhizosphäre bezeichnet und beheimatet eine große
Vielfalt an Mikroorganismen, das Wurzel-Mikrobiom. Indem sie bestimmte
Ausscheidungsprodukte herstellen, können Pflanzen nicht nur die Umgebung
der Wurzeln verändern, sondern auch die Mikroben in der Rhizosphäre
regulieren und mit ihnen kommunizieren. Nun haben Wissenschaftler
entdeckt, dass diese Prozesse nicht nur in einer Richtung ablaufen. Bei
der Untersuchung von Tomatenpflanzen fanden sie heraus, dass das Mikrobiom
die Wurzelausscheidung auch systemisch kontrollieren kann.

Wenn man an Hotspots biologischer Vielfalt denkt, drängt sich einem nicht
ein Bild von Wurzeln und der sie umgebenden Erde auf. Jedoch gilt genau
dieser Bereich, die Rhizosphäre, als eines der komplexesten Ökosysteme der
Welt. Sie beherbergt eine diverse mikrobielle Gemeinschaft, darunter
zahlreiche Bakterien, Pilze und Archaeen, welche in den biochemischen
Verbindungen gedeihen, die von den Wurzeln im Herzen der Rhizosphäre
ausgeschieden werden.

Mit ihren Wurzelausscheidungen prägen Pflanzen die physikalischen und
chemischen Eigenschaften der Erde und regulieren das Mikrobiom der
Rhizosphäre. Zugleich wissen wir, dass Wurzeln Veränderungen in der
Rhizosphäre wahrnehmen und systemische Reaktionen auslösen, um sich gegen
Pathogene zu verteidigen oder um sich an veränderte Nährstoffbedingungen
anzupassen. Trotzdem gibt es noch viele offene Fragen zur Dynamik und dem
Einfluss des Mikrobioms auf die Wurzel und lange Zeit war nicht klar, ob
das Rhizosphären-Mikrobiom auch die Wurzelausscheidung beeinflussen kann.
Ein internationales Forschungsteam, geleitet von Dr. Elisa Korenblum vom
Weizmann Institute of Science in Israel, unter Beteiligung von Dr. Jedrzej
Szymanski vom Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und
Kulturpflanzenforschung (IPK) in Gatersleben, nahm sich bei der
Erforschung von Tomatenwurzeln dieser Fragestellung an.

Die Wissenschaftler führten Experimente mit geteilten Wurzeln durch
(sogenannte "split-root experiments"), bei denen die Hälfte der Wurzeln
jeder Pflanze Mikroben-reicher Erde ausgesetzt waren, während die andere
Hälfte unter sterilen Bedingungen wuchs. So konnten die Forscher die
Effekte verschiedener mikrobieller Gemeinschaften auf das Wurzelsystem
sowie die systemischen Veränderungen in den entfernten Wurzeln, aufgrund
der angekündigten Gegenwart neuer Mikroorganismen, untersuchen. Dr.
Jedrzej Szymanski, Leiter der Arbeitsgruppe Netzwerkanalyse und
Modellierung, folgte dem komplexen Netzwerk an biochemischen und
Genexpressions-Signalen, welche die Kommunikation zwischen dem Mikrobiom
und der Wurzel kontrollieren, von ihrem Ursprungsort bis in die entfernten
Wurzeln. Infolgedessen entdeckten die Wissenschaftler, dass das
Rhizosphären-Mikrobiom der Tomatenpflanzen die chemische Zusammensetzung
von Wurzeln und Wurzelausscheidungsprodukten direkt durch systemische
Wurzel-zu-Wurzel Signalmechanismen beeinflussen kann. Zum Beispiel können
Bakterien des Genus Bacillus diesen Prozess, welchen die Forscher
"systematically induced root exudation of metabolites" (SIREM)
("systematisch induzierte Wurzelausscheidung von Stoffwechselprodukten")
nannten, nutzen, um die Sekretion von Acylzuckern im gesamten Wurzelsystem
auszulösen.

Die Entdeckung von SIREM ist ein erster Schritt bei der Entwirrung des
regulatorischen Netzwerks, welches die komplexen Beziehungen zwischen
Pflanzenwurzeln und dem Mikrobiom umspannt. Vermutlich hat SIREM eine
Schlüsselfunktion bei den Interaktionen zwischen Wurzel und Mikrobiom in
der Rhizosphäre. Zudem vermuten die Wissenschaftler, dass die
mikrobiell-umprogrammierte systemische Wurzelausscheidung die Aufbereitung
von Erde fördert. Die Bedeutung sowie die Ausmaße der Rolle von SIREM
müssen jedoch noch erforscht werden.


Originalpublikation:

Elisa Korenblum et. al (2020)

"Rhizosphere microbiome mediates systemic root metabolite exudation by
root-to-root signaling"

PNAS first published February 3, 2020

https://doi.org/10.1073/pnas.1912130117

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2011
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





ASTRO/425: Galaxien-Entstehung ohne Dunkle Materie simuliert (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 07.02.2020

Galaxien-Entstehung ohne Dunkle Materie simuliert



Erstmals haben Forscher der Universitäten Bonn und Straßburg die Bildung
von Galaxien in einem Universum simuliert, das ohne Dunkle Materie
auskommt. Für die Nachstellung dieses Prozesses am Rechner haben sie
stattdessen Newtons Gravitationsgesetze modifiziert. Die Galaxien, die in
der Computerberechnung entstanden, ähneln denen, die wir heute tatsächlich
sehen. Die Wissenschaftler gehen davon aus, dass ihre Annahmen viele
Rätsel der modernen Kosmologie lösen könnten. Die Ergebnisse erscheinen im
"Astrophysical Journal".

Kosmologen gehen heute davon aus, dass die Materie nach dem Urknall nicht
ganz gleichmäßig verteilt war. Die dichteren Stellen zogen aufgrund ihrer
stärkeren Gravitationskräfte immer mehr Materie aus ihrer Umgebung an. Im
Laufe von mehreren Milliarden Jahren bildeten sich aus diesen Ansammlungen
aus Staub und Gas schließlich die Galaxien, die wir heute sehen.

Eine wichtige Zutat dieser Theorie ist die so genannte Dunkle Materie. Sie
soll einerseits für die anfängliche Ungleichverteilung verantwortlich
sein, die zur Zusammenballung der Gaswolken führte. Außerdem erklärt sie
einige rätselhafte Beobachtungen. So bewegen sich Sterne in rotierenden
Galaxien häufig so schnell, dass sie eigentlich aus ihnen heraustreiben
sollten. Es scheint also in den Galaxien eine zusätzliche
Gravitations-Quelle zu geben, die das verhindert - eine Art "Sternen-Kitt",
der mit Teleskopen nicht zu sehen ist: die Dunkle Materie.

Ein direkter Nachweis für ihre Existenz steht aber noch aus. "Eventuell
verhalten sich die Gravitationskräfte selbst einfach anders als bislang
gedacht", erklärt Prof. Dr. Pavel Kroupa vom Helmholtz-Institut für
Strahlen- und Kernphysik der Universität Bonn und dem Astronomischen
Institut der Karls-Universität in Prag. Diese Theorie trägt das Kürzel
MOND (MOdifizierte Newton'sche Dynamik); sie wurde vom israelischen
Physiker Prof. Dr. Mordehai Milgrom entdeckt. Nach ihr gehorcht die
Anziehung zwischen zwei Massen nur bis zu einem bestimmten Punkt den
Newton'schen Gesetzen. Bei sehr kleinen Beschleunigungen, wie sie in
Galaxien vorherrschen, wird sie dagegen erheblich stärker. Daher reißen
Galaxien durch ihre Drehgeschwindigkeit auch nicht auseinander.

Ergebnisse nahe an der Realität

"Wir haben nun in Zusammenarbeit mit Dr. Benoit Famaey in Straßburg
erstmals simuliert, ob sich in einem MOND-Universum Galaxien bilden würden
und wenn ja, welche", sagt Kroupas Doktorand Nils Wittenburg. Dazu nutzte
er ein Computerprogramm für die komplexen Gravitationsberechnungen, das in
Kroupas Gruppe entwickelt wurde. Denn die Anziehungskraft eines Körpers
hängt bei MOND nicht nur von seiner eigenen Masse ab, sondern auch davon,
ob sich andere Objekte in seiner Nähe befinden.

Mit dieser Software simulierten die Wissenschaftler dann - ausgehend von
einer Gaswolke einige hunderttausend Jahre nach dem Urknall - die
Entstehung von Sternen und Galaxien. "Unsere Ergebnisse sind in vielen
Aspekten bemerkenswert nahe zu dem, was wir mit Teleskopen wirklich
beobachten", erläutert Kroupa. So folgen die Verteilung und
Geschwindigkeit der Sterne in den computergenerierten Galaxien demselben
Muster, das auch am Nachthimmel zu sehen ist. "In unserer Simulation
bildeten sich zudem vor allem rotierende Scheiben-Galaxien wie die
Milchstraße und fast alle anderen großen Galaxien, die wir kennen", sagt
der Wissenschaftler. "In Dunkle-Materie-Simulationen entstehen dagegen
überwiegend Galaxien ohne ausgeprägte Materie-Scheiben - eine Diskrepanz
zu den Beobachtungen, die schwer zu erklären ist."

Berechnungen, die von der Existenz Dunkler Materie ausgehen, seien zudem
sehr empfindlich gegenüber Änderungen bestimmter Parameter - etwa der
Entstehungshäufigkeit von Supernovae und deren Auswirkung auf die
Materieverteilung in Galaxien. In der MOND-Simulation spielten diese
Faktoren dagegen kaum eine Rolle.

Allerdings stimmen auch die jetzt publizierten Ergebnisse aus Bonn, Prag
und Straßburg nicht in allen Punkten mit der Realität überein. "Unsere
Simulation ist nur ein erster Schritt", betont Kroupa. So haben die
Wissenschaftler bislang nur sehr einfache Annahmen getroffen, was die
ursprüngliche Verteilung der Materie und die Bedingungen im jungen
Universum angeht. "Wir müssen die Berechnungen nun wiederholen und dabei
auch komplexere Einflussfaktoren einbeziehen. Dann werden wir sehen, ob
die MOND-Theorie die Realität tatsächlich erklärt."


Originalpublikation:

Nils Wittenburg, Pavel Kroupa und Benoit Famaey:

The formation of exponential disk galaxies in MOND.

Astrophysical Journal,

Internet: http://arxiv.org/abs/2002.01941
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ENERGIE/1663: Mit Neutronen und Röntgenlicht die Alterung von Lithium-Batterien analysiert (idw)


Helmholtz-Zentrum Berlin für Materialien und Energie GmbH - 07.02.2020

Mit Neutronen und Röntgenlicht die Alterung von Lithium-Batterien
analysiert



Ein internationales Team hat mit Neutronen- und Röntgen-Tomographie die
dynamischen Prozesse untersucht, die an den Elektroden in Lithium-Batterien
stattfinden und zu Leistungsabbau führen. Mit einem neuen
mathematischen Verfahren gelang es, die zu einer kompakten Rolle
aufgewickelten Elektroden "virtuell zu entrollen" und so tatsächlich zu
beobachten, was an den Elektroden geschieht. Die Studie wurde in Nature
Communications veröffentlicht.

Lithium-Batterien sind überall eingebaut: Sie versorgen Smartphones,
Laptops, Elektroräder und Elektroautos mit elektrischer Energie, die sie
auf kleinstem Raum speichern. Diese kompakte Gestalt wird in der Regel
erreicht, indem Dünnschichten, die im Innern der Batterien als Elektroden
fungieren, eng umeinander gewickelt werden. Denn Elektroden müssen große
Flächen besitzen, um hohe Kapazitäten und rasche Ladeprozesse zu
ermöglichen.

Ein internationales Forscherteam um das Helmholtz-Zentrum Berlin und das
University College London hat nun die Prozesse beim Speichern und Entladen
an den Elektroden-Oberflächen erstmals mit einer Kombination aus zwei
komplementären Tomographie-Verfahren untersucht. Mit Röntgen-Tomographie
an der European Synchrotron Radiation Facility (ESRF) in Grenoble konnten
sie die Mikrostruktur der Elektroden analysieren und nachweisen, welche
Verformungen und Risse während der Ladezyklen entstehen. "Die
Neutronen-Tomographie ermöglichte dagegen, die Wanderung der Lithium-Ionen
direkt zu beobachten und auch festzustellen, wie sich die Verteilung des
Elektrolyten in der Batteriezelle mit der Zeit verändert", erklärt Dr.
Ingo Manke, Tomographie-Experte am HZB.

Die Neutronen-Tomographiedaten wurden überwiegend an der Neutronenquelle
BER II am HZB gewonnen, wo mit dem Instrument CONRAD eines der weltweit
besten Instrumente zur Verfügung stand. Weitere Daten konnten an der
Neutronenquelle des Institut-Laue Langevin (ILL, Grenoble) gewonnen
werden, wo mit Hilfe des Expertenteams des HZBs aktuell eine erste
Neutronen-Imaging-Messstation aufgebaut wurde. Nach dem Abschalten des BER
II im Dezember 2019 wird das CONRAD-Instrument am ILL aufgebaut, sodass es
auch künftig für die Forschung zur Verfügung steht.

Mit einem neuen mathematischen Verfahren, das am Zuse-Institut in Berlin
entwickelt wurde, konnten die Physiker die Batterie-Elektroden "virtuell
entrollen" - denn die gerollten Schichten der Batterie sind nur schwer
quantitativ zu untersuchen. Erst durch die mathematische Analyse und das
Entrollen lassen sich daraus Rückschlüsse auf Prozesse an einzelnen
Schichten ziehen.

"Wir haben diesen Algorithmus hier erstmals auf einer typischen
kommerziell erhältlichen Lithium-Batterie angewendet und in mehreren
Rückkopplungsschritten gemeinsam mit den Informatikern des Zuse-Instituts
weiter optimiert", sagt Dr. Tobias Arlt vom HZB. "Der Algorithmus war
ursprünglich mal zum virtuellen Entrollen von Papyrus-Rollen gedacht",
erläutert Manke. "Aber er lässt sich eben auch einsetzen, um
herauszufinden, was genau in kompakten Batterien abläuft."

Mit diesem Verfahren konnten typische Probleme bei gerollten Batterien
untersucht werden: Beispielsweise zeigten die inneren Windungen eine ganz
andere elektrochemische Aktivität (und damit Lithium-Kapazität) als die
äußeren Windungen. Zudem verhielten sich auch die oberen und unteren
Bereiche der Batterie jeweils sehr verschieden. Die Neutronen-Daten
zeigten auch Bereiche, in denen es zu einem Elektrolyt-Mangel kam, was die
Funktionsfähigkeit des jeweiligen Abschnitts stark einschränkte. Auch
konnte gezeigt werden, dass die Anode nicht überall gleich gut mit Lithium
be- und entladen wird.

"Wir haben mit dem entwickelten Verfahren ein einzigartiges Werkzeug, um
in eine laufende Batterie hineinzuschauen und zu analysieren, wo und warum
es zu Leistungsverlusten kommt. Daraus lassen sich spezifische Hinweise
ableiten, um das Design von gerollten Batterien zu verbessern", so Manke.

Originalpublikation:

Nature communications (2019): 

4D imaging of Li-batteries using operando neutron and X-ray computed
tomography in combination with a virtual unrolling technique

Ralf F. Ziesche, Tobias Arlt, Donal P. Finegan, Thomas M. M. Heenan,
Alessandro Tengattini, Daniel Baum, Nikolay Kardjilov, Henning Markoetter,
Ingo Manke, Winfried Kockelmann, Dan J. L. Brett, Paul R. Shearing

DOI: 10.1038/s41467-019-13943-3
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INNEN/3548: Ausreisepflicht konsequent durchzusetzen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 10. Januar 2020

Ausreisepflicht konsequent durchzusetzen



Durch "No-Name-Buchungen" will die Bundespolizei die Zahl der
gescheiterten Abschiebungen reduzieren. Hierzu können Sie den
Stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Thorsten Frei, wie folgt zitieren:

"Es ist absolut unbefriedigend, dass über die Hälfte aller geplanten
Abschiebungen abgebrochen werden müssen. Hier scheitert der
Rechtsstaat und dabei darf es nicht bleiben. Einer der Hauptgründe
für die Stornierung ist, dass der Abzuschiebende kurzfristig nicht
aufgefunden werden kann. Künftig 'No-Name-Buchungen' einzusetzen, ist
ein guter Ansatz, um die vollziehbare Ausreisepflicht konsequenter
durchzusetzen. Wir haben bereits im vergangenen Juni in unserem
Migrationspaket mit einer Reihe von Maßnahmen reagiert. Wir haben die
Voraussetzungen für den Ausreisegewahrsam und die Abschiebehaft
gesenkt, die Betretensrechte für die Polizei neu geregelt und den
Ländern durch die Aufhebung des Trennungsgebotes die Möglichkeit
eröffnet, Haftanstalten für die Abschiebehaft zu nutzen. Wir werden
in den nächsten Monaten Bilanz ziehen, was diese Maßnahmen gebracht
haben. All das nützt aber nichts, wenn es in einigen Bundesländern an
dem politischen Willen fehlt, die Ausreisepflicht auch konsequent
durchzusetzen. So gibt es erneut gewaltige Unterschiede: Während
Bayern seine Rückführungsquote im vergangenen Jahr steigern konnte,
brach sie in Thüringen, Brandenburg und Niedersachen um 25 bis 30
Prozent ein."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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INNEN/3547: Zuständigkeit der Bundespolizei für Abschiebungen erweitern


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. Januar 2020

Zuständigkeit der Bundespolizei für Abschiebungen erweitern



Bundesinnenminister Horst Seehofer will die Zuständigkeit der
Bundespolizei für Abschiebungen erweitern. Hierzu erklärt der
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Thorsten
Frei:

"Der Vorstoß des Bundesinnenministers ist richtig und dringend
geboten. Die Zahl der Rückführungen stagniert seit 2016. In einigen
Bundesländern - so etwa in Brandenburg, Thüringen oder Niedersachsen -
 sind die Rückführungen im vergangenen Jahr mit einem Minus zwischen
25 und 30 Prozent regelrecht eingebrochen. Offenkundig fehlt es dort
an dem politischen Willen, ablehnende Asylbescheide auch
durchzusetzen.

Die Bundespolizei kann diese Lücke nicht füllen, aber sie kann mehr
als bislang unterstützend tätig werden. Wenn wir die illegale
Zuwanderung unterbinden wollen, gehört dazu auch, dass wir geltendes
Recht konsequent durchsetzen. Wir müssen den Aufenthalt von Personen
beenden, die nach einer rechtsstaatlichen Entscheidung kein
Bleiberecht haben und unser Land nicht freiwillig verlassen wollen".

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





SOZIALES/2036: Rekrutierung von Kindersoldaten stoppen - Seelische Narben heilen helfen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 10. Januar 2020

Rekrutierung von Kindersoldaten stoppen - Seelische Narben heilen
helfen

Schwerwiegende Form des Kindesmissbrauchs weltweit bekämpfen



Der Internationale Tag gegen den Einsatz von Kindersoldaten am 12.
Februar ist gleichzeitig der weltweite Aktionstag "Red Hand". Dazu
erklärt der Vorsitzende der Arbeitsgruppe Menschenrechte und
humanitäre Hilfe der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Michael Brand:

"Kein Mädchen und kein Junge wird freiwillig Kindersoldat. Kinder
gleichzeitig zu Tätern und Opfern zu machen, ist eine perfide Form
des Kindesmissbrauchs. Die Rekrutierung von Kindern mit dem Ziel, sie
zur Teilnahme an Kriegshandlungen in bewaffneten Konflikten zu
zwingen, muss konsequent bekämpft werden. Den Kindern muss die Chance
auf 'ein Leben danach' ermöglicht werden. Oft schließen sich Kinder
auch aufgrund von großer Armut, Hunger und Ausweglosigkeit scheinbar
freiwillig Armeen oder bewaffneten Gruppen an. Schätzungsweise
250.000 Kinder sind weltweit davon betroffen. Die Vereinten Nationen
führen in der 'Liste der Schande' 50 Armeen und bewaffnete Gruppen
auf, die Kinder als Soldaten missbrauchen.

Die Kinder in tödliche Gefahr zu schicken ist ein schwerwiegendes
Verbrechen, das mit Menschenrechtsverletzungen und der Missachtung
der menschliche Würde der Jüngsten einhergeht. Die psychischen Folgen
sind verheerend. Die Betroffenen werden auf grausamste Weise ihrer
Kindheit beraubt. Oft haben diese Kinder nichts anderes kennengelernt
als Krieg und Gewalt. Die seelischen Narben tragen sie ein Leben
lang. Gesellschaften werden von diesen Verbrechen und ihren Folgen
dauerhaft geprägt.

Bislang sind 168 Staaten dem 'Fakultativprotokoll zum Übereinkommen
für die Rechte des Kindes betreffend die Beteiligung von Kindern an
bewaffneten Konflikten' beigetreten. Staaten, die das Zusatzprotokoll
noch immer nicht unterzeichnet und ratifiziert haben, sind
aufgefordert, dies umgehend nachzuholen."

Hintergrund:

Am 12. Februar erinnert der "Red-Hand-Aktionstag" weltweit an das
Inkrafttreten des Zusatzprotokolls zur Kinderrechtskonvention im Jahr
2000. Die rote Hand steht für ein klares Nein zur Rekrutierung und
zum Einsatz von Kindersoldaten.

 * 
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BILDUNG/948: Maßnahmen der Bundesregierung zur Chancengerechtigkeit in Forschung und Lehre sind unzureichend


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. Februar 2020

Maßnahmen der Bundesregierung zur Chancengerechtigkeit in Forschung und Lehre sind unzureichend



"Dieser Tag erinnert daran, wie notwendig der Kampf um
Gleichberechtigung an den Hochschulen und auf dem Arbeitsmarkt ist.
Die langsamen Verbesserungen seit den Neunzigerjahren sind erlahmt und
hinken dem europäischen Durchschnitt an vielen Stellen hinterher",
erklärt Nicole Gohlke, hochschul- und wissenschaftspolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf den Internationalen
Tag der Frauen in der Wissenschaft am 11. Februar. Gohlke weiter:

"Die Maßnahmen der Bundesregierung reichen längst nicht aus, um allen
Wissenschaftlerinnen bald Chancengerechtigkeit in Forschung und Lehre
zu ermöglichen. Wenn weiterhin drei Viertel der Universitäten in
Männerhand sind und Frauen nur ein Fünftel der höchsten Professuren
führen, lautet die fatale Botschaft an die Studentinnen und
Absolventinnen: Ihre Chancen auf eine Wissenschaftskarriere sind viel
geringer, obwohl mittlerweile 51 Prozent der Hochschulabschlüsse von
Frauen erlangt werden. Die Befristungspolitik der Hochschulen im
Mittelbau trifft Frauen, deren Berufsleben durch die Geburt eines
Kindes unterbrochen wird, besonders hart und erschwert ihnen den
weiteren Aufstieg in der Wissenschaft. Beim jetzigen Tempo wird es
noch mehr als 35 Jahre dauern, bis Professorinnen die Hälfte des
Kollegiums stellen. Dieses Schneckentempo ist völlig inakzeptabel und
legt einer ganzen Generation existenzielle Steine in den Weg. Es ist
wenig verwunderlich, wenn die Bundesregierung zwar ihre Programme
lobt, sich über konkrete Ergebnisse aber ausschweigt. Diese wird es
nur geben, wenn Hochschulen und Politik an einer verbindlichen Parität
arbeiten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 10. Februar 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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BUNDESTAG/9467: Heute im Bundestag Nr. 158 - 10.02.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 158

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 10. Februar 2020, Redaktionsschluss: 15.21 Uhr

1. Situation in Brasilien unter Bolsonaro

2. Förderung von E-Fuels

3. Deutsches Engagement im Irak thematisiert

4. Entwicklung in Bolivien nach Morales

5. Keine Einflussnahme auf Umweltauditgesetz

6. FDP thematisiert Trockenheit der Böden



1. Situation in Brasilien unter Bolsonaro

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die wirtschaftliche, ökologische und soziale
Situation in Brasilien ist ein Thema der Antwort der Bundesregierung
(19/16828) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/15929). Danach
haben sich mit dem Amtsantritt von Präsident Jair Messias Bolsonaro im
Vorjahr "die Rahmenbedingungen in Brasilien im Vergleich zu den
Vorgängerregierungen deutlich verändert".

Wie die Bundesregierung darlegt, hatte Bolsonaro bereits im Wahlkampf
angekündigt, einen besonderen Fokus auf die Verbesserung der
wirtschaftlichen Lage zu legen. Er habe unter anderem ein
Gesetzespaket in den brasilianischen Nationalkongress zur Rentenreform
eingebracht, das vor kurzem verabschiedet worden sei. Mit einer
Verringerung des Primärdefizits um 12,7 Prozent im ersten Halbjahr
2019 bei gleichbleibend schwacher Inflation von 2,5 Prozent habe die
Regierung Erfolge vorzuweisen. Zwar liege die Arbeitslosigkeit weiter
bei 12,7 Prozent, jedoch werde das Wirtschaftswachstum im ersten
Trimester 2020 mit zwei Prozent prognostiziert.

"Unverändert wichtig sind die deutsch-brasilianischen
Wirtschaftsbeziehungen", heißt es in der Antwort weiter. Hierzu trügen
vor allem die rund 1.400 in Brasilien ansässigen
deutsch-brasilianischen Unternehmen bei, die circa zehn Prozent des
industriellen Bruttoinlandsprodukts des Landes erwirtschafteten.

Umweltpolitisch sind laut Bundesregierung insbesondere in Amazonien
"Besorgnis erregende Veränderungen" zu verzeichnen: Die Entwaldung sei
im Vergleich zum Vorjahr um 29,5 Prozent angestiegen, die Zahl der
Waldbrände habe im August 2019 einen Höchststand seit 2008 erreicht.
Auch die "massive Ölverschmutzung", die vor allem die nordöstlichen
Küstenstreifen betreffe, sei weiterhin nicht unter Kontrolle.

"Mit Sorge" beobachtet die Bundesregierung der Antwort zufolge auch
Entwicklungen im sozialen Bereich "wie die Beschneidung von
Handlungsräumen für die Zivilgesellschaft durch Subventionskürzungen
und Abschaffung von Beteiligungsgremien, Kürzung von Sozialausgaben
oder Einschränkung von Arbeitnehmerrechten sowie die sich verstärkende
Einkommensschere".

 * 

2. Förderung von E-Fuels

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Förderung sogenannter E-Fuels ist ein Thema der
Antwort der Bundesregierung (19/16829) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/16007). Darin schrieb die Fraktion, dass
E-Fuels - mittels regenerativ erzeugten Strom aus Wasser und CO2
hergestellt - etwa im Verkehrssektor weltweit Anwendung finden
könnten. Ein Vorteil sei, "dass die bestehenden Verbrennungsmotoren
den synthetischen Kraftstoff tanken können und dafür auch das bereits
existierende Tankstellennetz genutzt werden könnte".

Nach Auffassung der Bundesregierung werden E-Fuels bei der globalen
Energiewende und damit auch in Schwellen- und Entwicklungsländern eine
zunehmend wichtigere Rolle spielen. Daher unterstütze sie durch die
Aktivitäten verschiedener Ressorts diese Entwicklung, führt die
Bundesregierung in ihrer Antwort aus. Derzeit prüfe sie "verschiedene
Instrumente, um den Markthochlauf von synthetischen Kraft-, Treib und
Grundstoffen auf der Basis erneuerbarer Energien (PtX) zu
unterstützen". Diese Instrumente umfassten neben Quoten für den
Einsatz von PtX-Produkten auch die direkte Förderung ihrer Produktion
sowie entsprechende Regulierung auf europäischer Ebene.

Im Bereich der Gewinnung von E-Fuels habe sich das Bundesministerium
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) zum Ziel
gesetzt, gemeinsam mit Unternehmen eine Referenzanlage zur
CO2-neutralen Produktion von Wasserstoff und entsprechenden
PtX-Folgeprodukten aufzubauen, heißt es in der Antwort weiter. Erste
Markt- und Machbarkeitsstudien seien bereits in Durchführung und es
würden konkrete Gespräche mit Partnern in Marokko geführt, das als
Standort für die Referenzanlage in Frage komme.

 * 

3. Deutsches Engagement im Irak thematisiert

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Deutsches Engagement für die Stabilisierung und den
Wiederaufbau im Irak" thematisiert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
in einer Kleinen Anfrage (19/16961). Darin erkundigt sie sich danach,
in welcher Höhe seit 2017 Mittel der Bundesregierung in welche
Regionen im Irak geflossen sind. Auch will sie wissen, welche Projekte
die Bundesregierung seit 2016 im Irak zur Bekämpfung von Korruption
und Nepotismus durchgeführt hat und wie hoch die jeweils dafür
eingesetzten finanziellen Mittel sind. Ferner fragt sie unter anderem,
inwiefern die Bundesregierung "angesichts der Gewalt gegen irakische
Demonstranten seit Oktober 2019 die Einschränkung finanzieller und
sonstiger Unterstützungen an die irakische Regierung" prüft.

 * 

4. Entwicklung in Bolivien nach Morales

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um die Entwicklung in Bolivien nach dem Rücktritt
von Präsident Evo Morales im vergangenen November geht es in der
Antwort der Bundesregierung (19/16877) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/15985). Wie die Bundesregierung darin ausführt,
hat sie den Rücktritt von Morales "zur Kenntnis genommen und begrüßt,
dass das Machtvakuum durch Ausrufen von Jeanine Áñez zur
Übergangspräsidentin beendet wurde". Die Übergangsregierung habe sich
die Vorbereitung von Neuwahlen und die Befriedung des Landes zum Ziel
gesetzt, schreibt die Bundesregierung weiter und begrüßt "diese
Priorisierung und die auf diesem Weg - im Konsens mit der Opposition -
erzielten Fortschritte". Vorrangiges Ziel deutscher Außenpolitik in
den Beziehungen zu Bolivien sei es derzeit, die Befriedung des Landes
und die zügige Vorbereitung von Neuwahlen zu unterstützen.

 * 

5. Keine Einflussnahme auf Umweltauditgesetz

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Die Bundesregierung hat zu einer weiteren Kleinen
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/16395) zu möglicher Einflussnahme
Dritter auf einen Gesetzentwurf (Entwurf eines Gesetzes zur Änderung
des Umweltauditgesetzes, des Atomgesetzes, des
Standortauswahlgesetzes, der Endlagervorausleistungsverordnung und
anderer Gesetze und Verordnungen" Stellung genommen. In ihrer Antwort
(19/16984) schreibt sie, die Referentenentwürfe des Bundesministeriums
für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU) und die dazu
eingegangenen Stellungnahmen würden grundsätzlich auf der
Internetseite des BMU veröffentlicht. Darüber hinaus seien betroffene
Verbände beteiligt worden. Der Referentenentwurf habe im Rahmen der
Verbändeanhörung "keine Änderungen erfahren", heißt es in der Antwort
weiter. Bezogen auf den Regelungsgegenstand des Referentenentwurfs
habe es keine Gespräche mit externen Dritten, die zur Leitungsebene
zählen, gegeben, schreibt die Regierung.

 * 

6. FDP thematisiert Trockenheit der Böden

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Trockenheit der Böden - Versickerungsfähige
Straßen, Wege und Plätze des Bundes" lautet der Titel einer Kleinen
Anfrage der FDP-Fraktion (19/16610). Die Abgeordneten wollen unter
anderem wissen, welche Kenntnisse die Bundesregierung über die
Trockenheit der Böden in Deutschland hat. Gefragt wird auch, ob
versickerungsfähige Straßen einen Beitrag zum natürlichen
Wasserkreislauf leisten könnten und welche Regenmengen je Quadratmeter
dadurch aufgenommen werden könnten.

 * 
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BUNDESTAG/9466: Heute im Bundestag Nr. 157 - 10.02.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 157

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 10. Februar 2020, Redaktionsschluss: 14.21 Uhr

1. Atomwaffen Division im GETZ-R

2. Transparenz in der Gesetzgebung

3. Evaluation geförderter La-Red-Projekte

4. Rechte Straftaten gegen Pressevertreter

5. Linke fragt nach rechten Netzwerken

6. Maßnahmen zur Korruptionsbekämpfung



1. Atomwaffen Division im GETZ-R

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die "Atomwaffen Division Deutschland" (AWD) ist im
Zeitraum vom 28. Januar 2018 bis 28. Januar 2020 insgesamt sechs Mal
in den Arbeitsgruppen des Gemeinsamen Extremismus- und
Terrorismusabwehrzentrum Rechts (GETZ-R) Erörterungsgegenstand
gewesen. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/16987) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/16572) hervor.

 * 

2. Transparenz in der Gesetzgebung

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung ist nach eigenen Angaben
bestrebt, Regierungshandeln transparent und damit für die Bürger
nachvollziehbar zu gestalten. Das Kabinett habe im November 2018 eine
"Vereinbarung zur Erhöhung der Transparenz in Gesetzgebungsverfahren"
getroffen, schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/16963)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/16357), in der nach
Einflussnahme von Interessensvertretern auf den Gesetzentwurf der
Bundesregierung "zur Verbesserung der Rahmenbedingungen
luftsicherheitsrechtlicher Zuverlässigkeitsüberprüfungen" gefragt
wurde. Hierdurch solle "die bereits in der 18. Legislaturperiode
erprobte Praxis fortgesetzt werden, Gesetz- und Verordnungsentwürfe in
der Form, in der sie in eine etwaige Verbändebeteiligung gegangen
sind, sowie den von der Bundesregierung beschlossenen Gesetzentwurf
der Öffentlichkeit zugänglich zu machen", heißt es in der Antwort
weiter.

Daneben sei vereinbart, auch die Stellungnahmen aus der
Verbändeanhörung zu veröffentlichen. Bis zur Errichtung einer
zentralen Plattform würden die Stellungnahmen auf den Internetseiten
der jeweiligen Ressorts veröffentlicht. Der weitere Verlauf des
jeweiligen Rechtsetzungsvorhabens könne zudem auf der Internetseite
des gemeinsamen Dokumentations- und Informationssystems von Bundestag
und Bundesrat recherchiert werden.

Zugleich führt die Bundesregierung aus, dass es "weder rechtlich
geboten noch im Sinne einer effizienten und ressourcenschonenden
öffentlichen Verwaltung leistbar" sei, Informationen und Daten etwa zu
Veranstaltungen, Sitzungen und Terminen nebst Teilnehmern vollständig
zu erfassen und zu dokumentieren. Parlamentarische Kontrolle sei
"politische Kontrolle, nicht administrative Überkontrolle".

 * 

3. Evaluation geförderter La-Red-Projekte

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Evaluation der öffentlichen Förderung von Projekten
des Vereins La Red - Vernetzung und Integration" lautet der Titel
einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/16962). Wie die Fraktion
darin ausführt, ist "La Red - Vernetzung und Integration e. V." laut
Bundeszentrale für politische Bildung "eine
Migrantenselbstorganisation, die als gemeinnütziger Verein im Jahr
2013 gegründet wurde". Das Ziel der Arbeit von La Red bestehe darin,
"Migrantinnen und Migranten - insbesondere aus Europa - in Berlin und
Deutschland bei ihrer Eingliederung in Gesellschaft und Arbeitsmarkt
zu unterstützen" .

Wissen will die Fraktion, welche Projekte des Vereins La Red die
Bundesregierung bisher gefördert hat. Auch fragt sie unter anderem,
inwieweit es seitens der Bundesregierung eine Evaluation der
geförderten La-Red-Projekte gibt.

 * 

4. Rechte Straftaten gegen Pressevertreter

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will wissen, wie viele
politisch rechts motivierte Straf- und Gewalttaten gegen
Pressevertreter seit 2018 erfasst worden sind. Auch erkundigt sie sich
in einer Kleinen Anfrage (19/16982) unter anderem danach, wie viele
Strafverfahren in diesem Zusammenhang eingeleitet wurden.

 * 

5. Linke fragt nach rechten Netzwerken

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Rechte Netzwerke in Polizei und Bundeswehr -
Erkenntnisse zu Franco A., Nordkreuz & Uniter e. V." lautet der Titel
einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/16980). Wie die
Fraktion darin schreibt, "erfuhren die Telegram-Chatgruppen ,Nord',
,Ost', ,Süd', ,West', et cetera sowie der Verein Uniter" in Folge der
Ermittlungen gegen Franco A. öffentliche Aufmerksamkeit. Die
"tageszeitung" habe über das Interesse des Bundeskriminalamts an A. S.
alias "Hannibal", Gründer des Vereins Uniter sowie Administrator von
Telegram-Chatgruppen berichtet. "In diesem Verein, so der ,Stern',
seien ebenfalls (ehemalige) Soldaten, Polizisten und Personen aus der
Sicherheitsbranche Mitglieder", heißt es in der Vorlage weiter.
Weiterhin sollten zwei Mitglieder der Chatgruppe Nordkreuz
"Feindeslisten mit Namen von linken PolitikerInnen und Personen aus
der Zivilgesellschaft angelegt haben, um diese an einem ,Tag X' zu
entführen und zu ermorden".

Wissen wollen die Abgeordneten, wie viele Personen sich nach Kenntnis
der Bundesregierung "den Chatgruppen ,Nord', ,Süd', ,West', ,Ost' et
cetera und etwaigen Untergruppen zuordnen" lassen. Auch erkundigen sie
sich danach, wie viele Personen aus den jeweiligen Chatgruppen sich
als aktuelle oder ehemalige Mitglieder bei Uniter e. V. identifizieren
lassen. Ferner fragen sie unter anderem, ob Mitarbeiter des
Bundeskriminalamtes, des Bundesamtes für Verfassungsschutz oder der
Landesämter für Verfassungsschutz offen oder verdeckt Teil der
Chatgruppen waren.

 * 

6. Maßnahmen zur Korruptionsbekämpfung

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um Maßnahmen zur Korruptionsbekämpfung in der
internationalen Zusammenarbeit geht es in der Antwort der
Bundesregierung (19/16972) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/16182). Danach ist Korruption aus Sicht der
Bundesregierung eines der größten Entwicklungshemmnisse. Daher sei
Korruptionsbekämpfung ein wesentlicher Bestandteil der
Entwicklungszusammenarbeit (EZ), heißt es in der Antwort weiter. Sie
richte ihre Vorhaben "korruptionssensibel" aus und nutze einen
risikobasierten Gesamtansatz. Darüber hinaus bestünden umfassende
Risikomanagement-Systeme in den Durchführungsorganisationen.
Korruptionsbekämpfung sei ein Querschnittsthema, das in allen Vorhaben
der EZ berücksichtigt werden müsse.

Wie die Bundesregierung ferner ausführt, unterstützt sie ihre
Partnerländer mit konkreten Maßnahmen im Bereich der
Korruptionsbekämpfung vor Ort. Derzeit unterstütze sie in 20 Ländern
nationale Institutionen bilateral, die mit der Prävention oder
Bekämpfung von Korruption befasst sind. Dazu gehörten: Afghanistan,
Albanien, Armenien, Benin, Georgien, Ghana, Indonesien, Kamerun,
Kenia, Kolumbien, Madagaskar, Mali, Moldau, Nordmazedonien, Peru,
Ruanda, Tansania, Tunesien, Uganda und Ukraine. Zudem unterstütze die
deutsche EZ auf regionaler Ebene Institutionen, die explizit mit der
Prävention oder Bekämpfung von Korruption befasst sind

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (BMZ) arbeitet den Angaben zufolge derzeit unter anderem
aufgrund schlechter Regierungsführung der jeweiligen Staaten nicht mit
den Regierungen von Burundi, Syrien und Tschad zusammen. Weiter
schreibt die Bundesregierung zur Frage, in welchen Ländern das BMZ
aufgrund schlechter Regierungsführung nicht mehr mit Regierungen
zusammenarbeitet, dass mit Südsudan keine offizielle Zusammenarbeit
mit der Zentralregierung erfolge, allerdings auf lokaler Ebene
teilweise mit Verwaltungsstrukturen kooperiert werde. Mit Simbabwe
beschränke sich die Kooperation auf "geringvolumige technische
Zusammenarbeit mit ausgewählten Regierungsstellen".

 * 
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BUNDESTAG/9465: Heute im Bundestag Nr. 156 - 10.02.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 156

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 10. Februar 2020, Redaktionsschluss: 10.09 Uhr

1. Hawala-Finanzsystem illegal

2. Grenze zur Überkontrolle erreicht

3. Regierung teilt Bedenken nicht

4. Gemeinnützigkeit von Vereinen

5. Linke fragt nach Sprengstoffverlusten

6. Einflussnahme auf Gesetzentwurf

7. Regenwassereinleitung in Gewässern



1. Hawala-Finanzsystem illegal

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Finanztransfersysteme wie das Hawala-System sind in
Deutschland illegal. Über Einzelfälle hinaus könnten jedoch belastbare
Aussagen über die Verbreitung sogenannter informeller Geldtransfers
über das Hawala-System nicht gemacht werden, erklärt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/16621) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/16156). Darin heißt es, das sogenannte
Hawala-System beschreibe keine fest umrissene Methode des
Geldtransfers und sei auch nicht gesetzlich definiert. Unter dem
Begriff Hawala würden daher informelle, auf Vertrauen basierende
Geldtransfersysteme verstanden, die in Deutschland nicht als
Finanztransfer-Dienstleister zugelassen seien. Die Tätigkeit
zugelassener Finanztransfer-Dienstleister sei daher nach dem
bestehenden Verständnis nicht zu Hawala oder Hawala vergleichbaren
Systemen zuzurechnen. Die zugelassenen und damit erlaubt tätigen
Unternehmen würden der laufenden staatlichen Aufsicht unterliegen.

Hawala und vergleichbare Systeme spielen nach Angaben der Regierung
überwiegend in bargeldaffinen Deliktsbereichen wie zum Beispiel der
Betäubungsmittel- und Waffenkriminalität sowie des Menschenhandels
eine Rolle. Diese Delikte seien auch Vortaten der Geldwäsche. "Die
nicht ordnungsgemäß registrierten und beaufsichtigten Hawaladare
zeichnen sich durch die Vermeidung einer Papierspur aus. Damit ist ein
hohes Risiko verbunden, das Hawala-System zu missbrauchen", schreibt
die Bundesregierung, die darauf hinweist, dass Unterstützer und
Mitglieder von Terrororganisationen auch informelle
Finanztransfersysteme wie das Hawala-Banking nutzen würden.

Nach Angaben der Bundesregierung sind 2018 bei der Zentralstelle für
Finanztransaktionsuntersuchungen (FIU) elf Verdachtsmeldungen nach
Paragraph 43 Absatz 1 des Geldwäschegesetzes eingegangen, bei denen
von Verpflichteten aus dem Finanzsektor ein Bezug zum Hawala-Banking
hergestellt worden sei. Die Bundesregierung verweist in der Antwort
weiterhin auf Schätzungen, dass über Systeme wie Hawala jährlich
weltweit circa 200 Milliarden US-Dollar transferiert würden. Es sei
aber davon auszugehen, dass der allergrößte Teil der Gelder nicht in
die Terrorismusfinanzierung fließen würde.

 * 

2. Grenze zur Überkontrolle erreicht

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Eine Verpflichtung zur Erfassung sämtlicher
geführter Gespräche in der Regierung besteht nicht. Dies erklärt die
Regierung in ihrer Antwort (19/16725) auf die Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/16351), die sich nach der Einflussnahme von
Interessenvertreterinnen und Interessenvertretern auf den
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Einführung einer
Nachunternehmerhaftung in der Kurier-, Express- und Paketbranche zum
Schutz der Beschäftigten (Paketboten-Schutz-Gesetz) erkundigt hatte.
Angesichts einer Vielzahl identischer Kleiner Anfragen der Fraktion zu
anderen Gesetzentwürfen und angesichts des Umfangs der Überprüfung der
aktuellen Gesetzgebungstätigkeit sowie der Detailtiefe von einzelnen
Fragen sieht die Bundesregierung die Grenze zur "administrativen
Überkontrolle" erreicht.

 * 

3. Regierung teilt Bedenken nicht

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung teilt die in Gutachten vom
Bundesrechnungshof und vom ehemaligen Präsidenten des
Bundesverfassungsgerichts, Professor Dr. Hans-Jürgen Papier,
geäußerten Bedenken bezüglich der weiteren Erhebung des
Solidaritätszuschlags nicht. Dies teilt die Regierung in ihrer Antwort
(19/16715) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/16077) mit.

 * 

4. Gemeinnützigkeit von Vereinen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach gemeinnützigen Vereinen erkundigt sich die
Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/16797). Die
Bundesregierung soll unter anderem die Zahl der als gemeinnützig
anerkannten Vereine nennen. Weiterhin wird nach dem Entzug der
Gemeinnützigkeit von Vereinen gefragt.

 * 

5. Linke fragt nach Sprengstoffverlusten

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Linksfraktion möchte über den Verlust
beziehungsweise Diebstahl von Sprengstoff bei der Bundeswehr
informiert werden. In einer Kleinen Anfrage (19/16765) will sie
wissen, wie viele und welche Granaten, Zünder, und Sprengstoffe seit
2014 als Verlust gemeldet und wie viele bisher nicht wieder
aufgefunden wurden. Zudem möchte sie erfahren, in wie vielen Fällen
die Materialien bei aktiven und ehemaligen Soldaten oder Angehörigen
von Bewachungsunternehmen sichergestellt wurden.

 * 

6. Einflussnahme auf Gesetzentwurf

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Auf Stellungnahmen und Gespräche rund um den
Gesetzentwurf über einen nationalen Zertifikatehandel für
Brennstoffemissionen geht die Bundesregierung in der Antwort
(19/16983) auf eine Kleine Anfrage (19/16372) der Fraktion Die Linke
ein. Betroffene Verbände seien über die Verbändeanhörung beteiligt
worden. Der Referentenentwurf habe im Rahmen der Ressortabstimmung
sowie der Länder- und Verbändeanhörung Änderungen erfahren. Durch die
Veröffentlichung der Entwürfe und der Stellungnahmen auf der
Internetseite des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit (BMU) seien die vorgenommenen Änderungen
"transparent nachvollziehbar", schreibt die Regierung.

 * 

7. Regenwassereinleitung in Gewässern

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Um Gewässerbelastungen durch Misch- und
Regenwassereinleitungen zu verringern, sind in den vergangenen Jahren
vermehrt Regenbecken verschiedener Bauarten errichtet worden. Das geht
aus der Antwort der Bundesregierung (19/16876) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/16343) hervor. Darin hatten sich die Abgeordneten
unter anderem erkundigt, wie viele Regenüberläufe es gibt und wie
viele Liter Mischwasser darüber bei Starkregen ungeklärt in die Umwelt
geleitet werden. Insgesamt 54.069 Einleitungen von den 74.454
Regenentlastungen in Deutschland seien mit einer Behandlung
ausgestattet, schreibt die Bundesregierung. Entweder werde Mischwasser
in Regenüberlaufbecken teilweise zurückgehalten, Abflüsse würden in
Regenrückhaltebecken gedrosselt oder das Mischwasser werde durch
Sedimentation in Regenklärbecken behandelt. Da die Bundesländer für
den wasserrechtlichen Vollzug zuständig sind, liegen der
Bundesregierung keine Zahlen über eingeleitete Mengen und die
Anpassung an Starkregenereignisse vor, wie es in der Antwort weiter
heißt.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1993: Regierungspressekonferenz vom 7. Februar 2020 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 7. Februar 2020

Regierungspressekonferenz vom 7. Februar 2020



Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Empfang des ungarischen
Ministerpräsidenten, Übergabe des Valentinsgrußes durch den Zentralverband
Gartenbau, Kabinettssitzung, Kabinettsausschuss "Austritt Großbritanniens
aus der Europäischen Union", Empfang des armenischen Ministerpräsidenten,
Antrittsbesuch des amtierenden Bundesratspräsidenten und
Ministerpräsidenten von Brandenburg, Übergabe der aktuellen
2-Euro-Gedenkmünze an den Bundesratspräsidenten, Empfang des sudanesischen
Premierministers), Reise des Bundeswirtschaftsministers nach Estland,
Litauen und Lettland, mögliches Treffen der Bundeskanzlerin mit den Chefs
von Ericsson und Nokia, Reform des EU-Asylsystems, Finanzierung der
Grundrente
Sprecher: SRS'in Demmer, Baron (BMWi), Alter (BMI), Jäger (BMAS),
Nauber (BMG), Kalwey (BMF)

Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'in
Demmer sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRS'in Demmer: Ich möchte Ihnen die Termine der Bundeskanzlerin in der
nächsten Woche bekannt geben:

Am Montag, den 10. Februar, empfängt die Bundeskanzlerin um 16 Uhr den
ungarischen Ministerpräsidenten Viktor Orbán im Bundeskanzleramt. Bei dem
Gespräch werden die bilateralen Beziehungen, darunter die zwischen
Deutschland und Ungarn vereinbarte positive Agenda, sowie europapolitische
und internationale Themen im Mittelpunkt stehen. Vor dem Gespräch sind
Pressestatements geplant.

Am Dienstag, den 11. Februar, um 10 Uhr übergibt die Delegation des
Zentralverbandes Gartenbau den Valentinsgruß an die Bundeskanzlerin -
mittlerweile schon eine langjährige Tradition. Es handelt sich, wie auch in
der Vergangenheit, um einen Fototermin.

Um 9.30 Uhr tagt, wie immer, das Kabinett unter Leitung der
Bundeskanzlerin.

Im Anschluss daran tagt der Kabinettsausschuss "Austritt Großbritanniens
aus der Europäischen Union". Zum einen wird es um die künftigen
Verhandlungen zwischen der Europäischen Kommission und dem Vereinigten
Königreich gehen. Hierzu hat die Bundeskanzlerin den Chefunterhändler der
EU, Michel Barnier, eingeladen. Zum anderen wird es einen Austausch zu den
deutschen Interessen in diesem Prozess geben.

Am Donnerstag, den 13. Februar, empfängt die Bundeskanzlerin um 15 Uhr den
Ministerpräsidenten von Armenien, Nikol Paschinjan, im Bundeskanzleramt.
Inhalte des Gesprächs werden die bilateralen Beziehungen,
wirtschaftspolitische Themen sowie Fragen der Außen- und Sicherheitspolitik
sein. Vor dem Gespräch sind Pressestatements geplant.

Am Freitag, den 14. Februar, findet der Antrittsbesuch des amtierenden
Bundesratspräsidenten und Ministerpräsidenten von Brandenburg, Dietmar
Woidke, im Bundeskanzleramt statt. Direkt im Anschluss, um 12.30 Uhr,
übergibt die Bundeskanzlerin die aktuelle 2-Euro-Gedenkmünze in einer
presseöffentlichen Präsentation an den Bundesratspräsidenten. In diesem
Jahr wird mit der Münze das Land Brandenburg gewürdigt.

Um 15.30 Uhr empfängt die Bundeskanzlerin dann den Premierminister Sudans,
Abdalla Hamdok, zu einem Gespräch im Bundeskanzleramt. Der Premierminister
ist seit Mitte August im Amt und führt eine zivile Übergangsregierung. Nach
dem Sturz des sudanesischen Diktators Omar al-Baschir im April 2019 steht
das Land jetzt vor großen wirtschaftlichen und politischen
Herausforderungen. Diese werden im Mittelpunkt des gemeinsamen Gesprächs
stehen, ebenso wie die Lage in der Region im Allgemeinen.

Baron: Ich möchte Ihnen eine Reise des Bundeswirtschaftsministers
ankündigen. Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier startet in Kürze seine
EU-Hauptstadttour im Kontext der Vorbereitung der europäischen
Ratspräsidentschaft und wird sich mit seinen Amtskollegen treffen. Der
Auftakt ist die erste Reise vom 19. bis 21. Februar in die drei baltischen
Staaten Estland, Litauen und Lettland. Es folgen dann noch weitere
Hauptstadtreisetermine, bei denen er seine Amtskollegen treffen wird. Das
werden im März noch Schweden und Kroatien sein. Die weiteren Termine von
April bis Juni werden wir Ihnen dann immer bekannt geben. Die erste Reise
führt jetzt, wie gesagt, in die baltischen Staaten. Dort stehen Gespräche
mit den verschiedenen Amtskollegen, mit der Wirtschaft sowie der
Außenhandelskammer im Mittelpunkt und in Lettland und Litauen auch
Gespräche mit den Universitäten. Wir haben Ihnen hierzu eine Einladung zur
Mitreise versandt. Sie sind herzlich eingeladen zu begleiten. Wir freuen
uns über Ihr Interesse.

Frage: Es geht um ein Treffen mit den Chefs von Ericsson und Nokia, die
angeblich nächste Woche nach Berlin kommen. Können Sie das bestätigen?

SRS'in Demmer: Ich habe Ihnen jetzt zu den öffentlichen Terminen der
Kanzlerin alles gesagt, was ich Ihnen zu den Terminen in der nächsten Woche
sagen kann.

Zusatzfrage: Ist Ihnen denn etwas bekannt?

SRS'in Demmer: Ich habe zu den Terminen der Kanzlerin alles gesagt.

Frage: Ich habe eine Frage, wahrscheinlich an Herrn Alter und vielleicht
auch an Frau Demmer: Es gibt einen "Spiegel"-Bericht, wonach sich die
Bundesregierung darauf geeinigt hat, mit welcher Haltung sie in die
Diskussion um eine Reform des EU-Asylsystems geht. Das Konzept sieht
demnach eine Vorprüfung von Asylanträgen an der Grenze vor und dass
Leistungen für Asylbewerber nur in dem Staat gezahlt werden, wohin man
zugewiesen wurde. Meine Frage: Können Sie das grundsätzlich bestätigen,
sowohl den Inhalt als auch die Einigung?

SRS'in Demmer: Ich gebe an Herrn Alter weiter.

Alter: Ich kann Ihnen bestätigen, dass es das Ziel des Bundesinnenministers
ist, diesen konzeptionellen Ansatz nicht nur innerhalb der Bundesregierung,
sondern auch mit seinen europäischen Partnern weiterzuverfolgen. Vom
Prozess her ist es regelmäßig so, dass man, bevor man auf europäischer
Ebene agiert, innerhalb der Bundesregierung eine Meinungsbildung betreibt.
Auch mir ist die Meldung seit eben bekannt, dass es eine Einigung gebe. Ich
kann gern prüfen, ob diese Einigung im förmlichen Sinne schon vorliegt. Ich
kann dazu im Moment nichts sagen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Gesundheitsministerium und das
Arbeitsministerium, Stichwort "Einigung Grundrente": Was sind da jetzt die
Eckpunkte, und was ist noch an Fragen offen?

Jäger: Über das, was wir gestern als Sprecherzitat dazu herausgegeben
haben, hinaus kann ich Ihnen nichts sagen. Wir befinden uns seit gestern
wieder in der Ressortabstimmung des leicht geänderten Entwurfs.

Nauber: Ich habe dem nichts hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Die Finanzierung sollte eigentlich über die
Finanztransaktionssteuer erfolgen. Jetzt ist nur noch von Bundesmitteln die
Rede. Frage an das Finanzministerium: Wie wahrscheinlich ist es, dass die
Finanztransaktionssteuer dann de facto dafür hinzugezogen wird?

Kalwey: Ich kann mich den Kolleginnen nur anschließen. In dem Sprecherzitat
ist ja enthalten, dass die Finanzierung der Grundrente aus Steuermitteln
erfolgen wird. Dazu gibt es auch einen entsprechenden Koalitionsbeschluss.
Die Arbeiten an der Einführung einer europäischen Finanztransaktionssteuer
laufen zurzeit.

Alter (zu der Reform des EU-Asylsystems): Ich möchte noch etwas
nachliefern. Ich kann das jetzt bestätigen, Frau Buschow: Zu diesen Themen
gibt es eine abgestimmte Position der Bundesregierung.

Frage: Können Sie auch die beiden Punkte Vorprüfung von Asylanträgen an der
EU-Außengrenze und Zahlung von Leistungen nur im jeweiligen EU-Staat
bestätigen? Enthält die Einigung noch weitere Punkte?

Alter: Ich habe gerade das Dokument bekommen, aus dem sich die Position
ergibt. Das ist relativ umfangreich. Die wesentlichen Eckpunkte sind, dass
es künftig zu einer Vorprüfung an der EU-Außengrenze und zu einem fairen
Zuständigkeitsregime kommen soll. Darunter gibt es eine ganze Reihe von
Detailüberlegungen, die man dann anstellen kann. Es würde jetzt wirklich zu
weit führen, wenn ich sie im Einzelnen durchgehe.

Vorsitzender Feldhoff: Vielleicht können Sie das auch noch bilateral
besprechen.

Alter: Ja.

Freitag, 7. Februar 2020

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 7. Februar 2020
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INNEN/4844: Keine Kooperation mit der AfD, keine Koalition mit der Linkspartei


FDP-Pressemitteilung vom 10. Februar 2020

LINDNER-Statement: Keine Kooperation mit der AfD, keine Koalition
mit der Linkspartei



Zum überraschenden Rückzug der CDU-Vorsitzenden und den weiteren
Entwicklungen in Thüringen erklärte der FDP-Bundesvorsitzende
Christian Lindner:

"Es hat heute noch eine Veränderung der politischen Lage gegeben. Die
Vorsitzende der CDU hat angekündigt, dass sie auf Ihr Amt verzichten
wird. Frau Kramp-Karrenbauer hat in diesem Zusammenhang auch davon
gesprochen, es gebe innerhalb Ihrer Partei unterschiedliche
Auffassungen zum Verhältnis zu AfD und Linkspartei. Wir haben die
Ankündigung von Frau Kramp-Karrenbauer zur Kenntnis genommen, im
Präsidium auch bewertet.

Für die Freien Demokraten ist erst recht nach dem Fiasko von
Thüringen das Verhältnis sowohl zur AfD als auch zur Linkspartei
geklärt. Schon am vergangenen Mittwoch habe ich ja unterstrichen,
dass es für die Freien Demokraten keine Kooperation mit der AfD gibt.
Letzte Woche Donnerstag haben wir das in Erfurt auch noch einmal
manifestiert. Bezogen auf die Linkspartei gilt, wie wir es auch im
Deutschen Bundestag handhaben, dass wir keine Koalition mit der
Linkspartei anstreben, dass wir aber bei parlamentarischen Vorgängen
wie beispielsweise Untersuchungsausschüssen, die einzusetzen sind,
bereit sind, sachbezogen zusammenzuarbeiten. Insofern gibt es eine
unterschiedliche Bewertung. Man kann sagen, für die FDP gilt: keine
Kooperation mit der AfD, keine Koalition mit der Linkspartei.

Das zweite Thema des Tages ist: Wie geht es weiter in Thüringen? Ich
bekräftige noch einmal den Vorschlag, übergangsweise eine unabhängige
Persönlichkeit mit dem Amt des Ministerpräsidenten zu betrauen, um
eine Neuwahl zu organisieren. Das würden auch unsere Freunde in
Thüringen selbst unterstützen. Wir haben da Kontakt mit der
Landtagsfraktion. Klar ist, so sagt unsere Landtagsfraktion in
Erfurt, sie werden Herrn Ramelow nicht wählen. Es gibt keine Stimmen
für Herrn Ramelow von unseren Freunden in Thüringen.

Damit sich nicht die kritische Situation der vergangenen Woche in
etwa wiederholt, wäre es sinnvoll, vor einer Neuwahl eine unabhängige
Persönlichkeit zu betrauen. Ich habe wahrgenommen, dass der hessische
Ministerpräsident Bouffier ebenfalls am heutigen Tag in diese
Richtung argumentiert hat. Das wäre aus unserer Sicht zur Beruhigung
der Situation ein sinnvoller Weg."

 * 
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INNEN/4843: Die AfD will die Demokratie chaotisieren und die politische Landschaft zerstören


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 9. Februar 2020

LINDNER-Statement: Die AfD will die Demokratie chaotisieren und
die politische Landschaft zerstören



Der FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Lindner gab vor der
Fraktionsklausur folgendes Statement ab:

"Diese Klausurtagung der Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen
Bundestag steht natürlich jetzt unter einer anderen Überschrift, als
sie ursprünglich geplant war. Wir wollten uns mit sachpolitischen
Fragen, der Planungsbeschleunigung, des Wirtschaftsstandortes,
beschäftigen. Jetzt wird im Zentrum natürlich die Diskussion über die
Ereignisse in Thüringen stehen, die unsere politische Kultur in
Deutschland beschädigt und die Seele der FDP schwer verletzt haben.
Es wird eine breite Aussprache zu diesem Thema geben. Ich halte es
für richtig, dass Herr Kemmerich in Thüringen inzwischen auch formal
von seinem Amt als Ministerpräsident zurückgetreten ist. Politisch
fixiert war dieser Rücktritt bereits, aber er ist jetzt auch formal
vollzogen worden. Der Hintergrund war, dass die Staatskanzlei und die
Verwaltung des Landtags noch Rechtsfragen klären wollten, aber diese
Rechtsfragen und ihre Klärung sind viel weniger bedeutend als die
politische Situation. Und deshalb war es richtig, dass er, als
Zweifel aufkamen, sofort die Konsequenz gezogen hat. Ich will zur
aktuellen medialen Berichterstattung über diesen Sachverhalt
allerdings hinzufügen, dass es keinerlei äußeren Drucks bedurfte,
beispielsweise durch die Frau Bundeskanzlerin. Richtig ist: Ich habe
am vorgestrigen Abend mit dem Vizekanzler Olaf Scholz gesprochen. Der
berichtete darüber, dass der formale Vollzug des Rücktritts von Herrn
Kemmerich für seine Partei besonders bedeutsam sei. Ich habe
daraufhin auch mit Herrn Kemmerich gesprochen und Frau
Bundeskanzlerin Merkel gestern Mittag angerufen, um zu berichten,
dass wir in dieser Frage sprechen. Sie hat keinerlei Druck ausgeübt,
beispielsweise wurde auch überhaupt noch nicht einmal erwähnt, dass
diese Frage irgendeine Auswirkung auf die Zusammenarbeit zwischen
Union und FDP in Landesregierungen wie in Schleswig-Holstein und
Nordrhein-Westfalen haben könnte. Jetzt, gerade zur Stunde, klären
die Freundinnen und Freunde von Union und FDP in Düsseldorf auch die
Landespolitik darüber auf, dass es eine solche Verbindung nicht
gegeben hat. Wir sehen, dass die Ereignisse in Thüringen Teil einer
Strategie der AfD sind. Die AfD hat eine neue Strategie der
konstruktiv-destruktiven Oppositionsarbeit. So hat Herr Gauland
angekündigt, dass man in Thüringen jetzt Herrn Ramelow wählen wolle,
die AfD wolle Herrn Ramelow wählen, wenn der kandidiert als
Ministerpräsident. Das ist der deutlichste Beleg dafür, dass die AfD
das Ziel hat, die Demokratie zu chaotisieren, die politische
Landschaft zu zerstören. Die FDP ist jetzt nun zum ersten Mal diesen
taktischen Manövern, als erste Partei, in die Falle gegangen, aber
das ist nicht das letzte Mal, dass die AfD es probiert. Hier geht es
um einen Angriff auf die politische Kultur und alle Parteien des
demokratischen Zentrums unseres Landes. Und deshalb sind wir alle
gemeinsam gefordert, diese Angriffe der AfD zu bewerten und
aufzuarbeiten, unsere Konsequenzen für die Zukunft daraus zu ziehen.
[...]

Die Entscheidungen werden im Thüringer Landtag getroffen. Ich
persönlich halte in dieser extrem empfindlichen Situation Herrn
Ramelow aber nicht für einen geeigneten Kandidaten, um das Land zu
beruhigen. In dieser Situation würde ich es für empfehlenswert halten
wie seinerzeit in Österreich, eine unabhängige Persönlichkeit für die
Übergangszeit an die Spitze einer Landesregierung zu wählen. In
Österreich hat man seinerzeit die Präsidentin des Verfassungsgerichts
übergangsweise mit den Amtsgeschäften betraut. Ich hielte das zur
Beruhigung der politischen Situation in Thüringen auch für einen
besseren Weg. [...]"

 * 
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INNEN/4842: Bedrohung von FDP-Mitgliedern ist inakzeptabel


FDP-Pressemitteilung vom 9. Februar 2020

TEUTEBERG: Bedrohung von FDP-Mitgliedern ist inakzeptabel



Zu den Anfeindungen gegenüber FDP-Politikern und FDP-Anhängern
erklärt die FDP-Generalsekretärin Linda Teuteberg:

"Für die in Thüringen gemachten Fehler haben wir Freien Demokraten
uns entschuldigt. Selbstverständlich stellen wir uns kritischen
Fragen. Nur so können wir verlorenes Vertrauen zurückgewinnen. Wenn
jetzt aber Mitglieder der FDP angefeindet und bedroht werden, dann
ist das inakzeptabel. Es geht hier um anständige Menschen, die sich
ehrenamtlich für unsere Demokratie engagieren. Hier sollten wir als
Demokraten, über Parteigrenzen hinweg, ein Zeichen gegen Hass und
Hetze setzen."

 * 
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INNEN/4841: Lindner-Statement - Es war ein Fehler


FDP-Pressemitteilung vom 7. Februar 2020

LINDNER-Statement: Es war ein Fehler



Zu den Ergebnissen der außerordentlichen Bundesvorstandssitzung
anlässlich der Ereignisse vor, während und nach der Wahl des
Thüringer Ministerpräsidenten Thomas L. Kemmerich gab der
FDP-Bundesvorsitzende Christian Lindner heute folgendes Statement ab:

"Wir haben im Bundesvorstand eine sehr intensive, sehr offene
Aussprache, die auch noch andauert und die wir jetzt für eine kurze
Information unterbrochen haben.

Wir sind uns in der grundlegenden Bewertung des Sachverhaltes und der
Lage allerdings insoweit einig, dass wir die für mich wichtige
politische Vertrauensfrage vorziehen konnten, vor das Ende der
Aussprache, weil wir eben in wesentlichen Punkten in der Bewertung
übereinstimmen. Ich bin meiner Partei dankbar, dass sie mir heute
hier im Bundesvorstand mit einem sehr starken Ergebnis das Vertrauen
ausgesprochen hat. Das ist wichtig, dass wir uns darüber auch
verständigt haben, über den Kurs der Freien Demokraten und über
unseren gemeinsamen Wertekonsens.

Thüringen war ein Ernstfall und ist unverändert ein Ernstfall für die
politische Kultur insgesamt und insbesondere für die FDP. Die
Entscheidungen und Ereignisse in Thüringen, die wir verantworten,
haben Zweifel bei Vielen an der Grundhaltung der FDP ausgelöst. Diese
Zweifel an der grundlegenden Orientierung unserer Partei bedauern wir
zutiefst.

Wir haben im Deutschen Bundestag bei unseren Parteibeschlüssen in den
letzten Jahren und Monaten immer eine klare Grenze zur AfD gezogen.
Die Freien Demokraten im Deutschen Bundestag etwa kooperieren nicht
mit der AfD bei Initiativen, nutzen nicht gemeinsame Möglichkeiten,
etwa Klagen einzureichen beim Verfassungsgericht, wie wir das etwa
mit Grünen und Linkspartei tun. Also insofern haben wir ganz klare
Abgrenzungen immer zur AfD gezogen.

Wir wollen nicht in einen wie auch immer gearteten Zusammenhang mit
der AfD geraten. Das erklärt sich aus den Grundwerten: Die AfD ist
eine Partei, die ein völkisches Gedankengut hat, während wir eine
liberale, eine an das Individuum glaubende Partei sind. Die AfD setzt
auf Ausgrenzung, wo wir auf Toleranz setzen. Die AfD setzt auf
Abschottung, wo wir für Weltoffenheit plädieren. Wir sehen uns also,
wie ich das in den letzten Jahren vielfach gesagt habe, als einen
scharfen Kontrast zu dieser Partei. Deshalb ist es umso
bedauerlicher, dass diese klare Position der FDP durch die letzten
Tage nicht mehr sichtbar gewesen ist.

Wir reklamieren für uns, eine Partei der politischen Mitte zu sein.
Wir sehen viele Sachfragen der Politik anders als Union, SPD und
Grüne. Und dennoch gehören wir zum demokratischen Zentrum der
politischen Landschaft und essenziell ist die Abgrenzung zu den
Rändern und insbesondere zur AfD. Gerade weil wir bestimmte Fragen
anders einschätzen als unsere Mitbewerber von Union, SPD und Grünen,
ist es für uns essenziell, für unsere Glaubwürdigkeit unverzichtbar,
dass klare Grenzen gezogen werden, die jetzt in dieser Weise in Frage
gestellt worden sind.

Auch in Thüringen haben unsere Kollegen und Thomas Kemmerich an der
Spitze ja immer eine klare Grenze zur AfD gezogen. Ganz im Gegenteil:
Seine Absicht war, durch eine Kandidatur gegen Linkspartei und gegen
AfD ein Signal für die Mitte zu senden und zu zeigen, dass es in
diesem Parlament auch eine Position der Mitte gibt. Dieses lautere
Motiv, aus der Mitte heraus Politik zu machen und ein Symbol zu
haben, dieses lautere Motiv ist leider in für uns katastrophaler
Weise in das Gegenteil verkehrt worden.

Wir haben heute miteinander beraten, Thomas Kemmerich selbst hat das
ausgesprochen, auch die Vertreter des Landesverbandes hier und es war
auch die einmütige Auffassung des Bundesvorstands der Freien
Demokraten. Nach Lage der Dinge, wie sie sich entwickelt haben, war
es ein Fehler, im dritten Wahlgang angetreten zu sein. Und es war
auch ein Fehler, dann eine Wahl unter diesen Bedingungen angenommen
zu haben.

Wir haben uns in der AfD geirrt. Ich bin auch selbst einer
Fehleinschätzung der AfD erlegen. Ganz offensichtlich gibt es einen
neuen parlamentarischen Umgang, der mit der AfD jetzt danach nötig
ist. Wir haben nicht, ich selber auch nicht, damit gerechnet, dass
diese Partei so weit geht, Kandidaten nur zum Schein vorzuschlagen,
um dann plötzlich ganz anders zu votieren in einer geheimen Wahl.
Diese, unsere Fehleinschätzung wird und darf sich nicht wiederholen.

Zugleich ist das aber eine große Herausforderung für alle Kräfte des
demokratischen Zentrums, also auch Union, SPD, Grüne, wie für uns.
Wie geht man dann in Parlamenten mit der Mehrheitsbildung um, wenn
die AfD so stark ist und man zentrale Entscheidungen, wie
beispielsweise die Zusammensetzung einer Regierung oder Gesetzgebung,
nicht alleine abhängig davon macht, dass die AfD mit eben einer ganz
anderen weltanschaulichen Orientierung zustimmt beziehungsweise
Einfluss nimmt?

Wir tragen Verantwortung für die Lage in Thüringen und darüber hinaus
für die Debatte in Deutschland. Und wir übernehmen auch die
Verantwortung für diese Lage. Erstens hat Thomas Kemmerich ja
angekündigt, dass er zurücktreten wird. Er wird jetzt in Kürze, was
das Verfahren angeht in Thüringen rechtlich nicht vollständig
trivial, er wird jetzt in Kürze - oder zur Stunde ist er das sogar
schon - mit der Landtagspräsidentin vor die Öffentlichkeit treten, um
den Fahrplan der Übergabe der Verantwortung zu beschreiben. Er hat
übrigens bereits klargemacht, dass er die ihm zustehenden Bezüge aus
der kurzen Amtszeit als Ministerpräsident selbstverständlich nicht
annehmen beziehungsweise spenden wird.

Zweitens: Wir übernehmen Verantwortung für die Lage durch eine
glasklare und prinzipielle Abgrenzung zur AfD. Mit der FDP wird es
keine angestrebte und verhandelte, aber auch nicht unfallweise, aus
Versehene Kooperation mit der AfD geben. Bereits bei meinem ersten
Statement am Mittwoch habe ich deutlich gemacht, dass mein Amt, meine
persönliche Rolle als Vorsitzender der FDP daran gebunden ist, dass
es eine solche Zusammenarbeit mit der AfD nicht gibt. Und an dieser
Position halten wir als Partei insgesamt fest.

Wir erwarten in dem Zusammenhang aber auch von anderen ihren Umgang
mit der AfD zu klären. Noch am Mittwoch gab es einen Beschluss der
CDU-Landtagsfraktion in Thüringen, die anders als wir dauerhaft die
Möglichkeit einer Minderheitsregierung gesehen hat. In diesem
Beschluss wurde die Zusammenarbeit mit der AfD nicht prinzipiell
ausgeschlossen, sondern zeitlich und sachlich konditioniert. Für uns
hingegen ist prinzipiell eine Zusammenarbeit mit der AfD
ausgeschlossen. Auch nicht irgendwann mal oder wenn sie Beschlüsse
gefasst hätten.

Und drittens: Die Freien Demokraten in Thüringen bieten eine
Initiative an zur Selbstauflösung des Landtags, um den Bürgerinnen
und Bürgern jetzt wieder das Wort zu geben, damit diese die
Verhältnisse bewerten können. Damit ist ein hohes politisches Risiko
verbunden. Und dennoch unterstützen wir diese Entscheidung und halten
sie für richtig. Das hatte ich in meinem ersten Statement am Mittwoch
ja ebenfalls in Aussicht gestellt, dass das eine notwendige
Konsequenz sein könnte. Wir begrüßen, dass die CDU gestern in Ihrem
Präsidium und dass auch die SPD im Thüringer Landtag darin einen
gangbaren Weg sehen. Wir nehmen zur Kenntnis, dass die Union im
Thüringer Landtag hingegen eine solche klare Entscheidung nicht
treffen will, sondern stattdessen darüber nachdenkt, sich an einer
Regierungsbildung zu beteiligen. Und dort wird nun geschaut, wer das
tun kann.

Wir glauben, dass nach der Lage, wie sie sich dargestellt hat, der
klarste Weg wäre, wie viele Parteien jetzt über uns hinaus gesagt
haben, wenn man den Wählerinnen und Wählern wieder das Wort geben
würde, um Legitimation herzustellen und Vertrauen zurück zu kämpfen.
Das war das Meinungsbild bei uns aus dem Bundesvorstand."

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen

FDP-Bundesgeschäftsstelle

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin

Telefon: 030 - 28 49 58 41, Fax: 030 - 28 49 58 42

E-Mail: presse@fdp.de

Internet: www.fdp.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





HAMBURG/5045: ICAN-Appell - Hamburg kann mehr gegen Atomwaffen tun (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 10. Februar 2020

ICAN-Appell: Hamburg kann mehr gegen Atomwaffen tun!



Am Mittwoch soll die Hamburgische Bürgerschaft beschließen, dem
ICAN-Städteappell zum Verbot von Atomwaffen beizutreten und damit die
Forderung an die Bundesregierung unterstützen, den
Atomwaffensperrvertrag zu ratifizieren. Damit die nun von SPD und
Grünen beantragte Unterzeichnung nicht nur ein kurz vor der Wahl
gefasster, aber später wirkungsloser Beschluss bleibt, formuliert DIE
LINKE in einem Zusatzantrag einen konkreten Handlungsauftrag.

"Die Unterzeichnung des Appells ist überfällig und vor allem der
kontinuierlichen Arbeit von ICAN (Internationale Kampagne zur
Abschaffung von Atomwaffen) und Friedensbewegung sowie dem Druck der
Linksfraktion zu verdanken", erklärt Martin Dolzer,
friedenspolitischer Sprecher der Fraktion. "Durch die Unterzeichnung
des ICAN-Appells kann auch aus Hamburg ein Signal gegen die nukleare
Rüstung ausgehen. Deshalb fordern wir, dass die Bürgerschaft den Senat
beauftragt, eine aktivere Rolle in der Organisation 'Mayors for Peace'
einzunehmen und eine Bundesratsinitiative zu starten."

ICAN setzt sich seit 2007 für ein Verbot von Atomwaffen ein. Die
Kampagne trägt ein breites Bündnis internationaler NGOs, darunter
Gewerkschaften, religiöse und humanitäre Institutionen und
Umweltschutzorganisationen, das maßgeblich am Zustandekommen des
UN-Vertrages über das Verbot von Kernwaffen
(UN-Atomwaffenverbotsvertrag) beteiligt war. Insbesondere vor dem
Hintergrund der Aufkündigung des INF-Vertrags durch die USA steigt die
Gefahr einer unkontrollierten Eskalation und damit einer niedrigeren
Schwelle zum Atomkrieg.

 * 
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HAMBURG/5044: Grundrechte müssen auch in Wohnunterkünften gelten (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 9. Februar 2020

Grundrechte müssen auch in Wohnunterkünften gelten!



Das Leben der ca. 32.000 Menschen in Hamburg, die in
Erstaufnahmeeinrichtungen und Folgeunterkünften untergekommen sind,
regeln deren Hausordnungen. Was an sich sinnvoll und notwendig ist,
muss aber auch die Grund- und Menschenrechte der Bewohner_innen
achten, fordert DIE LINKE in einem Antrag (Drs. 21/19938) zur Sitzung
der Hamburgischen Bürgerschaft am kommenden Mittwoch. Sie will
insbesondere das Recht auf Unverletzlichkeit der Wohnung aus Art. 13
GG umsetzen, damit Schlaf- und Wohnräume nicht mehr für beliebige
Routinekontrollen betreten werden dürfen.

"Die Hausordnungen von fördern&wohnen atmen den Geist der Repression",
kritisiert die integrationspolitische Sprecherin der Fraktion, Carola
Ensslen. "Zu den Rechten der Bewohner_innen findet sich darin kein
Wort. Den Mitarbeiter_innen oder gar privaten Sicherheitsdiensten
werden dagegen Rechte eingeräumt, die nicht einmal die Polizei hätte."
Denn grundsätzlich ist in Deutschland ein Betreten von Privaträumen
ohne Einwilligung nur bei lebensbedrohlichen Gefahren zulässig.
Tatsächlich kommen in den Einrichtungen oft sogar Durchsuchungen vor,
die ohne richterliche Anordnung illegal sind.

"Wir setzen uns für eine Stärkung der Bewohner_innenrechte ein", so
Ensslen. "Auch das Recht auf Familienleben aus Art. 6 GG muss endlich
gewährleistet werden. Eltern müssen mit ihren Kindern unter Wahrung
der Privatsphäre zusammenleben können, Familien müssen
Übernachtungsbesuch von Verwandten erhalten dürfen und bei getrennten
Paaren muss das Umgangsrecht räumlich ermöglicht werden. Es kann nicht
angehen, dass dies alles den Menschen über Jahre hinweg verwehrt
wird."

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3464: Gewalt darf kein Mittel der politischen Auseinandersetzung sein (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 10. Februar 2020

Gewalt darf kein Mittel der politischen Auseinandersetzung sein

Thomas Krüger: Übergriffe auf Politiker gefährden Bereitschaft zu politischem Engagement und zur Beteiligung an demokratischen Prozessen



Der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger hat die
jüngsten Angriffe auf Politikerinnen und Politiker - wie zuletzt gegen
die Barther FDP-Politikerin Karoline Preisler - scharf kritisiert.
"Gewalt darf nie ein Mittel der politischen Auseinandersetzung sein,
egal welche politische Position man vertritt und egal wie falsch oder
auch verabscheuungswürdig man die Positionen des politischen Gegners
findet."

Krüger sieht durch die Angriffe auch die Bereitschaft für ein
politisches Engagement in Gefahr. "Wer befürchten muss, aufgrund
seiner Mitarbeit in einer Partei, einem Parlament oder einer anderen
gesellschaftlichen Institution Opfer von Gewalt zu werden, wird sich
im Zweifel dreimal überlegen, ob er sich und seine Angehörigen in
Gefahr bringt!" Neben einer konsequenten Verfolgung politisch
motivierter Übergriffe spricht sich Krüger deshalb auch für eine noch
bessere Vermittlung demokratischer Umgangsformen aus.

Krüger abschließend: "Wer sich demokratisch engagiert, egal auf
welcher Seite des politischen Spektrums, darf nicht automatisch zur
Zielscheibe ungezügelter Angriffe werden, weder psychisch noch
physisch. Unsere Demokratie gerät aus den Fugen und wird seelisch
verarmen, wenn nur noch 'harte Hunde' das politische Alltagsgeschäft
mit hohem Druck und stetigen Anfeindungen verkraften können!"

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/5365: Vollverschleierung an Schulen (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
08.02.2020

Vollverschleierung an Schulen

Anke Beilstein: Keine Vollverschleierung an rheinland-pfälzischen
Schulen



Zum Hamburger Urteil, dass einer Schülerin eine vollverschleierte
Teilnahme am Unterricht nicht verboten werden kann, erklärt die
bildungspolitische Sprecherin und stellvertretende Vorsitzende der
CDU-Landtagsfraktion, Anke Beilstein:

"Vollverschleierung ist definitiv kein Ausdruck religiöser Vielfalt.
Vollverschleierung steht ganz klar für Unterdrückung von Frauen und
Mädchen. Deshalb muss uns das Hamburger Urteil wach rütteln - wir
müssen es ernst nehmen und handeln. Die Landesregierung, allen voran
das von Frau Hubig geführte Bildungsministerium, muss zügig eine
Änderung des Schulgesetzes in die Wege leiten.

Das Bildungsministerium hat derweil angekündigt das Hamburger Urteil
zunächst prüfen zu wollen. Diese Prüfung kann nur zu dem Ergebnis
kommen, dass Vollverschleierung an unseren Schulen nichts zu suchen
hat, denn der Grundsatz, dass Frauen und Männer gleich viel wert und
gleichberechtigt sind, gilt und steht nicht zur Diskussion."

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/5364: Schnelles Internet - Gigabit-Strategie der Landesregierung (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
07.02.2020

Schnelles Internet / Gigabit-Strategie der Landesregierung

Josef Dötsch: Landesregierung muss strukturierte Maßnahmen und
Initiativen für einen flächendeckenden, schnellen Breitbandausbau
vorlegen



Ministerpräsidentin Dreyer kündigt an, bis 2025 in Rheinland-Pfalz die
Voraussetzungen für flächendeckende Gigabit-Netze schaffen zu wollen.
"Diese Nachrichten kennen wir nur zu gut", erklärt der Sprecher für
digitale Infrastruktur der CDU-Landtagsfraktion, Josef Dötsch, und
ergänzt: "Die Landesregierung kündigt in regelmäßigen Abständen an,
schnelles Internet landesweit realisieren zu wollen - der Inhalt der
Meldungen ist stets gleich, nur die Fristen, bis wann das schnelle
Internet auch wirklich in jedem rheinland-pfälzischen Haushalt
ankommen soll, verschieben Frau Dreyer und Co. immer weiter in die
Zukunft."

Allein in den letzten drei Jahren habe die Landesregierung jedes Jahr
mindestens eine Meldung abgesetzt, in der sie betone, Rheinland-Pfalz
sei auf dem 'Weg in die Gigabit-Gesellschaft' (2017) oder Rheinland-
Pfalz stelle die 'Weichen für die Gigabit-Gesellschaft' (2018) oder
sie betone, dass der 'Breitbandausbau im Land voranschreitet' (2019).
"Die neuerliche Dreyer-Ankündigung mit Frist 2025 ist nichts weiter
als eine Landtagswahl-Überbrückungsprognose der Ministerpräsidentin",
so Josef Dötsch. "Was die Ausbaudynamik angeht, liegt Rheinland-Pfalz
deutlich hinter Brandenburg, Sachsen-Anhalt und Thüringen zurück. Da
helfen auch keine Jubelmeldungen, in denen sich die Landesregierung
selbst lobt."

"All diese Meldungen, helfen den Menschen im Land, die von schnellem
Internet und funklochfreiem Mobilfunk abgehängt sind, nicht. All diese
Meldungen können auch nicht darüber hinwegtäuschen, dass nach eigenen
Angaben, die Landesregierung ihr selbstgestecktes Ziel um zwei Jahre
verfehlt. Ministerpräsidentin Dreyer hatte bereits für Ende 2018 die
Versorgung von 98 Prozent der Haushalte mit schnellem Internet
versprochen. Anfang 2019 wurde dies von der Landesregierung auf Ende
2020 korrigiert.

Die einzige Strategie, die die Landesregierung hier durchblicken
lässt, ist diejenige, die Menschen im Land immer weiter zu vertrösten,
indem Fristen nach hinten geschoben werden. An strukturierten
Maßnahmen und Initiativen für einen flächendeckenden, schnellen
Breitbandausbau mangelt es.

Die CDU-Landtagsfraktion hat bereits in der Vergangenheit eine
fachkompetente, personelle Verstärkung der Breitbandbüros zur
Unterstützung der Landkreise gefordert. Nur so kann verhindert werden,
dass Rheinland-Pfalz im Mobilfunk ebenfalls die Entwicklung
verschläft, trotz des starken Engagements des Bundes und der
Kommunen."

 * 
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FRAGEN/070: Luisa Lozano - "Ecuador ist ein patriarchaler, rassistischer und repressiver Staat" (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Ecuador ist ein patriarchaler, rassistischer und repressiver Staat



"Wir kämpfen für ein Leben in Würde - nicht nur für die
indigenen Völker sondern für alle Ecuadorianer*innen. Für ein Leben,
das frei ist von Gewalt."

Quito, 30. Januar 2020, Desinformémonos - Luisa Lozano ist
Frauen-Vertreterin des Dachverbands Indigener Nationalitäten Ecuadors
Conaie (Confederación de Nacionalidades Indígenas del Ecuador). Von
der politischen Praxis in ihrem Land hält sie wenig: "Ecuador ist ein
patriarchaler, rassistischer und repressiver Staat, der sich für die
Belange der Frauen nicht interessiert. Beim landesweiten Streik im
vergangenen Oktober wurden wir betrogen und angegriffen."

Zum umstrittenen Dekret 883, Hintergrund der Protestaktionen, erklärt
Lozano: "Dieser Beschluss hatte direkte Auswirkung auf das Leben der
indigenen Völker, auf Arbeiter*innen und insbesondere auf die Frauen.
Deshalb haben wir dagegen protestiert." Sie selbst hatte aktiv an der
11-tägigen Mobilisierung gegen das Dekret zur Abschaffung der
Kraftstoffsubvention teilgenommen. Dank der heftigen Proteste konnte
der Beschluss gekippt werden. Die indigenen Frauen spielten bei der
Mobilisierung eine entscheidende Rolle: "Den Staat hat es noch nie
interessiert, unter was für Bedingungen Frauen leben." Auf die Frage,
was das für Bedingungen seien, erklärt sie: "Wir haben keine stabile
Gesundheitsversorgung, es gibt keine Sicherheiten für Frauen, die ein
eigenes Unternehmen haben, keine Bildungsmöglichkeiten auf dem Land,
keine Schulen, wo sie ihre Kinder hinschicken können, denn die
Gemeinschaftsschulen wurden geschlossen, und in den
Gesundheitszentren, die eigentlich für die medizinische Versorgung
zuständig wären, gibt es keine Ärzt*innen. (...) Die Frauen in den
Gemeinschaften sind die Wächterinnen der Gebiete und schützen das
Wissen der Indígenas, aber sie sind nie respektiert worden. Im
Gegenteil. Sie wurden immer diskriminiert und von jeglicher
Organisierung und politischen Beteiligung ferngehalten. Als indigene
Frauen erleben sie Rechtsverletzungen und Diskriminierung auf
verschiedenen Ebenen, weil sie Frauen sind, weil sie einem indigenen
Volk angehören, weil sie keine akademische Bildung vorweisen können,
weil sie sich nicht auf demselben Niveau bewegen und andere
Lebensumstände haben. Wir verfügen über umfassende Kenntnisse, aber
weil wir keinen Studienabschluss haben, auf dem Land leben und in
unseren traditionellen Kleidern daherkommen und weil wir Frauen sind,
werden wir ausgeschlossen", beschwert sich Lozano, selbst Angehörige
der Ethnie kichwa aus der Gemeinschaft Lagunas.

Wird in den Gemeinschaften die Beteiligung von Frauen anerkannt und
wertgeschätzt?

Innerhalb der Gemeinschaften haben wir eine Begrenzung. Auch hier gibt
es keine 50-50-Besetzung, das wäre nicht praktikabel und würde auch
nicht funktionieren. Die Frauenbeteiligung ist zwar höher geworden,
aber nicht einmal in den Gemeinschaften bekommen wir den gleichen
Respekt.

Und die Organisation, die Bewegung?

Innerhalb der Organisation mussten wir uns heftig streiten. Dahin zu
kommen, wo wir jetzt sind, war ein Dauerkampf. Im Leitungsgremium der
Conaie liegt die Frauenbeteiligung inzwischen bei 30 Prozent: drei
Frauen und sechs Männer. Das haben wir immerhin geschafft, aber was
wir anstreben, ist eine 50-50-Verteilung, denn als indigene Völker
ergänzen wir einander und wir bilden zusammen dieses Gremium, also
sollte es auch eine ausgewogene Verteilung geben.

Welche Rolle übernehmen die Frauen bei der Verteidigung der Gebiete
und im Kampf gegen den Extraktivismus?

Wir Frauen fühlen uns sehr stark betroffen vom Extraktivismus. Es geht
um die Plünderung unserer Territorien und um unsere Vertreibung. Als
Mütter, als Frauen müssen wir sehen, wo wir mit unseren Kindern
bleiben. Die Bergbauunternehmen und transnationalen Konzerne
verschmutzen und zerstören die Umwelt, und es gibt keinerlei Garantien
im gesundheitlichen Bereich.

Wir haben uns nicht nur in die Auseinandersetzungen eingebracht,
sondern uns auch selbst die Frage gestellt, wie wir die Umwelt
schützen und umweltschonende Alternativen entwickeln können. Wir
wissen, dass die Erde gefährdet ist. Nur so können wir verantwortlich
handeln und gleichzeitig die Regierung auffordern, die Umwelt zu
respektieren und Lebensformen zu fördern, die nicht zu Lasten unserer
Mutter Erde gehen.

Haben wir es mit einem patriarchalen Staat zu tun?

Der Staat ist superpatriarchal. Das hat sich bei den Demos im Oktober
klar gezeigt. Da habe ich die Unterdrückung und Verfolgung selbst
erlebt. Wir haben uns den Polizisten entgegengestellt und gesagt: Wir
sind Mütter, wir sind Schwestern, und wir wollen nicht, dass unsere
Genossen getötet werden. Aber der Staat hat sich nicht korrekt
verhalten. Leider tragen wirklich alle das Patriarchat in sich. Kein
Polizist hat sich darüber Gedanken gemacht, dass sie uns wehtun. Es
regnete Bomben, Kugeln und Ladungen aus Schrotgewehren. Viele Frauen
wurden überfallen. Das Haus der Kultur, die Universidad Católica, die
Universidad Politécnica Salesiana - alle diese Orte wurden
angegriffen, ohne dass es für uns irgendeine Garantie für unser Leben
gegeben hätte, aber die ist für uns Menschen essentiell.

Was waren die Strategien und Dynamiken der Frauen bei der
Mobilisierung im Oktober?

Wir haben uns alle zusammengeschlossen. Solidarität ist für die
indigenen Frauen eine Maxime genauso wie das gemeinsame Kämpfen. Das
Prinzip kari-warmi, Frauen und Männer gemeinsam, ist für uns sehr
wichtig. Wir haben Genossinnen in Quito und in den angrenzenden
Provinzen. Es ist nicht so, als hätten die indigenen Völker und die
Frauen nicht ihre eigenen wichtigen Themen, aber wir glauben nun mal
an den Kampf im breiten Bündnis. Bei der Mobilisierung im Oktober ging
es ausschließlich darum, das Dekret 883 zu verhindern. Später haben
die Leute aus der Bevölkerung sich bei uns bedankt und uns
beglückwünscht. Die indigenen Völker seien ja so tapfer, hieß es. Aber
wir hatten auch Tote zu beklagen, Verwundete, es gab weinende Frauen
und Kinder. Da war Unterstützung gefragt, und die Leute schlossen sich
zusammen, um zu helfen, und wir Frauen waren immer dabei.

Ich habe dabei meine Angst verloren. Angst hatte ich keine mehr. Alle
Frauen haben uns das gesagt: dass sie die Angst vor dem Staat verloren
haben. Wir kümmerten uns nicht um Ausgangssperre und Ausnahmezustand.
Wir haben einfach weitergemacht und uns sogar den Polizei- und
Militärkommandos entgegengestellt.

Welche Rolle spielten die Frauen bei der Aktion vor dem Kongress,
und wie reagierte der Staat?

An dem Tag haben wir Frauen uns organisiert und das Kommando
übernommen. Wir waren Frauen aus verschiedenen Organisationen. Wir
sind 18 Völker und 14 Nationalitäten. Frauen aus der Stadt waren auch
da. Die Polizei forderte uns auf, uns zurückzuziehen. Aus den oberen
Stockwerken zielten sie mit ihren Gewehren auf uns, aber wir sind
einfach Schritt für Schritt weiter gegangen, und dann waren wir drin,
und die Polizisten standen da mit erhobenen Händen. Wir Frauen haben
ihnen gesagt, dass wir keine Waffen dabei hätten, und haben sie
gebeten, uns nicht zu töten, wir wollten nur Gerechtigkeit und dass
der Staat uns anhört. Wir sind da reingegangen, weil wir eine Antwort
von den Abgeordneten wollten, wir haben sie schließlich gewählt.

Als wir dann im Kongressgebäude waren und Druck gemacht haben, habe
ich mich getraut, auf die Polizei- und Militärkommandos zuzugehen. Sie
haben mir die Hand geschüttelt und versichert, dass nichts passieren
würde. Dann haben sie mich gefragt, was wir denn eigentlich wollten.
Ich darauf: "Wir fordern die Zurücknahme des Dekrets 883", dies hier
sei eine friedliche Demonstration ohne Waffen, wir seien Frauen,
Kinder, ältere und anders befähigte Menschen. Mit erhobenen Händen
haben wir Kampflieder gesungen. Wir alle saßen da oder standen, einige
lachten. Wir haben unser Essen geteilt. Wir haben uns einfach darauf
verlassen, dass hier nichts weiter passiert. Das Wort ist uns heilig.
Aber an diesem Tag haben sie uns reingelegt. Die Frauen wurden
brutalst angegriffen. Wir hätten sterben können. Die Frauen rannten
oder lagen auf dem Boden, schrien und weinten. Die Polizei und die
Militärs kennen mich. Sie hätten mich durch die Hintertür rausgelotst,
aber das kam für mich nicht in Frage, durch das Tränengas waren Frauen
zu Boden gegangen. Also bin ich wieder rein und habe ihnen
aufgeholfen. Fast wäre ich auch ohnmächtig geworden. Die Schießerei
ging weiter. Als ich schließlich draußen war, dachte ich, dass es
bestimmt Tote gegeben hatte. Viele Genossinnen waren verwundet, als
sie herauskamen, oder hatten Schläge abbekommen, aber sonst nichts
weiter. Sie waren verwundet, man hatte sie geschlagen, und man hatte
die betrogen. Das war ein harter Tag. Danach ging die Repression
weiter. Das war nicht das Ende.

Was waren die Erfolge der Mobilisierung, und wo habt ihr euch
geirrt, was würdest du sagen?

Der erste Erfolg war, dass wir uns überhaupt mobilisiert haben, wir
waren eine starke Bewegung, bestehend aus Indígenas. Allerdings sagen
wir es immer wieder: Das war keine Indígena-Mobilisierung sondern ein
ecuadorianischer Volksaufstand. Das gesamte ecuadorianische Volk hat
protestiert, von Norden nach Süden und von Westen nach Osten. Für uns
war es ein sehr großer Erfolg. Seit über 530 Jahren leisten wir
Widerstand, und sie haben uns nichts geschenkt. Alles wurde mit Blut
bezahlt, Genoss*innen wurden verwundet, von Repressalien
niedergedrückt. Alle unsere Erfolge haben wir durch gesellschaftlichen
Druck erreicht. Die Bilanz der Mobilisierung im Oktober: Mehr als 1000
Verhaftete und Verwundete, neun Tote, ein Schwerverletzter auf der
Intensivstation - das geht uns alle an, in der Stadt wie in den
Provinzen. Irgendwelche Fahnen von politischen Organisationen haben
wir nicht gesehen. Dafür ist die Conaie nun viel stärker als vorher.
Über den Dachverband haben wir eine Aktion gestartet, um die Genossen
aus dem Gefängnis zu holen, Unterstützung in den Ärztezentren und
Krankenhäusern zu organisieren und Gerechtigkeit für die Toten zu
fordern. Viele Leute sind gekommen und haben gefragt, ob wir
Unterstützung brauchen, und uns bestärkt, dass wir Gerechtigkeit vom
Staat fordern sollen. Wir sind also nach wie vor dabei und stehen zu
unserem Wort, ohne den Kampf zu verraten.

Es hat sich auch schon eine Betroffenengruppe gebildet, die zur Conaie
gehört. Mir als landesweiter Frauen-Vertreterin haben sie die Leitung
der Gruppe übertragen. Diese Arbeit ist mir sehr wichtig. Bei den
Protesten 2015 war ich nämlich selber betroffen, das heißt, ich weiß,
wovon die Rede ist.

Was
sind denn nach dem Streik die spezifischen Frauen-Standpunkte?

Das Thema Gerechtigkeit, nach wie vor. Es ist mir schon fast peinlich,
das zu sagen, aber sowas wie Transparenz und eine unparteiische
Gerichtsbarkeit existierten in Ecuador einfach nicht. Die
Staatsanwaltschaft, die Krankenhäuser, dieses ganze patriarchale
System wird von der Polizei kontrolliert. Neben der staatlichen Gewalt
gibt es noch die Gewalt in den Familien, es gibt sexuellen Missbrauch,
Gewalt gegen Frauen, Missachtung der Arbeiterinnenrechte und
Ausbeutung.

Für Frauen gab es in Ecuador nie Gerechtigkeit. Das ist unsere
Forderung. Wir fühlen uns verletzt. Sexueller Missbrauch von Kindern,
sexuelle Belästigung Minderjähriger, Frauenmorde - so viele
Verbrechen, für die nie jemand zur Rechenschaft gezogen wird. Wenn dir
irgendwas passiert, weißt du einfach nicht, an wen du dich wenden
kannst. Wegen der Umweltverschmutzung im Regenwald sind viele Frauen
hier an Krebs erkrankt, ganze Ortschaften sind von Umweltveränderungen
betroffen. In der Provinz Cotopaxi wurden nur die Blumen- und
Gemüseplantagen mit Wasser versorgt, während unsere Brüder und
Schwestern ohne Wasser leben müssen. Aber der Staat übernimmt dafür
keine Verantwortung.

Gibt es Rassismus in Ecuador? Wie sah das bei dem Streik aus?

In den offiziellen Medien der Amazonasregion, die die Macht haben und
in enger Verbindung mit dem Staat stehen, tritt der Rassismus offen
zutage: die ablehnende Haltung gegenüber den Indígenas, die
Diskriminierung und mit welchen Worten die Kongressabgeordneten sich
auf uns beziehen. Da sieht man, wie eindimensional sie denken. Aber
die aus der Mittelschicht und den unteren Gesellschaftsschichten
fühlen sich durch den Kampf der Conaie vertreten.

Wie geht es nun weiter?

Wir machen weiter mit unserem Widerstand. Dazu haben wir uns
verpflichtet. Wir kämpfen nicht nur dafür, dass die indigenen Völker
in Würde leben können sondern alle Ecuadorianer*innen. Wir wollen in
einem Land leben, das frei ist von Gewalt. Das ist ganz schön
kompliziert.

Aber es gibt ein Vor und ein Nach dem Streik. Früher gab es viel
weniger Aktivist*innen, viele Leute haben sich keinen Kopf um diese
Dinge gemacht. Das ist heute anders. Nun schauen alle auf die Conaie.

Auszug aus einer Gemeinschaftarbeit von Desinformémonos (México),
Radio Periferik [1] (Ecuador) und Mutantia [2] (Suiza)


Übersetzung: Lui Lüdicke


Anmerkungen:

[1] http://www.radioperiferik.com/

[2] http://mutantia.ch/es/inicio/
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LATEINAMERIKA/1954: Brasilien - Indigene von Missionierung bedroht (poonal) 


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien

Indigene von Missionierung bedroht

Von Niklas Franzen



Der evangelikale Pastor und Missionar Ricardo Lopes Dias wird
sich in Zukunft für die staatliche Indigenenbehörde Funai um den
Schutz der isoliert lebenden indigenen Gemeinden kümmern.

São Paulo, 7. Februar 2020, taz - Für Brasiliens Indigene hätte
es kaum schlimmer kommen können: Der evangelikale Pastor und Missionar
Ricardo Lopes Dias wird sich in Zukunft für die staatliche
Indigenenbehörde Funai um den Schutz der isoliert lebenden indigenen
Gemeinden kümmern. Die Nominierung wurde am Mittwoch, 5. Februar vom
Justizministerium bestätigt.

Es geht bei dieser Personalie natürlich um mehr als Religions- und
Minderheitenpolitik. Der Amazonas ist ökonomisch und ökologisch seit
langem im Fokus: Anfang Januar brachte Präsident Jair Bolsonaro eine
Gesetzesinitiative auf den Weg, die Bergbau und Stromerzeugung in
indigenen Gebieten zulassen soll. Aktivist*innen befürchten eine
Zunahme der Umweltzerstörung, sollte der Kongress das Gesetz
verabschieden. Indigene, die als Beschützer*innen der Waldes gelten,
stehen häufig Agrar- und Infrastrukturprojekten sowie der rasant
vorschreitenden Abholzung zur Landgewinnung im Weg. Die Konflikte
haben in den letzten Monaten massiv zugenommen, indigene
Organisationen sprechen bereits von einem "neuen Genozid". Laut Tiago
Moreira, Anthropologe beim Sozial-Umweltinstitut ISA, würden immer
mehr Indigene den Weg in die Isolation suchen.


"Der Indio (...) wird immer menschlicher, so wie wir"

Präsident Bolsonaro stellt sich derweil hinter Großgrundbesitzer*innen
und Landarbeiter*innen und beschimpft NGOs, Umweltschützer*innen sowie
Indigene wüst. Ende Januar sorgte Bolsonaro erneut mit einer
rassistischen Bemerkung für Aufsehen: "Der Indio entwickelt sich. Er
wird immer menschlicher, so wie wir."

Laut Daten der Funai gibt es in Brasilien mehr als 100 Stämme, die in
selbstgewählter Isolation leben - so viele wie nirgendwo sonst auf der
Welt. Viele Indigene zogen sich zur Zeit der Militärdiktatur in den
Regenwald zurück, nachdem die brutale Erschließungspolitik des Regimes
viele Gemeinden durch eingeschleppte Krankheiten und Gewalt fast
vollständig ausgerottet hatte. Die seit 1987 umgesetzte
Nicht-Kontakt-Politik respektiert die Isolation und sagt den Indigenen
geschützte Gebiete zu. Dies wird von der brasilianischen Verfassung
und verschiedenen internationalen Abkommen abgesichert.


Eine verheerende Entscheidung

Laut Moreira drohen nun neue Tragödien. "Die Nominierung von Dias ist
ein verheerende Entscheidung", so Moreira gegenüber der taz. "Es droht
die Auslöschung der isoliert lebenden Indigenen." Laut Expert*innen
würde ein forcierter Kontakt den Tod vieler Indigener bedeuten. Dias
erklärte zwar, unter seiner Ägide keine Missionierungen vorantreiben
zu wollen, mehrere Regierungsmitglieder, wie die ebenfalls streng
evangelikale Familienministerin Damares Alves, haben aber bereits ein
Ende der Kein-Kontakt-Politik in Betracht gezogen. Diese ist
christlich-fundamentalistischen Kräften im Land seit langem ein Dorn
im Auge. Moreira glaubt, dass Dias seine Missionsbestrebungen [1]
auch in seinem neuen Job weiter ausführen wird.


Anmerkung:

[1] http://www.servindi.org/noticias/06/02/2020/ex-misionero-evangelico-asumira-direccion-de-indigenas-aislados
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LANDWIRTSCHAFT/1795: Biodiversität rechnet sich (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich) - 07.02.2020

Biodiversität rechnet sich



Wenn Landwirte die Artenvielfalt auf ihren Wiesen und Weiden fördern,
können sie höhere Umsätze erzielen. Zu diesem Schluss kommt ein
interdisziplinäres Forschungsteam aus den Agrarwissenschaften, der
Ökologie und der Ökonomie an der ETH Zürich und weiteren Universitäten.

Viele Bauern verbinden Artenvielfalt im Grasland mit unergiebigen Erträgen
und finanziellen Einbussen. «Biodiversität gilt oft als nicht rentabel,
aber wir zeigen: doch, sie kann sich rechnen», sagt Nina Buchmann,
Professorin für Graslandwissenschaften der ETH Zürich. In einer
interdisziplinären Studie an der Schnittstelle zwischen
Agrarwissenschaften, Ökologie und Ökonomie haben Buchmann und ihre
Kolleginnen und Kollegen die ökonomischen Mehrwerte der Artenvielfalt in
einem Grasland-Experiment für verschiedene Bewirtschaftungsintensitäten
quantifiziert. Die Arbeit erschien soeben in der Fachzeitschrift Nature
Communications.

Umsatz deutlich gesteigert

«Wir zeigen, dass die Artenvielfalt ein ökonomisch relevanter
Produktionsfaktor ist», sagt Robert Finger, ETH-Professor für
Agrarökonomie und Agrarpolitik. Wachsen auf der Wiese 16 Pflanzenarten
statt nur eine, bleibt die Futterqualität des Heus zwar mehr oder weniger
gleich, aber der Ertrag wird grösser. Deshalb steigt auch das erzielbare
Einkommen aus dem Milchverkauf. «Diese Umsatzsteigerung ist vergleichbar
mit dem Unterschied der Erträge zwischen extensiv und intensiv genutzten
Wiesen», sagt Sergei Schaub, der Erstautor der Studie und Doktorand in den
Gruppen von Finger und Buchmann.

Im Schweizer Grasland wird besonders auf so genannten ökologischen
Ausgleichsflächen auf eine erhöhte Artenvielfalt geachtet. Das sind aber
oft magere Standorte, deren Erträge sich nicht mit denen von gutem
Wiesland vergleichen lassen. Die Forschenden haben aber Daten aus dem
langjährigen Jena-Experiment nutzen können, in dem unter anderem die
unterschiedlichen Bewirtschaftungsweisen am gleichen Standort verglichen
werden.

«Unsere Resultate zeigen, dass sich der Artenreichtum auf allen Wiesen
ökonomisch positiv auswirkt, egal, ob sie nur einmal oder viermal im Jahr
gemäht und gedüngt werden», sagt Schaub. Bei intensiverer Bewirtschaftung
sei es allerdings schwierig, die Artenvielfalt hoch zu halten, weil nur
wenige Pflanzenarten das Düngen und häufige Mähen ertragen. Finger fügt
hinzu, dass Schweizer Bauern im Vergleich zu ihren Berufskollegen aus
anderen Ländern diesen ökonomischen Effekt bereits gut nutzten. Im
Allgemeinen seien die Futterwiesen hierzulande schon relativ artenreich,
da es auch lokal angepasste Saatgutmischungen gebe.

Artenreichtum als Risikoversicherung

In dieser Deutlichkeit hätten die Forschenden ihre Resultate nicht
erwartet. Dabei haben sie einen weiteren wichtigen ökonomischen Faktor
noch gar nicht eingerechnet: «Die Biodiversität ist auch eine Art
Risikoversicherung», sagt Buchmann. Artenreiche Grasländer könnten
Extremereignisse wie Dürren oder Überschwemmungen besser wegstecken, weil
verschiedene Pflanzenarten unterschiedlich auf solche Umwelteinflüsse
reagierten und etwaige Ausfälle teilweise kompensierten. «Die Erträge
werden über die Zeit stabiler.» Dies hat das Forschungsteam kürzlich in
anderen Studien zeigen können.

Die Forschenden sehen in ihren Ergebnissen einen klaren Hinweis, dass es
sich für Landwirte lohnt, stärker auf eine grössere Pflanzenvielfalt in
ihren Wiesen und Weiden zu achten. «Artenreiches Grasland zu erhalten oder
wiederherzustellen, kann zu einer Win-Win-Situation führen», merken die
Forschenden am Schluss ihres Fachbeitrags an, da dadurch nicht nur die
Erträge und der Betriebsumsatz steigen, sondern gleichzeitig auch wichtige
Ökosystemdienstleistungen wie etwa die Bestäubung oder die Wasserqualität
gestärkt und gefördert werden.


Originalpublikation:

Schaub S, Finger R, Leiber F, Probst S, Kreuzer M, Weigelt A, Buchmann N
and Scherer-Lorenzen M.

Plant diversity effects on forage quality, yield and revenues of
semi-natural grasslands.

Nat. Comm. (2020).

doi 10.1038/s41467-020-14541-4

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution104
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MILITÄR/966: Ein Nuklearschild für die EU (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 10. Februar 2020

german-foreign-policy.com

Ein Nuklearschild für die EU



Emmanuel Macron weist deutsche Forderungen nach Zugriff auf französische
Atomwaffen zurück, schlägt "strategischen Dialog" mit EU-Staaten vor
BERLIN/PARIS(Eigener Bericht) - Frankreichs Präsident Emmanuel Macron weist
die Forderung nach einem deutschen Zugriff auf französische Atomwaffen
zurück und will seine militärpolitische Strategie auf der Münchner
Sicherheitskonferenz Ende dieser Woche zur Debatte stellen. Erst vor
einigen Tagen hatte der CDU-Außen- und Militärpolitiker Johann Wadephul
verlangt, Frankreich solle seine Nuklearstreitkräfte dem Kommando der EU
oder der NATO unterwerfen. Während Macron das klar ablehnt, schlägt er nun
einen "strategischen Dialog" über atomare Abschreckung vor. Auch dürften
sich andere EU-Staaten an französischen Nuklearmanövern beteiligen. Der
Vorstoß folgt anderen Schritten, mit denen der französische Präsident seit
Februar 2019 gegen die deutsche Dominanz in der EU aufbegehrt hatte, da
Berlin sämtliche Vorstöße, die er im September 2017 in seiner bekannten
Rede an der Sorbonne vortrug, ausbremste. Seine Initiativen haben ihn in
den deutschen Eliten Sympathien gekostet; ein einflussreicher Kommentator
fordert: "Deutschland sollte Macron nicht über den Weg trauen".

Gegen die deutsche Dominanz

Frankreichs Präsident Emmanuel Macron hatte - in Reaktion darauf, dass
Berlin all seine EU-Initiativen systematisch ausbremste, die er bereits im
September 2017 in seiner bekannten Rede an der Sorbonne vorgelegt hatte -
vor rund einem Jahr begonnen, vor allem auf dem Feld der Außen- und
Militärpolitik offen gegen die deutsche Dominanz in der EU aufzubegehren.
Zunächst hatte er einen gemeinsamen Auftritt mit Bundeskanzlerin Angela
Merkel bei der letztjährigen Münchner Sicherheitskonferenz kurzfristig
abgesagt; Berlin hatte den Auftritt angesetzt, um eine - faktisch nicht
vorhandene - Einmütigkeit der EU-Führungsmächte in der Weltpolitik
vorzuführen. Galt die Absage einer vor allem symbolischen Maßnahme der
Bundesregierung, so traf ein anderer Schritt die Bundesrepublik
empfindlich: Paris entzog ebenfalls im Februar 2019 der Erdgaspipeline Nord
Stream 2 die Unterstützung, woraufhin es Berlin nur mit knapper Not gelang,
das Scheitern des Projekts zu verhindern. Im April verweigerte sich die
Regierung in Paris zunächst der Aufnahme formeller Gespräche über ein
Freihandelsabkommen der EU mit den USA. Die Verhandlungen sollten vor allem
US-Strafzölle auf Kfz-Importe verhindern; sie lagen damit im Interesse der
deutschen Industrie. Französische Autokonzerne hingegen exportieren eher
wenig in die USA.[1]

Neue Konfrontationen

Ebenfalls im April kündigte Macron dann öffentlich neue "Konfrontationen"
mit Deutschland an - und ließ seiner Ankündigung Taten folgen. So gab er im
Mai offiziell bekannt, mit dem damaligen deutschen Kandidaten für die
Nachfolge von EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker, Manfred Weber
(CSU), nicht einverstanden zu sein.[2] Im Sommer stellte sich Frankreich
bei dem soeben nach zwanzigjährigen Verhandlungen geschlossenen 
EU-Freihandelsabkommen mit dem südamerikanischen Staatenbund Mercosur quer und
forderte Nachbesserungen; das Abkommen ist in der EU vor allem von
Bedeutung für die deutsche Exportindustrie. Im Herbst blockierte Paris dann
die Aufnahme von EU-Beitrittsgesprächen mit Nordmazedonien und Albanien -
auch dies gegen den ausdrücklichen Willen Berlins.[3] Nur ein wenig später
suchte Macron anlässlich einer Reise nach Beijing eine Vereinheitlichung
der EU-Chinapolitik in die Wege zu leiten: unter seiner, nicht deutscher
Führung.[4] Es folgten weitere Schritte mit dem Ziel, eine führende Rolle
in der Außen- und Militärpolitik der EU zu erlangen - zunächst
Verhandlungen mit Russland über eine Verbesserung in den beiderseitigen
Beziehungen, in den vergangenen Tagen dann auch noch Gespräche in Warschau,
die darauf abzielten, Polens Regierung ebenfalls für die Pariser
Außenpolitikinitiativen zu gewinnen.

"Im Niedergang, außenpolitisch schwach"

In Berlin stoßen Macrons Aktivitäten zunehmend auf Ablehnung. Als
symptomatisch kann ein Beitrag gelten, den am ersten Februarwochenende
Jacques Schuster, Chefkommentator der "Welt"-Gruppe, publizierte, der in
Paris durchaus aufmerksam rezipiert wurde und ein klar verärgertes Echo
fand. Frankreich befinde sich, hieß es in dem Text, seit den 1990er Jahren
"im Niedergang". Es lasse "zunehmende gesellschaftliche Spannungen" und
"außenpolitische Schwäche" erkennen. Macron versuche gegenwärtig, "dem
Kontinent unter französischer Führung die Stellung zu verschaffen, die ihm
seiner Ansicht nach gebührt"; da Frankreich dazu aber "immer weniger in der
Lage" sei, wolle der Präsident nun "die Hilfe der Deutschen" nutzen. Das
tue er freilich, "ohne selbst Zugeständnisse zu machen": "Weder ist Paris
bereit, seinen ständigen Sitz im Sicherheitsrat mit Berlin zu teilen, noch
darf Berlin auf die Mitsprache beim Einsatz französischer Atomraketen
hoffen." "Selbst Anhänger des Präsidenten kritisieren den Königshof, den
sich Macron in Paris geschaffen hat", schreibt Schuster: "An ihm suchen
verschiedene Zirkel von Freunden, Ratgebern und Interessenvertretern auf
die Beschlüsse des Herrschers Einfluss zu nehmen."[5] Ouest-France,
Frankreichs auflagenstärkste Zeitung, stufte den Artikel, der unter der
Überschrift "Deutschland sollte Macron nicht über den Weg trauen" erschien,
als klaren Beleg für eine weitere "Versteifung" in den
deutsch-französischen Beziehungen ein.[6]

"Unter EU-Kommando"

Unterdessen haben einflussreiche deutsche Außenpolitiker in der vergangenen
Woche eine neue Attacke gegen Macron gestartet. Zu Wochenbeginn griff
Johann Wadephul, stellvertretender Vorsitzender der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion mit Zuständigkeit für Außen- und Militärpolitik,
eine seit Jahren regelmäßig wiederholte deutsche Forderung auf und
verlangte den Zugriff Berlins auf die französischen Atomwaffen. Es sei "in
deutschem Interesse, dass wir auf die nukleare Strategie Einfluss nehmen
können, die uns schützt", erklärte Wadephul; Frankreich solle deshalb seine
Nuklearstreitkräfte "unter ein gemeinsames Kommando der EU oder der Nato
stellen".[7] Geschähe dies, dann erhielte Berlin in der Tat Zugriff auf die
Waffen. Wadephul fuhr schließlich fort, Macron, der "uns mehrfach
aufgefordert" habe, "mehr Europa zu wagen", solle "nun zeigen, dass er auch
dazu bereit ist".

Strategischer Dialog

Der französische Präsident hat das deutsche Ansinnen am Freitag in einer
ausführlichen Rede vor Absolventen der Pariser École de Guerre
zurückgewiesen. Macron ließ keinen Zweifel daran, dass Frankreich seine
Nuklearstreitkräfte nicht teilen werde, dass weiterhin der Präsident
alleine über ihren Einsatz entscheide und dass seine Regierung auch nicht
bereit sei, andere Länder in die Finanzierung der Force de frappe
einzubinden und ihnen dadurch einen gewissen Einfluss auf die französischen
Atomwaffen zu verschaffen.[8] Macron erklärte allerdings, er wünsche in der
EU einen ernsthaften "strategischen Dialog über die Rolle der atomaren
Abschreckung für unsere gemeinsame Sicherheit". Frankreich sei dazu bereit,
die Sicherheitsinteressen seiner Verbündeten auch in seiner
Atomwaffenstrategie zu berücksichtigen: Seine Unabhängigkeit bei einer
etwaigen Entscheidung über den Einsatz französischer Kernwaffen sei
"vollständig vereinbar mit unserer unerschütterlichen Solidarität mit
unseren europäischen Partnern". Zusätzlich zum "Dialog" über die
Atomwaffenstrategie dürften sich andere EU-Staaten jederzeit an "Übungen
der französischen Streitkräfte zur nuklearen Abschreckung beteiligen". Da
das unterhalb der Schwelle zu wirklicher Einflussnahme steht, genügt es
Berlin allerdings nicht.

Auf der Münchner Sicherheitskonferenz

Macron will seine diesbezüglichen Vorstellungen auf der Münchner
Sicherheitskonferenz, die an diesem Freitag beginnt, zur Debatte stellen.
Dabei geht es auch darum, der EU eine starke Stimme in der Weltpolitik zu
verschaffen - unabhängig von den USA und nach Möglichkeit unter Pariser
Führung. Ersteres trifft in Berlin auf Interesse, Letzteres wird abgelehnt.


Anmerkungen:

[1] S. dazu Vor neuen Konfrontationen.

https://www.german-foreign-policy.com/news/news/detail/7920/

[2] S. dazu Vor neuen Konfrontationen (II).

https://www.german-foreign-policy.com/news/news/detail/7937/

[3] S. dazu Kollateralschäden im Führungskampf.

https://www.german-foreign-policy.com/news/news/detail/8077/

[4] S. dazu Zwischen China und den USA.

https://www.german-foreign-policy.com/news/news/detail/8096/

[5] Jacques Schuster: Deutschland sollte Macron nicht über den Weg trauen.
welt.de 01.02.2020.

[6] La France doit-elle partager son arsenal nucléaire avec l'UE? Oui,
selon un proche d'Angela Merkel. ouest-france.fr 03.02.2020.

[7] Hans Monath: "Wir sollten uns an nuklearer Abschreckung beteiligen".
tagesspiegel.de 02.02.2020. 

S. dazu Griff nach der Bombe (III).

https://www.german-foreign-policy.com/news/news/detail/8178/

[8] Leo Klimm, Paul-Anton Krüger: Macron drängt zum Dialog über atomare
Abschreckung. sueddeutsche.de 07.02.2020.
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HERRSCHAFT/1865: CDU - nach rechts zwo, drei ... (SB)




Welches politische Reizwort wird von UnionspolitikerInnen, die die
extremismusideologische Gleichsetzung von Linkspartei und AfD wie ein Mantra
rezitieren, mit anwachsender Häufigkeit ins Feld geführt? Es ist der Begriff der
"Enteignung". Er legt die Axt an die Wurzeln der privatwirtschaftlichen
Marktgesellschaft und verströmt den Brandgeruch der Revolution wie früher einmal
das Wort vom "Kommunismus". Scheint dieser, zumindest bei den meisten der ihn
heute noch in ihrem Namen führenden Parteien, von realpolitischer
Substanzlosigkeit ausgezehrt und somit sang- und klanglos aus der ideologischen
Arena verschwunden zu sein, so ist das politische Ziel der Enteignung großer
KapitaleignerInnen spätestens mit dem Kampf gegen Immobilienspekulation und hohe
Mieten in Berlin im Rahmen der Kampagne "Deutsche Wohnen & Co enteignen" [1] aus
dem Schatten des Unaussprechlichen herausgetreten.

Die mit der Ankündigung des Rücktrittes Annegret Kramp-Karrenbauers vom Amt der
CDU-Parteivorsitzenden spektakulär eskalierte Krise um die
Ministerpräsidentenwahl in Thüringen legt nun vollends das destruktive Potential
der Strategie der AfD frei, das Abstimmungsverhalten ihrer Abgeordneten dem Ziel
nachzuordnen, größtmöglichen Schaden unter allen anderen im Landtag vertretenen
Parteien anzurichten. Dieser tritt auf den ersten Blick als maximale
Desorientierung aller am parlamentarischen Normalbetrieb interessierten Akteure
hervor. Indem die AfD auf zwar regelkonforme, aber unorthodoxe Weise mit dem
bislang unausgesprochen hochgehaltenen Konsens, daß aus dem Zustandekommen eines
allgemein akzeptablen Regierungshandelns alle Beteiligten ihren Vorteil ziehen
können, gebrochen hat, steht die politische Konkurrenz vor dem Scherbenhaufen
der von ihr favorisierten zweckopportunen Arrangements.

Das daraus resultierende Krisenmanagement treibt der AfD im Zweifelsfall noch
mehr WählerInnen zu. Es könnte fast als Morgengabe möglicher künftiger
PartnerInnen verstanden werden, der AfD die Steilvorlage zu liefern,
Interventionen und Verdikte aus den Parteizentralen und dem Kanzleramt als
antidemokratische Eingriffe in das souveräne Handeln des Thüringer Landtages zu
brandmarken. Die Forderung, Faschisten keinen Fußbreit Bodens zu gewähren,
ausgerechnet mit Mitteln einzulösen, die das eigene Bekenntnis zu demokratischer
Gesinnung unterminieren, wird dadurch, daß die AfD nichts anderes als die
Durchsetzung staatsautoritärer und antidemokratischer Herrschaftspraktiken
vorhat, nicht besser. Derartige Inkonsistenzen sind Wasser auf die Mühlen einer
Partei, deren Gesellschaftsentwurf den Parlamentarismus lediglich als
notwendigen Übergang zur Ausschaltung des politischen Gegners betrachtet.

Mit der Ankündigung des Rücktrittes vom Parteivorsitz der CDU hat
Kramp-Karrenbauer praktisch die zweite Stufe des von der AfD initiierten
Zerstörungswerkes gezündet. Bislang konnten weder Merkel noch sie die
Verhältnisse im thüringischen Landesverband der CDU so erfolgreich beeinflussen,
daß weitere Glaubwürdigkeitsverluste von der Union hätten abgewendet werden
können. Mit einer Form der Schadensbegrenzung, über die innerhalb der Partei
selbst kontrovers gestritten wird, bietet die CDU ein Bild der Schwäche, das
geradezu danach schreit, endlich von den angeblichen Verirrungen der Merkel-Ära
befreit zu werden. Das innerparteiliche Kampfbündnis Friedrich Merz und
Werteunion steht längst bereit, den von der AfD unter mehr oder minder großer
Beteiligung aus Kreisen der CDU entstandenen Scherbenhaufen zusammenzufegen und
aus der Asche der ehemaligen Volkspartei wie ein zu neuer exekutiver
Durchgriffsgewalt gelangter Phoenix wiederaufzuerstehen.

Die objektiven Gründe dafür, daß die seit langem aufgeworfene Frage, an welcher
Stelle die Unionsparteien ihren Abgrenzungskurs zur AfD aufgeben und versuchen
werden, die extreme Rechte in die eigene Agenda einzubinden, liegen auf der
Hand. Die klassengesellschaftlichen Widersprüche der kapitalistischen
Arbeitsgesellschaft betreffen einen immer größeren Teil der Bevölkerung, die im
Niedriglohnsektor und bei prekärer Arbeit nur notdürftig über die Runden kommt,
wenn sie nicht ohnehin schon in soziale Verelendung gefallen ist. Die Rechnung,
die BewohnerInnen der Hütten gegeneinander längs der Identitätskämpfe um
nationale Zugehörigkeit, ethnische Herkunft und geschlechtliche Orientierung
gegeneinander aufzubringen, kann auf die Dauer nicht aufgehen. Um der sozialen
Opposition den Zahn emanzipatorischer und sozialrevolutionärer Ziele zu ziehen,
bedarf es der gebündelten Kräften der bürgerlichen, nationalkonservativen und
radikalen Rechten, die sich inhaltlich längst formiert hat und nur noch der
allgemeinen Rechtsdrift folgen muß, um sich auch ganz offiziell zu formieren. 

Den Funken kollektiven Widerstandes in sozialpolitischen Initiativen,
linksradikalen Gruppen, Gewerkschaften, der Bewegung für Frauenstreik und
Klimagerechtigkeit zu ersticken, bevor er sich zum Flächenbrand ausweitet, ist
der Kern des abstrusen gegen die Linkspartei gerichteten Vorwurfes, nach wie vor
die SED beerben und Verhältnisse wie in der DDR schaffen zu wollen. Gleiches
gilt für den gegen MigrantInnen gerichteten Rassismus, sind doch gerade aus
ihren Kreisen in der alten Bundesrepublik besonders kampfbereite und engagierte
GenossInnen hervorgegangen. Heute vertreten viele Menschen, die nicht dem
selbsterklärten herkunftsdeutschen Kollektiv zugerechnet werden und sich ihm
auch nicht zugehörig fühlen, hierzulande die antikolonialen und
antirassistischen Interessen des Globalen Südens, was ein Grund mehr dafür ist,
von der Neuen Rechten und nationalchauvinistischen BürgerInnen angefeindet zu
werden. 

Für Frauen und LGBTIQ-Menschen eintretende Bewegungen sind ein bevorzugtes
Feindbild männerbündischer Konstellationen in der AfD und mit ihr assoziierter
Gruppen im klerikalfundamentalistischen Lager. Die auch unter Linken
aufgestellte Behauptung, bei der Forderung nach Geschlechtergerechtigkeit und
der Befreiung von heteronormativen Zwängen handle es sich um bloße Luxusprobleme
identitärer Art, unterschlägt, daß die Geschichte geschlechtlicher Unterdrückung
sehr viel älter als die kapitalistischer Ausbeutung ist. Die zerstörerische
Bewirtschaftung gesellschaftlicher Naturverhältnisse ist nicht minder Ausdruck
patriarchaler Dominanz von Anbeginn des religiös fundierten Gebotes an, sich die
Natur untertan zu machen. Nicht von ungefähr findet es unter wertkonservativen
ChristInnen viel Zuspruch, so daß das "C" im Parteinamen keinesfalls im
Widerspruch zur imperialen Lebensweise steht.

Den Koordinaten neurechter Ideologie im Programm der CDU Geltung zu verschaffen
ist längst kein Vorhaben als extremistisch zu disqualifizierender Randgruppen
innerhalb der Partei mehr. Wie ein Thilo Sarrazin jahrelang als SPD-Mitglied
sozialdarwinistische Feindbilder propagieren konnte, die auch innerhalb der
Partei Anklang fanden oder die Übertritte mancher GenossIn in die AfD
beschleunigten, so repräsentieren Mitglieder der Werteunion wie der ehemalige
Präsident des Bundesamts für Verfassungsschutz, Hans-Georg Maaßen,
nationalkonservative Strömungen in der CDU, denen die AfD eine natürliche
Bündnispartnerin im Kampf um deutschnationale Restauration ist. Sie suchen
Anschluß an den weltweiten Aufstieg rechtskonsvervativer und faschistischer
Parteien und PolitikerInnen, die in der Stärke der Nation, der Abwehr eines
angeblichen Kulturmarxismus und der ungehinderten Fortsetzung fossilistischer
Produktivität ihr gemeinsames Credo finden. Es ist schon von unheilvoller
Symbolwirkung, wenn die Kanzlerin ihrer Parteifreundin Kramp-Karrenbauer auf
einer Pressekonferenz mit Ungarns Regierungschef Viktor Orban, der politisch in
einer Reihe mit Donald Trump und Jair Bolsonaro steht, für ihre Arbeit an der
Parteispitze dankt.

Der erst seit anderthalb Jahren im gesellschaftlichen Mainstream geführte Disput
um die Notwendigkeit umfassenden Klimaschutzes ist für die Analyse neurechten
Hegemoniestrebens besonders bedeutsam. Je mehr den Menschen klar wird, daß es
sich dabei nicht nur um Fragen ökologischer Nachhaltigkeit und technologischer
Innovation handelt, sondern die zu ergreifenden Maßnahmen aufs engste mit den
Problemen sozialökonomischer Teilhaberschaft und industriellen Wachstums
verknüpft sind, desto mehr rückt die Frage ins Blickfeld, wer von der Bilanz
fossilistischer Produktion und der Externalisierung von Umweltkosten profitiert
und wer von ihr belastet wird. Nicht nur für Friedrich Merz steht die
Klimaschutzbewegung für Ziele ein, die früher mit der radikalen Linken
identifiziert wurden. Sie richte sich "gegen unsere freiheitliche Lebensweise"
und betriebe "die Zerstörung der marktwirtschaftlichen Ordnung" [2], behauptete
der Hoffnungsträger des rechten Flügels der Union vor einigen Monaten
instinktsicher und mit strategischem Weitblick.

Anläßlich der Ereignisse in Erfurt bemühte Superlative wie "Dammbruch" oder
"Zeitenwende" suggerieren fälschlicherweise, daß es sich bei der Krise der CDU
um einen plötzlich auftretenden Bruch und nicht ein konsistentes Geschehen
handelt. Die von der AfD geschickt instrumentalisierten Widersprüche zwischen
kapitalistischer Arbeitsgesellschaft und repräsentativer Demokratie sind in
Sachwalterschaft der sogenannten Volksparteien jahrzehntelang durch den Ausbau
staatsautoritärer Ermächtigung und sozialrassistischer Spaltung gegen alle
Versuche verteidigt worden, klassengesellschaftliche Gräben durch die
Überwindung der privatwirtschaftlichen Eigentumsordnung einzuebnen. Nun sollen
alte Rechnungen beglichen und Nägel mit Köpfen gemacht werden, nichts anderes
besagen einschlägige, mit Gewaltandrohung und Bürgerkriegsrhetorik aufgeladene
Absichtserklärungen aus den Reihen der Neuen Rechten.

Auf die weltweit synchron verlaufende Verwertungskrise des Kapitals und die sich
zur unumkehrbaren Katastrophe auswachsende Aneignung und Ausbeutung natürlichen
Lebens haben faschistische Demagogen nur eine Antwort - überleben zu Lasten
anderer Menschen und Lebewesen. Mit ihrem Griff nach Hegemonie im
parlamentarischen und administrativen Betrieb sollen Deutschland und die EU auf
die Übertragung dieses sozialdarwinistischen Prinzips auf die Ebene von Staat
und Nation vorbereitet werden. Die dabei entbrennenden Kämpfe und Kriege
erfolgreich zu bestehen und die sozialen Verhältnisse herrschaftskonform zu
sichern sind zwei Seiten derselben Medaille. Diese Entwicklung nicht nur im
Diskurs parteipolitischer Konkurrenz und geostrategischer Konflikte zu
beobachten, sondern der Akzeptanz herrschaftlicher Sichtweisen überall und
direkt entgegenzutreten könnte zum wirksamen Kampf gegen faschistische Willkür
beitragen.


Fußnoten:

[1] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0356.html

[2] https://www.freitag.de/autoren/der-freitag/die-ordnung-die-sie-meinen
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REPRESSION/1663: Polizeistaatlichkeit - in verdaulichen Schritten ... (SB)




Mit etwa 48.700 Beschäftigten, von denen mehr als 40.000
Polizeivollzugsbeamte sind, ist die Bundespolizei eine bundesweit
verfügbare Polizei von hohem Einsatzwert. Sie ist an mehr als
einhundert Standorten vertreten und an allen wichtigen
Verkehrsinfrastrukturpunkten in Deutschland präsent. Dadurch kann die
Bundespolizei flexibel auf Großlagen reagieren und ihre polizeilichen
Aufgaben in ganz Deutschland erfüllen. Sie leistet somit einen
wichtigen Beitrag für den Erhalt der inneren Sicherheit in der
Bundesrepublik Deutschland.

"Unser Auftrag" (Webseite der Bundespolizei) [1]

Weit davon entfernt, auf dem politischen Abstellgleis ein
Schattendasein zu fristen, treibt Bundesinnenminister Horst Seehofer
emsig das Vorhaben voran, den Polizeistaat zu komplettieren. Er will
die Bundespolizei Zug um Zug zu jenem repressiven Instrument ausbauen,
das ihr Name seines Erachtens verspricht, nämlich einer landesweit
uneingeschränkt tätigen polizeilichen Institution. Da Polizei in der
Bundesrepublik jedoch im wesentlichen noch Ländersache ist, bedarf es
einiger Zwischenetappen, um die Befugnisse der Bundespolizei
sukzessive zu erweitern und politisch durchzusetzen. Zugleich sägen
die Innenminister der Länder ihrerseits beharrlich am föderalen
Prinzip, indem sie die ohnehin weitgehend aufeinander abgestimmten
neuen Polizeigesetze erklärtermaßen auf Bundesebene nivellieren
wollen.

Seehofer knüpft mit seinem Vorstoß an eine langfristige Entwicklung
an, die bereits 1972 begann, als der damalige BGS im
Bundesgrenzschutzgesetz als eine Polizei des Bundes bezeichnet wurde.
Im Rahmen des Schengener Abkommens und mit der deutschen
Wiedervereinigung im Jahre 1990 änderte sich dann das Einsatzspektrum
des BGS grundlegend, grenzpolizeiliche Aufgaben gingen stark zurück,
bahnpolizeiliche und Flughafensicherungsaufgaben kamen hinzu. 1998 kam
es zu einem Normenkontrollverfahren im Hinblick darauf, ob der BGS die
Aufgaben der Bahnpolizei und Sicherung der Flughäfen übernehmen
durfte, was letztendlich bestätigt wurde. In ihrer Entscheidung
benutzten die Richter zur Beschreibung der Aufgaben des BGS die
Begriffe Sonderpolizei, Polizei mit begrenzten Aufgaben und
schließlich Polizei des Bundes.

2005 strebte die rot-grüne Koalition unter Bundeskanzler Gerhard
Schröder und Innenminister Otto Schily die endgültige Umbenennung an.
Dies führte zu einer intensiven politischen Diskussion besonders auch
zwischen den Ländern und dem Bund. Anlaßgebend war zum einen die Sorge
der Länder, daß der Bund versuche, länderpolizeiliche Kompetenzen zu
übernehmen, zum anderen auch eine unterschiedliche Interpretation des
Polizeibegriffes. Letztendlich stimmte der Bundestag mehrheitlich für
den Antrag der Bundesregierung, und der BGS wurde zum 1. Juli 2005 in
Bundespolizei umbenannt.

Die im Frühjahr 2010 von Bundesinnenminister Thomas de Maizière
eingesetzte Kommission zur Evaluierung der Sicherheitsbehörden des
Bundes (Bundespolizei, Bundeskriminalamt und Bundeszollverwaltung)
unter der Leitung des ehemaligen Präsidenten des Bundesamtes für
Verfassungsschutz Eckart Werthebach gab Anfang Dezember 2010 in ihrem
Bericht die Empfehlung, Bundespolizei und Bundeskriminalamt zu einer
Polizei des Bundes unter dem Namen Bundespolizei (neu)
zusammenzufassen. De Maizière bezeichnete den Vorschlag der Kommission
als überzeugend, bedenkenswert und verfolgenswert. Das Vorhaben, eine
Art deutsches FBI zu schaffen, scheiterte jedoch vorerst an
Widerständen von verschiedener Seite.

Hier legt nun Seehofer nach, der die Kompetenzen der Bundespolizei
erheblich ausweiten will, vor allem im Kampf gegen Schleuser und bei
Abschiebungen, was jedoch beileibe nicht die einzigen Neuerungen der
Gesetzesüberarbeitung sind. Obgleich die Zahl der Asylanträge das
dritte Jahr in Folge rückläufig ist, dringt vor allem die Union
darauf, daß Menschen ohne Aufenthaltsberechtigung schneller außer
Landes gebracht werden. Der Bundesinnenminister will dafür jetzt die
Zuständigkeit der Bundespolizei für Abschiebungen ausweiten. Zu diesem
Zweck sollen sich die Bundespolizisten im Rahmen ihrer Aufgaben
künftig auch für bestimmte Fälle zuständig erklären können, die
bislang Sache der Länder sind. So heißt es im Entwurf des Ministeriums
für ein neues Bundespolizeigesetz, die Zuständigkeit der
Bundespolizisten für Fälle von unerlaubter Einreise solle sich künftig
nicht nur auf Bahnhöfe und den 30-Kilometer-Bereich an der Grenze
beschränken. Sie soll in Zukunft auch sogenannte Hauptverkehrsrouten
umfassen, falls "aufgrund von Lageerkenntnissen anzunehmen ist, dass
diese Verkehrswege zur unerlaubten Einreise genutzt werden". Das
beträfe beispielsweise Parkplätze an der Autobahn oder Haltepunkte von
Fernbussen, an denen bislang die Polizeibehörden der Bundesländer
zuständig sind.

Die Bundespolizei soll sich, wo sie ihre Aufgaben wahrnimmt, auch um
die Abschiebung von Ausreisepflichtigen kümmern dürfen, die nicht erst
kürzlich eingereist sind, sondern sich schon länger im Land aufhalten:
Wenn ihr also beispielsweise bei einer Kontrolle am Bahnhof oder am
Flughafen jemand auffällt, dessen Touristenvisum schon vor Jahren
abgelaufen ist. Der Entwurf sieht vor, daß die Zuständigkeit nach
spätestens sechs Monaten auf die Ausländerbehörde übergeht, wenn der
Bundespolizei eine Abschiebung bis dahin nicht gelungen ist.

Als Argument für diese neue Befugnis führt Bundespolizeipräsident
Dieter Romann bezeichnenderweise gerne den Fall des späteren
Weihnachtsmarktattentäters Anis Amri an. Der abgelehnte Asylbewerber
aus Tunesien war im Juli 2016 in Friedrichshafen von Bundespolizisten
in einem Fernbus angetroffen worden. Der polizeibekannte Islamist trug
zwei gefälschte italienische Personaldokumente bei sich und wurde
festgenommen. Zuständigkeitshalber übergaben ihn die Beamten später
der Landespolizei. Die Ausländerbehörde Friedrichshafen ordnete zwar
Abschiebehaft an. Da man jedoch davon ausging, eine Abschiebung könne
wegen fehlender Papiere nicht innerhalb von drei Monaten
bewerkstelligt werden, kam er später wieder frei. Am 19. Dezember 2016
tötete Amri in Berlin zwölf Menschen. Wenngleich die Umstände dieses
Anschlags nach wie vor höchst umstritten sind und vieles für eine
Intervention des Geheimdienstes spricht, wird abermals die Version
eines Behördenversagens kolportiert, die dem Ruf nach einer Ausweitung
der Kompetenzen - in diesem Fall der Bundespolizei - Tür und Tor
öffnet.

In der Gesetzesnovelle Seehofers geht es indessen auch um ganz andere
Fragen. Der Entwurf, der aktuell zwischen den Ressorts der
Bundesregierung abgestimmt wird, erlaubt Beamten der Bundespolizei die
Verwendung von Elektroimpulsgeräten, sogenannten Tasern. Diese Geräte,
die schon in einigen Bundesländern genutzt werden, verschießen
Strompfeile, die über dünne Drähte mit der Waffe verbunden sind. Die
elektrischen Impulse sollen einen Angreifer vorübergehend außer
Gefecht setzen. Die Spezialeinheit GSG 9 hat die Waffe bereits
erprobt. [2]

Das Innenministerium will außerdem, daß eine rechtliche Grundlage für
den "finalen Rettungsschuß" in besonderen Situationen wie Geiselnahmen
und Terroranschlägen geschaffen wird. Die Frage, ob ihren
Einsatzkräften dieser gezielte Todesschuß zur Abwehr einer akuten
Gefahr, etwa bei Geiselnahmen, gestattet ist, betrifft vor allem, aber
nicht nur, die GSG 9. [3]

Neu ist auch der Vorschlag, die Bundespolizei solle verdeckte
Ermittler in Zukunft auch präventiv einsetzen dürfen. Bisher ist ihr
das nur im Zuge von Ermittlungsverfahren gestattet. Denkbar wäre ein
solcher Einsatz etwa, um Schleuserbanden auf die Schliche zu kommen.

Für eine heftige Kontroverse hatte der Entwurf bislang aus einem
anderen Grund gesorgt. In einer früheren Fassung war die Möglichkeit
der Verwendung von Systemen zur automatisierten Gesichtserkennung an
Flughäfen und Bahnhöfen enthalten. Dabei können Aufnahmen aus
Videokameras sozusagen live mit Gesichtsbildern aus Datenbanken der
Polizei abgeglichen werden. Kurz vor Beginn der Ressortabstimmung
hatte Seehofer diesen Passus allerdings gestrichen, doch wollen
Innenpolitiker der Union im parlamentarischen Verfahren dafür sorgen,
daß er wieder eingefügt wird.

Der FDP-Innenexperte Konstantin Kuhle kritisierte den Entwurf
Seehofers. "Durch die Hintertür sollen die Länder ihrer Kompetenzen im
Sicherheitsbereich beraubt werden. Kein Landesinnenminister, der bei
Trost ist, kann das gutheißen", sagte er. "Besser wäre es, eine
transparente Föderalismuskommission einzurichten, mit der die
Aufgabenverteilung im Bereich der Inneren Sicherheit insgesamt
evaluiert und neu aufgestellt wird." Wenn Kuhle in dieser Frage einen
fundamentalen Widerspruch zwischen Bund und Ländern konstruiert, so
hebt er ihn umgehend selbst wieder auf, indem er sich für eine
innovative Abstimmung der Kompetenzen und Zusammenarbeit stark macht.

Die Abschiebepraxis der Bundespolizei wird von einigen Menschenrechts-
 und Flüchtlingsgruppen wie etwa Pro Asyl seit Jahren kritisiert. Im
Jahr 2013 erhielt die Bundespolizei den Big Brother Award für
"diskriminierende und rassistische Identitätsfeststellungen und
körperliche Durchsuchungen im Zuge verdachtsunabhängiger
Personenkontrollen". Pro Asyl spricht von einem institutionellen
Rassismus bei der Bundespolizei, dessen Ursache militärische Struktur
und Korpsgeist seien, die eine systematische interne Aufklärung der
Vorwürfe verhinderten.

Während die Existenz der Spezialeinheit GSG 9 mit ihrer geschätzten
Personalstärke von rund 400 Beamten in der Öffentlichkeit weithin
bekannt ist, gilt das weit weniger für die Mobile Fahndungseinheit.
Unter den bundesweit neun verschiedenen Einheiten operieren die
meisten sehr individuell. Einige ähneln den Mobilen Einsatzkommandos
(MEK) der Polizeien der Länder und verantworten auch Festnahmen
grundsätzlich selber, andere arbeiten nur im absoluten Ausnahmefall
offen und überlassen die eigentlichen Festnahmen uniformierten
Polizeibeamten, um ihre Tarnung bei öffentlich sichtbaren Einsätzen
nicht zu gefährden.

Aufschlußreich, doch zugleich in der öffentlichen Wahrnehmung
ebenfalls eher ausgeblendet sind auch die Aufgaben der Bundespolizei
im Auftrag der Vereinten Nationen, der Europäischen Union und anderer
internationaler Organisationen. Sie unterstützt zudem das Auswärtige
Amt beim Schutz deutscher diplomatischer und konsularischer
Vertretungen. Nach Angaben der Behörde sind mehr als 2.200 Beamte in
Osteuropa, dem Nahen Osten, in Afrika und in weltweiten Krisengebieten
als Berater und Experten im Einsatz. Als 2011 einem Medienbericht
zufolge Bundespolizisten im Auftrag der EADS Beamte der saudischen
Polizei vor Ort in der Bedienung von Geräten zum Grenzschutz
ausgebildet haben, sahen Kritiker darin eine unzulässige Vermischung
privatwirtschaftlicher Interessen und hoheitlicher Aufgaben.

Erwähnenswert ist zudem, daß das Referat 56 der Bundespolizei
funktechnische Aufklärung im Rahmen bundespolizeilicher
Zuständigkeiten betreibt und gem. § 10 BPolG auch das Bundesamt
für Verfassungsschutz auf dem Gebiet der Funktechnik unterstützt.
Diese und andere Aspekte dokumentieren, daß das Einsatzspektrum der
Bundespolizei differenzierter und die Grenze zu anderen
Sicherheitsorganen poröser ist, als es im gängigen Diskurs über
Kompetenzgerangel und Effizienzbremsen kommuniziert wird. Wenngleich
es zutreffen mag, daß parteipolitische und polizeiliche Rivalitäten
wie auch verfassungsrechtliche Bedenken eine vereinheitlichte
Architektur der inneren Sicherheit bislang verzögert haben, wäre es
doch trügerisch, darin ein wirksames Hindernis für die letztendliche
Durchsetzung des Polizeistaats zu vermuten. Was de Maizières
Frontalangriff nicht beschieden war, will Seehofer zehn Jahre später
portionsweise verdaulicher machen.


Fußnoten:

[1] www.bundespolizei.de/Web/DE/05Die-Bundespolizei/01Unser-Auftrag/Unser-Auftrag_node.html

[2] www.welt.de/politik/deutschland/article205698815/Abschiebungen-Mehr-Kompetenzen-fuer-die-Bundespolizei-geplant.html

[3] www.zeit.de/politik/deutschland/2020-02/bundespolizeigesetz-seehofer-abschiebung-asylbewerber
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DISKUSSION/487: Hamburg - Podiumsdiskussion zur Hamburger Flüchtlingspolitik, 13.02.2020


Einladung zur

Podiumsdiskussion zur Hamburger Flüchtlingspolitik

am 13.02.2020

18:00 bis 20:00 Uhr

Hauptkirche St. Petri, Bei der Petrikirche 2, 20095 Hamburg



Im Vorwege der Bürgerschaftswahlen veranstaltete die "Arbeitsgemeinschaft
Kirchliche Flüchtlingsarbeit" in Zusammenarbeit mit dem Bündnis Hamburger
Flüchtlingsinitiativen ein kritisches Diskussionsforum zur
Flüchtlingspolitik in Hamburg (Fluchtgipfel) mit dem Titel
"Einspruch! Spielräume Nutzen - Forderungen an die Hamburger
Flüchtlingspolitik".

Gemeinsam haben wir die politischen und rechtlichen Handlungsspielräume der
Stadt Hamburg im Bereich Flucht und Asyl (Themenschwerpunkte
Ankommen-Aufenthalt-Abschiebung) ausgelotet und Forderungen an die
Landespolitik abgeleitet. Wir wollen diese mit Politiker*innen diskutieren
und laden herzlich zum Mitdiskutieren ein.

Auf dem Podium diskutieren:

Antje Möller, Grüne

Kazim Abaci, SPD

Jörg Hamann, CDU

Carola Ensslen, Linke

Ron Schumacher, FDP

Moderation: Felix Wieneke (Diakonisches Werk Hamburg)

Weitere Informationen zur Podiumsdiskussion sowie zum Fluchtgipfel sind auf
unserer Homepage https://www.einspruch2020.de zusammengestellt.

Die Veranstaltung ist kostenlos, eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Diakonisches Werk Hamburg

Königstraße 54, 22767 Hamburg

Telefon: 040 30 62 0-0, Fax: 040 30 62 0-410

E-Mail: info@diakonie-hamburg.de

Internet: www.diakonie-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. Februar 2020 
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VORTRAG/2383: Frankfurt/M. - Rolf Gössner "Gefährliche 'Sicherheitskooperation'", 13.02.2020


Gefährliche "Sicherheitskooperation"

Zur Problematik deutsch-türkischer Geheimdienst-, Polizei- und
Justiz-Zusammenarbeit im "Antiterror-Kampf"

Referent: Dr. Rolf Gössner

Rechtsanwalt/Publizist, Internationale Liga für Menschenrechte

Donnerstag, 13. Februar 2020, 19 Uhr

CLUB VOLTAIRE, Frankfurt/M.

Kleine Hochstr. 5, Kneipe oder 2. Stock

(www.club-voltaire.de)



Trotz katastrophaler Menschenrechtslage in der Türkei und
völkerrechtswidriger Kriegseinsätze: Die deutsch-türkische
"Sicherheitskooperation" wird fortgesetzt. Militär, Polizei- und
Geheimdienstbehörden beider Länder arbeiten traditionell intensiv zusammen.
Allzu lange hat die Bundesrepublik mit der Türkei unkritisch, teils
willfährig kooperiert - besonders im "Antiterrorkampf", der auch
hierzulande zu Kriminalisierung und Ausgrenzung von Kurden, ihren
Organisationen und Medien führt.

Bundesrepublik und EU haben sich in die "Antiterror"-Strategie der Türkei
regelrecht einbinden lassen, so die kriegerische Kurdenpolitik der Türkei
begünstigt und Beihilfe zu Menschenrechtsverletzungen geleistet: etwa mit
dem Eintrag der kurdischen Arbeiterpartei PKK in die EU-Terrorliste, mit
dem PKK-Verbot, mit "Terrorismus"-Prozessen gegen kurdische Aktivisten und
mit Rüstungsexporten. Auch der Missbrauch von Interpol zur Festnahme und
Auslieferung von Dissidenten durch die autokratische Türkei sowie deren
Spitzelsystem gegen Regierungskritiker in der Bundesrepublik wird der
Referent thematisieren.

Als Konsequenz aus seinem Befund plädiert Rolf Gössner für einen radikalen
Wandel der europäischen und deutschen Türkei- und Kurdenpolitik.

 * 

Quelle:

Dr. Rolf Gössner
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ARBEIT/3010: Hände weg vom freien Sonntag - Angriff auf das Grundgesetz stoppen (Bundesallianz für den freien Sonntag)


Bundesallianz für den freien Sonntag

Berlin, 7. Februar 2020

Hände weg vom freien Sonntag - Angriff auf das Grundgesetz stoppen



Die Mitgliedsverbände der Bundesallianz für den freien Sonntag haben empört
auf die jüngsten Vorstöße des Arbeitgeberverbandes HDE (Handelsverband
Deutschland) und der FDP reagiert, den grundgesetzlich garantierten Schutz
des freien Sonntags durch eine weitere Ausdehnung der
Ladenöffnungszeiten noch mehr zu beschädigen.

Der HDE hatte Ende Januar per Pressemitteilung die grundgesetzlich
verankerte Sonntagsruhe für das "Sterben" von Handel und Stadtzentren
verantwortlich gemacht und eine "verlässliche Sonntagsöffnung" gefordert.
Die FDP will, wie die Tageszeitung "Die Welt" am Mittwoch (5.2.)
berichtete, per Antrag im Bundestag "das allgemeine Verkaufsverbot für den
Einzelhandel an Sonntagen gemäß den verfassungsmäßigen Vorgaben (...)
lockern".

Stefan Eirich, Bundespräses der Katholischen Arbeitnehmerbewegung (KAB),
erinnert an Artikel 140 des Grundgesetzes, nach dem der "Sonntag und die
staatlich anerkannten Feiertage (...) als Tage der Arbeitsruhe und der
seelischen Erhebung gesetzlich geschützt" bleiben müssten. Das habe auch
das Bundesverfassungsgericht 2009 bekräftigt. "FDP und HDE agieren mit
ihrem Vorstoß wie Verfassungsfeinde", kritisiert Eirich. "Daran ändern auch
gegenteilige verbale Bekenntnisse nichts. Die vermeintliche Zeitgemäßheit
einzelner Artikel des Grundgesetzes darf nicht dem kurzatmigen Urteil
irgendwelcher Interessenverbände überlassen werden. Auch die soziale
Bindung des Eigentums (Artikel 14) ließe sich auf diese Weise leichtfertig
zur Disposition stellen. Diesem Vorgehen muss unbedingt Einhalt geboten
werden."

Orhan Akman, in der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di)
verantwortlich für den Einzel- und Versandhandel, weist die von HDE und FDP
verbreitete Darstellung zurück, dass das Verbot der Sonntagsöffnungen den
stationären gegenüber dem Onlinehandel benachteilige. "Auch der
Online-Konkurrenz ist es gesetzlich untersagt, am Sonntag Waren zu
kommissionieren und zu vertreiben. Am Sonntag online getätigte Bestellungen
werden erst am Montag bearbeitet. Das haben wir erst im vergangenen Jahr
erneut vor Gericht gegen Amazon durchsetzen können." Jede Lockerung des
Sonntagsschutzes werde nur den Verdrängungswettbewerb im Handel anheizen
und das Leben der Beschäftigten weiter verschlechtern. "Wir werden nicht
akzeptieren, dass die Gesellschaft nur noch durch die Brille des Konsums
gesehen werden soll", so Akman.

Die Vorsitzende des Evangelischen Verbandes Kirche-Wirtschaft-Arbeitswelt
(KWA), Gudrun Nolte, sieht in dem Vorgehen von Handelsverband und Liberalen
eine Salamitaktik. "Seit Jahren und Jahrzehnten versuchen die
Einzelhandelsunternehmen und ihre politischen Unterstützer, die
Ladenschlusszeiten immer weiter zu lockern und die Öffnungszeiten auf
Kosten der Beschäftigten auszudehnen. Eine allgemeine Abschaffung des
Sonntagsschutzes hätte zur Folge, dass am Ende alle darunter leiden, auch
der stationäre Einzelhandel. Dann würden die Pakete aus dem Onlinehandel
auch am Sonntag zugestellt werden. HDE und FDP denken hier einfach zu kurz.
Wir werden den Sonntag verteidigen!"

Die Bundesallianz für den freien Sonntag
(www.allianz-fuer-den-freien-sonntag.de) ist ein Zusammenschluss der
Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und
Arbeitnehmerorganisationen der evangelischen und katholischen Kirche:
Evangelischer Verband Kirche-Wirtschaft-Arbeitswelt (KWA), Bundesverband
evangelischer Arbeitnehmerorganisationen (BVEA), Katholische
Arbeitnehmer-Bewegung (KAB), Kirchlicher Dienst in der Arbeitswelt (KDA),
Katholische Betriebsseelsorge.

 * 

Quelle:

Allianz für den freien Sonntag

KAB Deutschlands e.V.

Bernhard-Letterhaus-Str. 26, 50670 Köln

Internet: https://www.allianz-fuer-den-freien-sonntag.de
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ARBEIT/3009: Altersübergangsreport - Mehr Arbeitslosigkeit bei Älteren (idw)


Universität Duisburg-Essen - 07.02.2020

Altersübergangsreport: Mehr Arbeitslosigkeit bei Älteren



Die Erwerbsbeteiligung Älterer nimmt kontinuierlich zu und liegt auf
Rekordniveau. Gleichzeitig hat sich die Anzahl älterer Arbeitsloser
zwischen 60 und 65 Jahren von ca. 90.000 (2009) auf fast 220.000 Personen
(2018) mehr als verdoppelt. Zudem beträgt der Anteil Älterer unter den
Langzeitarbeitslosen inzwischen über 40 Prozent, und die
Wahrscheinlichkeit, arbeitslos zu bleiben, ist ab dem 50. Lebensjahr
besonders hoch. Das zeigt der aktuelle Altersübergangsreport aus dem
Institut Arbeit und Qualifikation (IAQ) der Universität Duisburg-Essen
(UDE).

"Vor allem lange Arbeitslosenzeiten im letzten Drittel des Erwerbslebens
entwerten den vorausgegangenen Erwerbsverlauf und mindern die Ansprüche in
der gesetzlichen Alterssicherung" stellen die IAQ-Forscher Arthur Kaboth
und Prof. Dr. Martin Brussig fest. Die Statistik wie auch gesetzliche
Regelungen verdeckten das wahre Ausmaß des Problems. So gelten seit 2015
allein durch die Sonderregelung für Ältere jährlich ca. 140.000
Leistungsbeziehende im SGB II (60 bis 64 Jahre) nicht als arbeitslos. Sie
bekommen damit aber von der Arbeitsvermittlung auch keine Jobs mehr
angeboten. "Zu vermuten ist, dass der faktische Ausschluss aus der
Arbeitsförderung zu Resignation und fehlender Erwerbsperspektive
beiträgt," meinen die Forscher.

Nach Einschätzung der IAQ-Forscher müsste hier zielgerichtet in eine
Arbeitsvermittlung investiert werden, beispielweise durch zusätzliche
Ressourcen in der Beratung Älterer. Angesichts des hohen Risikos, ohne Job
zu bleiben, sei es aber noch wichtiger, Arbeitslosigkeit bei Älteren zu
vermeiden. Einen solchen präventiven Ansatz gibt es seit 2006 unter
anderem mit dem Programm zur Weiterbildung Geringqualifizierter und
beschäftigter Älterer in Unternehmen (WeGebAU). Dieses ist allerdings bei
Kleinbetrieben nicht sonderlich bekannt und sollte weiter ausgebaut
werden, raten die Forscher.


Der Altersübergangs-Report des IAQ veröffentlicht seit 2004 in
unregelmäßiger Folge Ergebnisse des "Altersübergangs-Monitors", der von
der Hans-Böckler-Stiftung gefördert wird.

Originalpublikation:

http://www.iaq.uni-due.de/auem-report/2020/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen, 07.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1919: Tarifverhandlungen mit Rettungsdienst promedica (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
9. Februar 2020

Tarifverhandlungen mit Rettungsdienst promedica: ver.di fordert die
Angleichung an den öffentlichen Dienst



Berlin - Im Tarifkonflikt mit dem Rettungsdienst promedica ruft die
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) die Beschäftigten am Dienstag
(11. Februar 2020) anlässlich des "Europäischen Tags des Notrufs 112"
zu einer Protestkundgebung vor der Zentrale der Falck Rettungsdienst
GmbH in Hamburg auf, zu der promedica gehört. "Alle Anbieter haben
zwischenzeitlich Probleme, qualifiziertes Personal zu finden. Deshalb
ist es wichtig, dass die Berufe im Rettungsdienst attraktiver werden.
Jeder kann morgen auf schnelle Hilfe angewiesen sein", sagte
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Sylvia Bühler.

ver.di fordert im Tarifkonflikt mit promedica eine Anhebung der
Gehälter auf das Niveau der Rettungskräfte im öffentlichen Dienst.
Derzeit erhalten etwa Notfallsanitäter im Vergleich bis zu 450 Euro
monatlich weniger, Rettungssanitäter rund 150 Euro. Die Arbeitgeber
machen ein entsprechendes Angebot davon abhängig, dass im Gegenzug
die Wochenhöchstarbeitszeit von 45 auf 48 Wochenstunden erhöht wird.
Das lehnt ver.di entschieden ab. Im Jahr 2018 hatte ver.di erst nach
schwierigen Verhandlungen eine Reduzierung der überlangen
Wochenhöchstarbeitszeit durchgesetzt.

Sollte der Arbeitgeber bei dieser Haltung bleiben, seien auch
Warnstreiks im weiteren Verlauf der Tarifrunde nicht auszuschließen.
Die promedica Rettungsdienst GmbH betreibt Rettungswachen an 18
Standorten mit rund 500 Beschäftigten in Brandenburg, Sachsen,
Hessen, Niedersachsen und Schleswig-Holstein. 2013 ist promedica der
Falck-Unternehmensgruppe beigetreten. Falck betreibt unter anderem im
Landkreis Spree-Neiße einen Standort mit 7 Rettungswachen. Dort wurde
in 2018 ein Tarifvertrag auf dem Niveau des TVöD abgeschlossen.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 09.02.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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VERKEHR/1573: Studie zeigt, warum so viele Carsharing-Angebote scheitern (idw)


Universität Hohenheim - 07.02.2020

"I like it - but I don't use it": Studie zeigt, warum so viele
Carsharing-Angebote scheitern

Studie der Universität Hohenheim untersucht Nutzung und Bewertungen von
Carsharing-Angeboten



Weniger Konsum, mehr Nachhaltigkeit: Carsharing gilt als innovative
Mobilitätslösung und Paradebeispiel für den Megatrend "Share Economy".
Doch so schnell in den vergangenen Jahren zahlreiche Anbieter mit
unterschiedlichen Konzepten auf dem Markt erschienen sind, so schnell sind
viele von ihnen auch wieder verschwunden. Den Gründen dieses Scheiterns
geht eine aktuelle Studie des Instituts für Marketing & Management der
Universität Hohenheim in Stuttgart in Kooperation mit europäischen
Forschungspartnern nach. Zentrale Erkenntnisse: Wirklich überzeugen können
nur elektrobetriebene Fahrzeuge und Carsharing-Konzepte, die zur
Lebenswirklichkeit der Konsumenten passen. Unabdingbar sind dabei bequeme
und flexible Nutzungsmöglichkeiten sowie ein hohes Service-Level.

Am Beginn der Studie stand ein Pilotprojekt zur Einführung eines neuen
Carsharing-Angebots in Stuttgart. Im Rahmen einer wissenschaftlichen
Begleitstudie befragten Forscherinnen und Forscher zunächst potentielle
und tatsächliche Nutzer zu ihren Erwartungen und Erfahrungen. Letztendlich
scheiterte das Angebot jedoch: Die Registrierungen und Nutzungszahlen
waren einfach zu gering, um das Konzept wirtschaftlich betreiben zu
können.

Doch damit begann das Thema für das Forschungsteam erst richtig spannend
zu werden. Denn obwohl Carsharing nach wie vor als innovative
Mobilitätslösung gilt und das Marktsegment der Share Economy weiterhin
boomt, ist das Schicksal des Pilotprojekts kein Einzelfall.

Warum das Angebot von den Konsumenten nicht angenommen wurde, untersuchte
das Team um Prof. Dr. Marion Büttgen und Dr. Adrian Lehr vom Fachgebiet
Unternehmensführung an der Universität Hohenheim sowie ihre europäischen
Kooperationspartner deshalb in einer weiterführenden empirischen Studie.
Maßgeblich beteiligt waren Prof. Dr. Rüdiger Hahn von der
Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf, Associate Prof. Dr. Felix Ostertag
von der EM Strasbourg Business School und Prof. Dr. Sabine Benoit von der
Surrey Business School.

Positive Einstellung führt nicht automatisch zur Nutzung

Als nächsten Schritt führte das Forschungsteam dazu zunächst
Tiefen-Interviews mit Nutzern und insbesondere auch Nicht-Nutzern des
Angebots durch. "Dabei wurde klar, dass das Angebot nicht zu den
tatsächlichen Mobilitätsbedürfnissen der angesprochenen Zielgruppe passte,
auch wenn sie das Carsharing grundsätzlich positiv beurteilen", fassen
Prof. Dr. Büttgen und Dr. Lehr zusammen.

Doch die Frage, wie ein Carsharing-Konzept aussehen sollte, das die
Konsumenten wirklich nutzen wollen, war damit im Detail immer noch nicht
eindeutig beantwortet. "Gerade die Vielzahl an unterschiedlichen
Angeboten, die es mittlerweile auf dem Markt gibt, erschwert eine
eindeutige Identifikation der entscheidenden Merkmale", erklärt Prof. Dr.
Hahn.

In einer weiteren empirischen Untersuchung ließ das Forschungsteam deshalb
Probanden in einem faktoriellen Forschungsdesign 128 potentielle
Carsharing-Angebote mit jeweils unterschiedlichen Merkmalskombinationen
bewerten. Anhand von 2.820 Einzelbewertungen analysierten die
Forscherinnen und Forscher anschließend, welche Merkmale für Konsumenten
am relevantesten sind.

Ein Muss: Elektrofahrzeuge, Free-Floating und Full-Service

Die Ergebnisse offenbarten eindeutige Präferenzen: Wirklich überzeugen
konnten die Probanden nur elektrobetriebene Fahrzeuge. Außerdem klar im
Vorteil waren Angebote, die dem sogenannten Free-Floating-Konzept folgen.
Fahrzeuge können bei diesem Modell an jedem beliebigen Ort im Stadtbezirk
abgeholt und abgestellt werden, ohne an feste Stationen gebunden zu sein.

Deutlich wurde ebenfalls die Erwartung eines Full-Service-Angebots, ohne
eigenständiges Tanken oder Reinigen, wie es bei einzelnen Angeboten auf
dem Markt der Fall ist. Als ebenfalls relevant erwies sich die Art des
Preismodells, weniger wichtig hingegen war, ob es sich um einen privaten
oder kommunalen Anbieter handelt. Die Vielfalt an verfügbaren Automodellen
spielt gemäß den Studienergebnissen gar keine Rolle.

"Die Ergebnisse zeigen das hohe Anspruchsniveau der Konsumenten, das sich
noch immer am privaten PKW orientiert und für den Carsharing-Betreiber mit
erheblichen Kosten verbunden sein kann. Dies erklärt auch, warum nur
wenige Carsharing-Angebote wirklich wirtschaftlich sind. Die Anbieter
sollten sich daher auf die wesentlichen Faktoren fokussieren", erklärt Dr.
Lehr. "Es wird sich in Zukunft zeigen, wie sich der vergleichsweise junge
Markt entwickelt und ob sich der Trend hin zu einer Konsolidierung der
Angebote fortsetzt."

Text: Leonhardmair


Publikation

Der vollständige Forschungsbeitrag "I like it, but I don't use it: Impact
of carsharing business models on usage intentions in the sharing economy"
ist in der Fachzeitschrift Business Strategy and the Environment
erschienen:

https://lnkd.in/e4eqs4J

Weitere Informationen:

Publikation zur Carsharing-Studie:

https://onlinelibrary.wiley.com/doi/10.1002/bse.2441

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution234

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hohenheim, 07.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INTERNATIONAL/430: Nach Abschiebung aus den USA - 138 Salvadorianer*innen ermordet (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

El Salvador 

Nach Abschiebung aus den USA: 138 Salvadorianer*innen ermordet



(Washington, 6. Februar 2020, democracy now) - In den vergangenen
Jahren wurden mindestens 200 Salvadorianer*innen nach ihrer
Abschiebung aus den USA in El Salvador ermordet, gefoltert oder
vergewaltigt. Das ist der Befund eines Berichts [1], den die
Menschenrechtsorganisation Human Rights Watch am 5. Februar
vorgestellt hat.

Demnach wurden 138 Asylsuchende in den Jahren 2013 bis 2019 nach ihrer
Abschiebung nach El Salvador ermordet - von Bandenmitgliedern,
Polizisten, Soldaten oder Expartnern. In dem Bericht wird auch
festgehalten, dass die meisten Opfer von denjenigen Tätern ermordet
wurden, vor denen sie zuvor geflohen waren. Die meisten Morde wurden
in den ersten zwei Jahren nach der Abschiebung verübt.


Fünfjähriger mit schwerer Kopfverletzung in Haft

Unterdessen wurde bekannt, dass ein schwerverletzter fünfjähriger
guatemaltekischer Junge mit seiner Familie in einer Haftanstalt für
Familien in Dilley im US-Bundesstaat Texas festgehalten wird. Die
Tante des Jungen erklärte, er habe bei einem Unfall im Dezember
schwerste Kopfverletzungen erlitten. Einen Monat später geriet die
Familie in eine Kontrolle und wurde von Beamt*innen der
Einwanderungsbehörde festgenommen. Der Junge hat möglicherweise
Hirnblutungen, die aber nicht angemessen behandelt [2] würden, wie die
Familie beklagt.


Anmerkungen:

[1] https://www.hrw.org/report/2020/02/05/deported-danger/united-states-deportation-policies-expose-salvadorans-death-and

[2] https://www.nytimes.com/aponline/2020/02/05/us/ap-us-immigration-detention-sick-child.html


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/tagespolitik/nach-abschiebung-aus-den-usa-138-salvadorianerinnen-ermordet/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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SCHACH-SPHINX/07177: Fortunas Günstling (SB)


Etwas Seltsames trug sich im Sommer 1982 in Bad Neuenahr-Ahrweiler zu.
24 Recken des deutschen Schachs waren zusammengekommen, um unter sich
den neuen Landesmeister auszumachen. Favoriten gab es genug, Ralf Lau,
Manfred Hermann, Bernd Feustel, Otto Borik, Uwe Kunsztowicz und Helmut
Reefschläger gingen mit hohen Erwartungen in den Wettkampf. Am Ende
war das Erstaunen allerdings groß, denn keiner der Favoriten bestieg
das Siegespodest. Einer, den niemand auf der Rechnung hatte, der vor
dem Turnier nicht einmal eine Elo-Zahl besaß und mit einer Ingo-Zahl
von 82 gestartet war, durfte sich schließlich Deutscher Meister
nennen. In den ersten fünf Runden sammelte er fünf Punkte, alles
Siege, und das Verblüffende daran war, daß Frau Fortuna ihn derart ins
Herz geschlossen hatte, daß er selbst in hanebüchenen Stellungen ein
ums andere Mal mit groben Patzern seiner Kontrahenten rechnen konnte.
Man ist natürlich hinterher immer geneigt, der Unterschätzung durch
seine Gegner das letzte Wort für die Siege zu sprechen. Allerdings
kommt man nicht daran herum, die beispiellose Zähigkeit von Manfred
Glienke zu würdigen, der nach seinem Siegesmarsch tüchtig remisierte,
in der achten Runde noch einen Punkt einfuhr, dann allerdings im
letzten Spiel gegen Ostermeyer seine einzige Turnierniederlage
kassierte. Im heutigen Rätsel der Sphinx war er ebenfalls vom "Glück"
begünstigt. In der Diagrammstellung zog er in hoher Zeitnot 1.De4-
d4+?, was ihm nach 1...Dg5-f6 in arge Schwierigkeiten gebracht hätte.
Sein Kontrahent Feustel erwiderte freilich schachblindigst 1...Tf8-
f6?? und verlor nach wenigen Zügen. Dabei konnte Glienke den Sieg viel
leichter erringen, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07177: Fortunas Günstling (SB)]



Glienke - Feustal

Bad Neuenahr-Ahrweiler 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

So kannte man Bobby Fischer in seinen "alten" Tagen, immer
angriffsbereit, wenn sich ihm eine Möglichkeit bot: 1.Th1xh5! g6xh5
2.Df3xh5 Ld7-e8 - der Fluchtversuch des schwarzen Königs endet
ebenfalls tragisch nach 2...Kg8-f8 3.Dh5-h8+ Kf8-e7 4.Dh8-f6+ Ke7-e8
5.Td1-h1 Ld7-b5 6.Lb3xe6! f7xe6 7.Df6xe6+ Ke8-d8 8.Th1-h8+ - 3.Dh5-h6!
Tc5xc3 - Verzweiflung, aber was sonst? - 4.b2xc3 Tc8xc3 - 4...Db6-e3
5.Td1-h1 De3xc3 6.g5-g6 Dc3-g7 7.Dh6-h2! - 5.g5-g6! f7xg6 6.Td1-h1 Db6-
d4 7.Dh6-h7+ und Schwarz gab auf.



Erstveröffentlichung am 21. Januar 2007

10. Februar 2020
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TANZ - PERFORMANCE/262: Hamburg - "Queen Blood" mit Ousmane Sy, Kampnagel, 19.-21.2.2020


Kampnagel - Internationales Zentrum für schönere Künste

Ousmane Sy

QUEEN BLOOD

Deutsche Erstaufführung

Mi. 19.02. - Fr. 21.02.2020, 20:00 Uhr, Kampnagel - K6 

Tanz

Dauer: 60 Min.

Tickets: 40/32/24/12 Euro (erm. ab 9 Euro, [k]-Karte ab 6 Euro)

Fr, 21.02.2020 20:00 Uhr, Kampnagel - K6

Publikumsgespräch auf Französisch und Deutsch



Ousmane Sy aka Babson ist in vielerlei Hinsicht eine Sensation: Er
kommt ursprünglich vom Fußball und vom Straßentanz und ist inzwischen
Teil des Künstler*innen-Kollektivs, das kürzlich die Leitung des
Nationalen Tanz-Zentrums in Rennes (von dem international gefragten
Choreografen Boris Charmatz) übernommen hat. Er choreografiert House
Dance, der sich in der Clubszene der 80er Jahre etabliert hat,
beeinflusst von Tap Dance über Capoeira bis HipHop. Mit dieser
Mischung aus Straßenkultur und Clubkultur - bricht er alle
Erwartungen, erobert gerade deshalb die internationalen
Hochkulturbühnen und öffnet sie für ein neues Tanz-Publikum. Sein
Ensemble Paradox-sal besteht nur aus Frauen. Und als wäre das nicht
schon ungewöhnlich genug im Urban Dance, so produzieren sich die
Tänzerinnen nicht nur einzeln mit ihrer individuellen technischen
Virtuosität im Krumping, Popping oder Locking, sondern agieren
vielmehr wie ein Corps de Ballet. Mit QUEEN BLOOD öffnet Ousmane Sy
einen Kosmos aus weiblicher Energie und purem Tanz zu einem
mitreißenden House-Soundtrack, in dem sich sowohl Expert*innen als
auch Neulinge des urbanen Tanzes beglückt verlieren werden.

Für die Vorstellung am Donnerstag, den 20.02.:

Abholservice und Begleitung durch den Hamburger Kulturschlüssel,
Registrierung erforderlich unter kulturschluessel(at)lmbhh.de

Gastspiel wird gefördert von Institut français und dem französischen
Ministeriums für Kultur / DGCA. Veranstaltungspartner arabesques.

 * 


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





TANZ - PERFORMANCE/261: Hamburg - "#PUNK 100% POP *N!GGA" von Nora Chipaumire, Kampnagel, 20.-22.2.2020


Kampnagel - Internationales Zentrum für schönere Künste

Nora Chipaumire

#PUNK 100% POP *N!GGA

"#PUNK", Do., 20.02.2020, 22:00 Uhr, K4

"100% POP", Fr., 21.02.2020, 22:00 Uhr, P1

"*N!GGA", Sa., 22.02.2020, 22:00 Uhr, P1

Theater & Performance / Tanz / Rollstuhlgerecht

Dauer: jew. ca. 60 Min.

in englischer Sprache



Die Juristin und Choreografin nora chipaumire gehört zu den stärksten
Stimmen der internationalen zeitgenössischen Tanzszene. Mit ihrer
unverwechselbaren Ästhetik und starken Körperlichkeit geht sie in
ihren Arbeiten immer wieder gegen rassistische Vorurteile und
afrikanische Stereotypen an. Auf Kampnagel wird sie im Rahmen des
FOKUS TANZ ihre neue Arbeit zeigen: Das Triptychon #PUNK 100% POP
*N!GGA ist eine Art Live-Performance-Album, das von ihrer Zeit im
Simbabwe der 1970er, 80er und 90er Jahre geprägt ist und sich in
seinen jeweiligen Teilen mit unterschiedlichen Klangideologien
auseinandersetzt. Alle drei Teile gehen von ikonischen Künstlerinnen
aus: von Patti Smith und dem widerständigen Geist des Punk, von Grace
Jones und der Idee einer für alle zugänglichen Popkultur. Und
schließlich entleiht sie der kongolesischen Musikerin Rit Nzele die
Sprache des Rumba, um zu fragen, was Schwarze afrikanische Identität
ausmacht. Es entstehen Raumsettings, die Status und Macht für alle
körperlich erfahrbar machen, befragen und repräsentieren. Provokativ,
voller Freude und Herausforderung bringt diese Arbeit sowohl die
Performer*innen als auch das Publikum an seine Grenzen.

Tickets: 15 Euro (erm. 9 Euro, [k]-Karte 7,50, Doppelticket 20 Euro,
erm. 15 Euro, für drei Abende 30 Euro, erm. 20 Euro)

 * 


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





TIERVERSUCH/798: EU-Versuchstierzahlen - Eine Million Tiere leiden unter höchstem Schmerzensgrad (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 7. Februar 2020

EU-Versuchstierzahlen: 

Eine Million Tiere leiden unter höchstem Schmerzensgrad

Deutschland auf unrühmlichem zweiten Platz



Über eine Million Versuchstiere müssen in der EU den höchsten Grad an
Schmerzen, Leiden und Schäden erleiden. Dies zeigen die Zahlen, die die
EU-Kommission gestern zu Tierversuchen in den Mitgliedstaaten für die Jahre
2015 bis 2017 veröffentlicht hat. Demnach waren 2017 insgesamt 22,2
Millionen Tiere betroffen. Davon wurden 9,6 Millionen Tiere tatsächlich in
Tierversuchen "verbraucht" - mehr als jedes fünfte davon in deutschen
Laboren. Noch mehr Tiere wurden gezüchtet und noch vor jeglicher Verwendung
in einem Versuch getötet. Bei diesen 12,6 Millionen Tieren handelt es sich
größtenteils um solche, die für den Erhalt gentechnisch veränderter
Tierstämme gezüchtet wurden, oder die aus Forschersicht nicht das
gewünschte Alter oder Geschlecht hatten.

"Laut den Vorgaben der EU sollen Tierversuche auf lange Sicht komplett
ersetzt werden. Davon sind die Mitgliedstaaten meilenweit entfernt - und
Deutschland ganz besonders", kritisiert Thomas Schröder, Präsident des
Deutschen Tierschutzbundes. "Statt voranzugehen und tierversuchsfreie
Forschung endlich verstärkt zu fördern, belegen wir dank der Untätigkeit
der Regierung nach dem Vereinigten Königreich einen schrecklichen zweiten
Platz im europäischen Vergleich. Verwunderlich ist der leider gar nicht:
Wegen der mangelhaften Umsetzung der EU-Vorgaben läuft aktuell sogar ein
Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland."

Insbesondere die Entwicklung des Schweregrads der Versuche besorgt: Über
eine Million Tiere mussten 2017 den höchsten Grad an Schmerzen, Leiden,
Schäden und Ängsten im Namen der Forschung erleiden. 2015 waren es noch
819.007 Tiere. Erschreckend ist dies auch vor dem Hintergrund, dass mit 45
Prozent die meisten aller Tiere in Versuchen verwendet wurden, die der
reinen Grundlagenforschung dienten - also ohne konkreten oder absehbaren
Nutzen für den Menschen. Am häufigsten verwendet wurden Mäuse mit 61
Prozent sowie Fische und Ratten mit je 13 und 12 Prozent. Es kamen 2017
aber auch über 350.000 Kaninchen, 13.688 Hunde, und 1.879 Katzen zum
Einsatz. Die Anzahl der verwendeten Primaten stieg zwischen 2015 und 2017
um 15 Prozent auf 8.235. Bei 2,6 Millionen Tieren wurde deren
Erbinformation gentechnisch manipuliert, um sie künstlich krank oder dem
Menschen ähnlicher zu machen.

Deutschland verletzt seit Jahren EU-Recht

Mit den Zahlen legt die Kommission zum ersten Mal seit Inkrafttreten der
EU-Tierversuchsrichtlinie in 2010 einen statistischen Bericht zum Thema
vor. Die Inhalte blieben damals bereits weit hinter den Erwartungen von
Tierschützern zurück - auch, weil Deutschland in den Verhandlungen dringend
nötige Regelungen kippte oder die Zustimmung verweigerte. Bei der Umsetzung
der Vorgaben in deutsches Recht nahm die Bundesregierung sogar
Verschlechterungen zu Lasten der Tiere vor: Mit dem überarbeiteten
Tierschutzgesetz und der Tierversuchsordnung von 2013 missachtet
Deutschland die EU-Tierversuchsrichtlinie seit nunmehr sieben Jahren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 7. Februar 2020

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





MELDUNG/514: Unsichere Zukunft für Luchse (NABU TH)


NABU Landesverband Thüringen - 7. Februar 2020

Zumeldung des NABU Thüringen zur Pressemitteilung des Bundesamtes für
Naturschutz vom 06.02.2020: "Luchs-Nachwuchs in vier Bundesländern"



Unsichere Zukfunft für Luchse

Jena - Heute hat das Bundesamt für Naturschutz (BfN) die aktuellen
Zahlen aus dem bundesweiten Monitoringjahr 2018/19 vorgelegt. Der
nachgewiese Mindestbestand liegt in zehn Bundesländern bei 137
Luchsen. "Erstmals wurde im Monitoringjahr 2018/19 auch ein
standorttreues Luchsmännchen im Thüringer Wald mit unserer Hilfe
nachgewiesen", sagt Silvester Tamás, Koordinator des Luchsprojektes
beim NABU Thüringen. "Leider ist die Anzahl der Luchsweibchen mit
Nachwuchs in Deutschland immer noch sehr gering. Zusätzlich sind
Luchse durch die Zerschneidung von Lebensräumen sowie durch den
Verkehr weiterhin stark gefährdet bei uns." Die BfN-Präsidentin Prof.
Beate Jessel sagt sogar: "Der Erhalt der Population kann nicht als
gesichert gelten."

Aus Sicht des NABU ist es deshalb dringend notwendig, dass mit Hilfe
der Politik Maßnahmen ergriffen werden müssen, um die
Lebensraumvernetzung für wildlebende Tierarten zu verbessern. "Wenn
wir wollen, dass Luchse nicht nur in Nationalparks künstlich am Leben
erhalten werden, dann müssen wir jetzt handeln und den Straßenverkehr
durch Tempolimits und Querungshilfen weiter entschärfen. Allein im
Monitoringzeitraum 2018/19 starben acht Luchse im Straßenverkehr. Das
sind acht Luchse zu viel", erklärt Silvester Tamás. "Wir müssen
dringend handeln wenn die schönen Pinselohren wieder natürlicher
Bestandteil unserer Wälder werden sollen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 07.02.2020

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Thüringen

Leutra 15, 07751 Jena

E-Mail: LGS@NABU-Thueringen.de

Internet: www.NABU-Thueringen.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





MELDUNG/513: Luchs-Nachwuchs in vier Bundesländern (BfN)


Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Pressemitteilung - Bonn, 6. Februar 2020

Luchs-Nachwuchs in vier Bundesländern



Bonn, 06. Februar 2020: Im Monitoringjahr 2018/2019 konnten insgesamt
28 Luchsweibchen mit Jungtieren in Deutschland nachgewiesen und
bestätigt werden. Das geht aus neuen Erhebungen der Bundesländer
hervor, die hierfür mehr als 3.000 Hin- und Nachweise ausgewertet
haben. Der nachgewiesene Mindestbestand betrug 137 Luchse inkl.
Nachwuchs in zehn deutschen Bundesländern. Die 28 Luchsweibchen mit 49
Jungtieren im ersten Lebensjahr konnten in Bayern (11), Niedersachsen
(9), Rheinland-Pfalz (3) und Sachsen-Anhalt (5) nachgewiesen werden.
Karten zum Vorkommen und zusätzliche bundeslandspezifische
Informationen sind ab sofort auf der Webseite des BfN abrufbar.




[image: Karte mit dem Luchsvorkommen im Monitoringjahr 2018/2019 mit bundeslandspezifischen Informationen - Grafikquelle: © BfN]

Grafikquelle: © BfN



"Das Luchsmonitoring der Bundesländer liefert wichtige und wertvolle
Daten über die deutschen Luchsvorkommen. Ganz entscheidend für die
Entwicklung des Luchsbestandes ist die Anzahl an Weibchen, die Junge
haben. Erfreulich ist: Die Anzahl an Luchsweibchen, die sich auch
tatsächlich fortpflanzen, ist im Vergleich zum Vorjahr von 20 auf 28
gestiegen. Das ist auch auf das Wiederansiedlungsprojekt im Pfälzer
Wald zurückzuführen. Allerdings ist leider die Anzahl an Luchsweibchen
mit Nachwuchs in Deutschland immer noch sehr gering. Zusätzlich ist
der Luchsbestand hierzulande durch die Zerschneidung von Lebensräumen
sowie durch den Verkehr weiterhin stark gefährdet. Der Erhalt der
Population kann nicht als gesichert gelten", sagt BfN-Präsidentin
Prof. Beate Jessel.

Der Luchs kommt derzeit in drei Populationen in Deutschland vor: Eine
Population lebt in Ostbayern (Bayerischer und südlicher Oberpfälzer
Wald) als Teil der größeren Böhmisch-Bayerisch-Österreichischen
Population, eine zweite Population erstreckt sich vom Harz
(Niedersachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen) bis an die Weser und nach
Nordhessen. Eine dritte Population lebt im Pfälzerwald und dessen
näherer Umgebung, wo derzeit ein Ansiedlungsprojekt durchgeführt wird.
In vielen Bundesländern wiesen die Luchsforschenden außerdem einzelne
Luchse nach, etwa in Baden-Württemberg, Brandenburg, Hessen,
Nordrhein-Westfalen und Sachsen. Luchsweibchen fehlen in diesen
Gebieten überwiegend, da diese seltener größere Distanzen zurücklegen.
Luchse benötigen möglichst unzerschnittene, waldreiche Lebensräume mit
ausreichend Beutetieren wie Rehe. Sie besetzen große Reviere mit
Rückzugsorten, die insbesondere für die Jungenaufzucht wichtig sind.

Im Monitoringjahr 2018/2019 wurden 13 Luchse tot aufgefunden. Acht
Luchse starben im Straßenverkehr, drei Luchse an natürlichen
Todesursachen und bei zwei Luchsen war die Todesursache unklar.

Zusätzlich zu den 137 Luchsen konnten 37 Luchse nachgewiesen werden,
die ihren Aufenthaltsschwerpunkt im angrenzenden Ausland haben, sodass
sie nicht für Deutschland mitgezählt werden.

Es gibt inzwischen Gebiete in Deutschland, in denen sowohl Luchs als
auch Wolf nachgewiesen wurden: Neben dem Bayerischen Wald sind dies
die Lüneburger Heide, der Harz und die Schwäbische Alb.

Der Luchs in Deutschland

Der Eurasische Luchs (Lynx lynx) ist in Deutschland streng geschützt.
Nachdem er lange Zeit aus seinem heimischen Lebensraum verschwunden
war, gibt es heute drei voneinander isolierte Vorkommen in der
Harzregion , in Ostbayern und in Rheinland-Pfalz. Heutige
Luchsvorkommen gehen auf Wiederansiedlungsprojekte in den vergangenen
Jahrzehnten und auf aus Nachbarländern zugewanderte Tiere zurück. Der
Luchs ist in Deutschland weiterhin in einer ungünstigen
Erhaltungssituation und wird auf der Roten Liste als stark gefährdet
gelistet. Die häufigsten nachgewiesenen Todesursachen sind
Verkehrsunfälle, Krankheiten und illegale Tötungen. In vielen weiteren
Fällen blieb die Todesursache von tot aufgefunden Luchsen unbekannt.

Im Nahrungsspektrum der Luchse machen Rehe den größten Anteil aus,
Nutztiere bilden nur einen sehr geringen Anteil.

Luchs-Monitoring

Das bundesweite Monitoring liefert wichtige Daten zum Bestand und
Vorkommen des Luchses in Deutschland und geht auf eine Erhebung der
Bundesländer zurück. Das jährliche Monitoring läuft jeweils vom 1. Mai
bis 30. April des darauffolgenden Jahres und umfasst einen
Fortpflanzungszyklus des Luchses, von der Geburt der Jungtiere bis zu
deren Trennung von der Mutter. Die erhobenen Daten werden bei einem
Treffen der im Monitoring erfahrenen Personen von Bund und Ländern
bewertet und zusammengeführt.

Die Erfassungsmethodik und Auswertung der Daten erfolgt nach durch den
Bund und die Länder abgestimmten, einheitlichen Monitoringstandards
(s. BfN-Skript 413). Luchse werden dann als einzelne Individuen
gezählt, wenn diese z.B. mittels Foto oder Genetik zweifelsfrei von
Artgenossen unterschieden werden können. Berichtet wird die Anzahl der
Luchse, die bereits vom Muttertier unabhängig sind (halbwüchsige und
erwachsene Individuen), sowie die Zahl der Jungtiere.


 * 





Erläuterung zur Verbreitungskarte:

Der Luchs kommt derzeit in drei Populationen in Deutschland vor. Die
größte innerdeutsche Population erstreckt sich vom Harz
(Niedersachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen) bis an die Weser und nach
Nordhessen. Ein weiteres Vorkommen befindet sich in Ostbayern
(Bayerischer und südlicher Oberpfälzer Wald) als Teil der
Böhmisch-Bayerisch-Österreichischen Population. Eine dritte Population
geht auf das 2016 im Pfälzerwald gestartete Wiederansiedlungsprojekt
zurück, wo 2018 erstmalig ein Reproduktionsnachweis gelang.

Die Anzahl am Ende des Monitoringjahres 2018/2019 nachgewiesenen
selbstständigen Luchse ist mit 84-88 Individuen ähnlich hoch wie im
Vorjahr (85 Individuen). Die Anzahl reproduzierender Weibchen hat sich
von 20 auf 28 erhöht, die Anzahl der nachgewiesenen Jungtiere ist mit
49 Individuen im Vergleich zu 43 Jungtieren im Vorjahr ebenfalls
leicht gestiegen, was auch auf das Wiederansiedlungsprojekt im Pfälzer
Wald zurückzuführen ist.

Der kritische Erhaltungszustand des Luchses in Deutschland bleibt
bestehen (s. nationaler FFH-Bericht 2019). Das Gremium der
Monitoringbeauftragten der Bundesländer hält deshalb eine bundesweit
abgestimmte Luchsstrategie für notwendig.

Bundeslandspezifische Informationen:

Baden-Württemberg

In Baden-Württemberg sind drei männliche Luchse nachgewiesen worden.
Davon leben ein territoriales Tier im Oberen Donautal und eines im
Südschwarzwald. Das dritte dispersierende Tier wurde im Nordosten des
Landes nachgewiesen. Als Herkunftspopulation wurden die Jurapopulation
in der Schweiz und die Harzpopulation ermittelt. Weibliche Tiere
konnten in Baden-Württemberg bisher nicht nachgewiesen werden.

Bayern

Im Monitoringjahr 2018/2019 (01.05.2018-30.04.2019) wurden in Bayern
60 selbständige Luchse (erwachsene und halbwüchsige) sowie 26
Jungtiere nachgewiesen. Von diesen Luchsen waren rd. 70%
grenzüberschreitend, also auch in Tschechien und Österreich,
unterwegs, so dass sie nicht alle der bayerischen Landesfläche
zugerechnet werden können. Insofern kann die Anzahl der Luchse mit
Aufenthaltsschwerpunkt in Bayern mit 32 selbständigen Tieren (darunter
11 reproduzierende Weibchen) und 17 Jungtieren angegeben werden.

Brandenburg

In Brandenburg wurde ein männlicher selbstständiger Luchs
nachgewiesen.

Hessen

In Hessen wurden drei selbstständige Luchse nachgewiesen. Zwei dieser
Tiere sind nachweislich Männchen, eines unbekannten Geschlechts. Es
wurde im Monitoringjahr 2018/2019 keine Reproduktion nachgewiesen.

Niedersachsen

In Niedersachsen konnte am Ende des Monitoringjahres 2018/2019 ein
Mindestbestand von 25 selbstständigen Luchsen und 18 Jungtieren
nachgewiesen werden. Zehn der selbstständigen Luchse waren
reproduzierende Weibchen. Aufgrund von Fang-Wiederfang-Studien, die
seit 2014 im Harz mittels Fotofallen stattfanden, wird der tatsächlich
vorhandene Bestand höher eingeschätzt.

Nordrhein-Westfalen

In Nordrhein-Westfalen wurde im Monitoringjahr 2018/2019 ein Luchs
nachgewiesen.

Rheinland-Pfalz

In Rheinland Pfalz konnten im Monitoringjahr 2018/2019 insgesamt 18
Luchse nachgewiesen werden. Bei 3 weiblichen Tieren wurde eine
Reproduktion von mindestens 5 Jungtieren festgestellt. In dieser durch
Auswilderung begründeten Population setzt sich somit die positive
Entwicklung weiter fort.

Sachsen

Im Sachsen konnte ein männlicher selbstständiger Luchs nachgewiesen
werden.

Sachsen-Anhalt

In Sachsen-Anhalt konnte am Ende des Monitoringjahres 2018/2019 ein
Mindestbestand von 12 selbstständigen Luchsen und 9 Jungtieren
nachgewiesen werden. Fünf der selbstständigen Luchse waren
reproduzierende Weibchen. Für das Harzgebiet liegen
Fang-Wiederfang-Studien vor (s. Niedersachsen).

Thüringen

Im Thüringen wurden am Ende des Monitoringjahres 2018/2019 sichere
Nachweise von einem selbstständigen, männlichen Luchs, sowie von einem
männlichen Individuum unbekannten Alters nachgewiesen.

Begriffserläuterungen:

Monitoringjahr: 
01.05. eines Jahres bis zum 31.04. des Folgejahres. Das Monitoringjahr
berücksichtigt die Biologie und den Fortpflanzungszyklus des Luchses
und stellt sicher, dass nur Jungtiere desselben Jahrgangs in die
Auswertung einfließen.

Vorkommensgebiet: 
Die in der Karte dargestellten Rasterzellen haben eine Größe von
jeweils 100 Quadratkilometern und zählen zum Luchsvorkommensgebiet,
wenn dort innerhalb des Monitoringjahres entsprechend der nationalen
Monitoringstandards (Reinhardt et al. 2015) Nachweise (z.B. Foto,
genetische Probe) oder bestätigte Hinweise (dokumentierter Spur-,
Rissfund) erbracht werden konnten.

Selbstständige Luchse: 
Luchse, die nicht mehr vom Muttertier abhängig sind (Adulte und
Subadulte)

Reproduzierende Luchsinnen: 
Luchsweibchen, die innerhalb des betreffenden Monitoringjahres
Jungtiere geboren haben.

Jungtiere/Juvenile Luchse: 
von der Mutter abhängige Luchse, die das erste Lebensjahr noch nicht
vollendet haben.

Subadulte Luchse: 
Luchse im zweiten Lebensjahr (halbwüchsig), nach der Trennung von der
Mutter bis zur Geschlechtsreife

Adulte Luchse: 
Erwachsene fortpflanzungsfähige Luchse (i.d.R. mindestens zwei Jahre
alt)

Nachgewiesene Luchse: 
Luchse, die z.B. mittels Fotos oder Genetik zweifelsfrei von
Artgenossen unterschieden werden können. Luchse, die am Ende des
Monitoringjahres nachweisbar nicht mehr am Leben waren, werden hier
nicht aufgeführt. Die bundesweite Gesamtzahl ist als Mindestbestand zu
verstehen.

Weiterführende Informationen:

Informationen zum Luchs:

https://ffh-anhang4.bfn.de/arten-anhang-iv-ffh-richtlinie/saeugetiere-sonstige/luchs-lynx-lynx.html

Informationen zum Monitoring und Management von Großraubtieren in
Deutschland: 

https://www.bfn.de/themen/artenschutz/gefaehrdung-bewertung-management/management-von-grossraubtieren-in-deutschland.html

Informationen zum standardisierten Luchsmonitoring in Deutschland:


Reinhardt, I., Kaczensky, P., Knauer, F., Rauer, G., Kluth, G., Wölfl,
S., Huckschlag, D., Wotschikowsky, U. (2015): Monitoring von Wolf,
Luchs und Bär in Deutschland. Bonn. Bundesamt für Naturschutz Skripten
413.

https://www.bfn.de/fileadmin/BfN/service/Dokumente/skripten/Skript413.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 06.02.2020

Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Konstantinstr. 110, 53179 Bonn

Tel.: 0228/8491-0, Fax: 0228/8491-9999

E-Mail: info@bfn.de

Internet: www.bfn.de
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MELDUNG/524: Neues Kompetenzzentrum Elektromagnetische Felder (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 4. Februar 2020

Strahlenschutz

Neue Anlaufstelle für Gesundheitsfragen zu Mobilfunk und
Stromnetzen 

Bundesumweltministerin gründet das Kompetenzzentrum Elektromagnetische
Felder



Welche Veränderungen bringen neue Sendeanlagen in meiner Nachbarschaft
mit sich? Welche Auswirkungen hat das neue Mobilfunknetz 5G?
Gesellschaftliche Entwicklungen wie die zunehmende Digitalisierung und
die Energiewende führen dazu, dass Bürgerinnen und Bürger inzwischen
tagtäglich mit Strahlenschutzthemen in Berührung kommen. Um sie
frühzeitig und verlässlich zu informieren, richtet das Bundesamt für
Strahlenschutz (BfS) das neue Kompetenzzentrum Elektromagnetische
Felder ein. Das Zentrum ist in Cottbus angesiedelt und wird am 5.
Februar 2020 von Bundesumweltministerin Svenja Schulze in Berlin
feierlich gegründet.

Mit seiner Aufklärungs- und Forschungsarbeit will das Kompetenzzentrum
zu mehr Akzeptanz der Energiewende beitragen und eine nachhaltige
Digitalisierung stärken. Das Kompetenzzentrum Elektromagnetische
Felder soll auf lebensnahe Fragen der Bevölkerung wissenschaftlich
fundierte Antworten finden und diese öffentlich vermitteln. Um dem
steigenden Informationsbedarf von Bürgerinnen und Bürgern, aber auch
Behörden Rechnung zu tragen, werden mit dem Kompetenzzentrum die
Forschung sowie die Schulungs- und Dialogangebote des BfS weiter
ausgebaut. Auf einer eigens eingerichteten Website können sich
Bürgerinnen und Bürger informieren und einem Expertenteam ihre Fragen
stellen: www.bfs.de/kompetenzzentrum.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Sowohl die Energiewende als
auch die Digitalisierung sind entscheidende Projekte für die
Zukunftsfähigkeit Deutschlands. Wenn es hier Bedenken gibt, müssen wir
diese ernst nehmen und Fragen von Bürgerinnen und Bürgern aufgreifen.
Das Bundesamt für Strahlenschutz als wissenschaftlich unabhängige
Institution ist dabei eine kompetente und glaubwürdige Stimme."

Die Präsidentin des Bundesamtes für Strahlenschutz, Inge Paulini: "Wir
begrüßen die Initiative der Bundesregierung, dem Strahlenschutz beim
Stromnetzausbau sowie beim Mobilfunk eine wichtige Rolle
zuzuschreiben. Eine Umfrage aus dem letzten Jahr hat deutlich gezeigt,
dass es in der Bevölkerung großen Bedarf an Informationen zum Thema
Strahlenschutz gibt. In Zukunft wollen wir daher noch gezielter und
breiter über die gesundheitlichen Wirkungen elektromagnetischer Felder
informieren. Das neue Kompetenzzentrum soll die erste Anlaufstelle für
alle sein, die Fragen hierzu haben."

Die Gründung des Kompetenzzentrums geht zurück auf den
Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD, um den Stromnetzausbau zu
begleiten. Mit ihrer Mobilfunkstrategie hat die Bundesregierung den
Anspruch vertiefter Forschung und Kommunikation im November 2019 auch
in diesem Bereich zum Ausdruck gebracht.

Bei Einhaltung bestehender Grenzwerte sind nach dem derzeitigen
Kenntnisstand keine gesundheitsschädigenden Auswirkungen durch
elektrische, magnetische und elektromagnetische Felder
wissenschaftlich belegt. Als besonders gut erforscht gilt der
Mobilfunk: Zahlreiche Fragen konnten bereits im Deutschen Mobilfunk
Forschungsprogramm (DMF), das von 2002 bis 2008 unter Federführung des
BfS durchgeführt wurde, beantwortet werden. Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter des BfS arbeiten im Kompetenzzentrum Elektromagnetische
Felder daran, die verbliebenen wissenschaftlichen Unsicherheiten - die
es in der Wissenschaft immer gibt - weiter zu reduzieren. Ein Baustein
hierfür ist auch das begleitende Forschungsprogramm zum
Stromnetzausbau, das 2017 gestartet wurde. Erste Ergebnisse und Stand
der Vorhaben wurden nach der Gründungsfeier vorgestellt und
diskutiert.

 * 
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VERKEHR/1199: Umgang mit Schiffsabwässern in Häfen (BSH)


Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie - Hamburg, 4. Februar
2020

Umgang mit Schiffsabwässern in Häfen



Hamburg, 04. Februar 2020 Eine "Technische Handreichung für die
Behandlung von Schiffsabwässern in Häfen im Abwassersondergebiet
Ostsee nach MARPOL Anlage IV" steht ab sofort auf der Seite der
zwischenstaatlichen Kommission zum Schutz der Meeresumwelt im
Ostseeraum HELCOM zur Verfügung. Die von HELCOM herausgegebene
'Technical Guidance' wurde im Auftrag des Bundesamtes für
Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH) in Zusammenarbeit mit dem
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) vom
Prüf- und Entwicklungsinstitut für Abwassertechnik an der RWTH Aachen
e.V. (PIA) erstellt.

Unbehandeltes Abwasser beinhaltet gefährliche Stoffe und ist
nährstoffreich. Es stellt eine wesentliche Ursache für die
Eutrophierung der Ostsee dar, die unter anderem zu unerwünschtem
Wachstum der Blaualge führt und damit die biologische Vielfalt der
Ostsee gefährdet.

Seit dem 1. Januar 2013 ist die Ostsee Sondergebiet für die Einleitung
von Schiffsabwässern nach Anlage IV des MARPOL-Übereinkommens. Die
damit verbundenen strengen Einleitgrenzwerte für Abwässer gelten seit
dem 1. Juni 2019 verbindlich für alle neu gebauten Fahrgastschiffe.
Für vorhandene Fahrgastschiffe gelten die Regeln ab dem 1. Juni 2021.
Für einzelne Reisen von Fahrgastschiffen in russische Seegewässer
östlich des 28°10� Längengrades und zurück gilt unter bestimmten
Bedingungen noch eine weitere Übergangszeit bis zum 1. Juni 2023.

Die neuen Vorschriften sehen vor, dass Fahrgastschiffe, die mehr als
12 Passagiere befördern, Abwässer in Hafenauffangeinrichtungen abgeben
müssen. Wenn der Anteil an Stickstoff um 70 Prozent und an Phosphor um
80 Prozent durch eine Behandlung an Bord reduziert wird, darf in die
See eingeleitet werden.

Die technische Handreichung richtet sich an Hafenbetreiber, lokale
Verwaltungen, sowie kommunale Abwasserunternehmen und Reeder, um
entsprechend den IMO-Vorschriften die Abnahme von Schiffsabwässern in
Hafenauffangeinrichtungen im Ostseeraum zu unterstützen.
Untersuchungen zum Umgang mit Abwasser haben gezeigt, dass fast jeder
Hafen mit seinen eigenen, spezifischen Infrastrukturanforderungen eine
maßgeschneiderte Lösung braucht. Die technische Handreichung für die
Behandlung von Schiffsabwässern in Häfen wurde erstellt, um eine
Auswahl möglicher Optionen für verschiedene Lösungsszenarien
anzubieten.

Weitere Informationen finden Sie unter www.bsh.de.

Das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH) ist die
zentrale maritime Behörde in Deutschland. Rund 850 Menschen in rund
100 Berufen befassen sich mit Aufgaben in der Seeschifffahrt, der
Ozeanographie, der nautischen Hydrographie, der Offshore-Windenergie
und der Verwaltung. Fünf eigene Vermessungs-, Wracksuch- und
Forschungsschiffen operieren in der deutschen ausschließlichen
Wirtschaftszone von Nord- und Ostsee. Das BSH arbeitet international
in mehr als 12 Organisationen und etwa 200 dort angesiedelten Gremien
unter anderem bei der Entwicklung internationaler Übereinkommen mit.
Das BSH ist eine Bundesoberbehörde und Ressortforschungseinrichtung im
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr und digitale
Infrastruktur mit Dienstsitzen in Hamburg und Rostock.

 * 
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PROJEKT/123: ZMT-Experte unterstützt Umsetzung des ambitionierten Meeresschutzgebietes vor Palau (ZMT)


Leibniz-Zentrum für Marine Tropenforschung (ZMT) - 15. Januar 2020

Am 1. Januar 2020 eröffnete der Inselstaat Palau in seinen
Hoheitsgewässern eines der größten und ambitioniertesten
Meeresschutzgebiete der Welt. Dem beratenden internationalen
Expertenteam gehörte auch ein Ökologe des Leibniz-Zentrums für Marine
Tropenforschung (ZMT) an.



Am 1. Januar 2020 eröffnete der Inselstaat Palau ein
Meeresschutzgebiet in seinen Hoheitsgewässern, das seinesgleichen
sucht: das Palau National Marine Sanctuary. Es ist einer der größten
und ambitioniertesten marinen Nationalparks der Welt. 80% der
Wirtschaftszone von Palau, ein Gebiet von fast 500.000
Quadratkilometern, sollen für die Fischerei nicht mehr zugänglich
sein, die restlichen 20% sind ausschließlich der heimischen Fischerei
vorbehalten.




[image: Foto: © Sebastian Ferse, Leibniz-Zentrum für Marine Tropenforschung]

Riff vor Babeldaob, der größten Insel Palaus


Foto: © Sebastian Ferse, Leibniz-Zentrum für Marine

Tropenforschung



Zuvor hatte sich auf Initiative der Regierung Palaus ein
internationales Team von Wissenschaftlern und Vertretern von
Regierungs- und Nichtregierungsorganisationen zusammengefunden, um
einen Forschungs- und Aktionsplan zu entwickeln, der als Richtschnur
für die Umsetzung des Projektes gilt. Der multidisziplinären Gruppe
gehörten auch Experten des internationalen Projekts Future Earth
Coasts an, dessen Zentrale seit 2019 am Leibniz-Zentrum für Marine
Tropenforschung (ZMT) angesiedelt ist.




[image: Foto: © Sebastian Ferse, Leibniz-Zentrum für Marine Tropenforschung]

Die Fassade eines traditionellen Langhauses in Palau zeigt die
Verbundenheit der Einheimischen mit dem Meer

Foto: © Sebastian Ferse, Leibniz-Zentrum für Marine
Tropenforschung



Der pazifische Inselstaat Palau liegt am nördlichen Rand des
sogenannten Korallendreiecks, einer der artenreichsten Meeresregionen
der Welt. Seine Gewässer weisen bemerkenswert gesunde Meeresökosysteme
auf, sie beherbergen mehr als 1.300 Fisch- und 700 Korallenarten sowie
Meeresschildkröten, Mantas, Seevögel, Wale und Haie.

Eine ertragreiche Einnahmequelle für den Staat war bisher der Verkauf
von Lizenzen für das Fangen von Thunfisch. Das soll ein Ende haben:
"Unsere Zukunft ist der Tourismus, nicht der Thunfisch", verkündete
Präsident Remengesau. Der Inselstaat erlaubt nur noch der eigenen
Flotte das Fischen in einem kleinen Gebiet, das 20% seiner
Territorialgewässer ausmacht. Ein schmaler Meeresstreifen um die
Inseln herum ist der handwerklichen Fischerei für den Eigenbedarf
vorbehalten, das riesige Restareal von 500.000 km² steht unter
Naturschutz.

"Palau setzt für die Zukunft auf nachhaltigen Ökotourismus im höheren
Preissegment. Die immer seltenere Möglichkeit, in gut erhaltenen
Riffen zu tauchen oder eine atemberaubende Meeresfauna zu beobachten,
sind ein starker Tourismusmagnet", erklärt Sebastian Ferse,
Geschäftsführer von Future Earth Coasts am ZMT und einer der
beratenden Experten. "Die Ressourcen aus seinen Hoheitsgewässern
sollen dem Land selber und dem Tourismus zugutekommen, exportiert wird
kaum noch."

Meeresschutzgebiete sind im Pazifik zwar nicht selten, doch nur wenige
werden ihrem Zweck gerecht. Meist fehlt es an Geld, Personal und dem
Willen der Behörden, Vorschriften durchzusetzen. Die Einheimischen
fühlen sich nicht in die Entscheidungen eingebunden und befolgen die
Regeln daher nicht. Palaus Nationalpark hingegen gibt Grund zur
Hoffnung.

Die einheimische Bevölkerung legt eine starke Verbundenheit mit ihrer
unversehrten Meeresumwelt an den Tag, ist stolz, eine Fischernation zu
sein. Angeleitet durch die Dorfältesten pflegen die Clans auf den
Inseln schon seit Jahrhunderten ein schonendes Ressourcenmanagement in
ihrer traditionellen Fischerei. Ein so großes Schutzgebiet zu
überwachen ist logistisch zwar anspruchsvoll - hier muß auf
Technologie wie Drohnen und eine gut ausgestattete Motorbootflottille
gesetzt werden. Doch dem Projekt fehlt es nicht an internationaler
Unterstützung, wie zum Beispiel aus den USA.

"Unser beratendes Expertenteam hat versucht, alle verfügbaren
Informationen zusammenzuführen, damit die Regierung Palaus fundierte
Entscheidungen treffen kann, aber auch um Unsicherheiten und weiteren
Forschungsbedarf zu identifizieren", so Sebastian Ferse. "Dieses ist
eine sehr ehrgeizige Initiative, und das Ergebnis hängt zum Teil von
derzeit schwer vorhersehbaren Entwicklungen ab. Ist der Nationalpark
erfolgreich, wird er ein Fanal setzen für die Bemühungen um den Schutz
der Meere in anderen Ländern".

Über das Leibniz-Zentrum für Marine Tropenforschung (ZMT)

Das Leibniz-Zentrum für Marine Tropenforschung (ZMT) in Bremen widmet
sich in Forschung und Lehre dem besseren Verständnis tropischer
Küstenökosysteme wie Mangroven, Seegraswiesen, Korallenriffen,
Ästuaren und Auftriebsgebieten. Im Mittelpunkt stehen Fragen zu ihrer
Struktur und Funktion, ihren Ressourcen und ihrer Widerstandsfähigkeit
gegenüber menschlichen Eingriffen und natürlichen Veränderungen. Mit
seiner Arbeit schafft das Institut eine wissenschaftliche Grundlage
für den Schutz und die nachhaltige Nutzung dieser Lebensräume. Das ZMT
führt seine Forschungsprojekte in enger Kooperation mit Partnern in
den Tropen durch, wo es den Aufbau von Expertise und Infrastruktur auf
dem Gebiet des nachhaltigen Küstenzonenmanagements unterstützt. Das
ZMT ist Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft.

Weitere Informationen unter www.leibniz-zmt.de

 * 
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AKTIONSTAGE/1059: Pflegeeinsatz für ein Moor mitten in der Stadt - Lurup, 15.2. (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 3. Februar 2020

Pflegeeinsatz für ein Moor mitten in der Stadt

Mitmachen beim Moor-Aktionstag: NABU sucht freiwillige Helfer*innen
für Samstag, 15.02. ab 10 Uhr im Flaßbargmoor in Lurup



Am Samstag, den 15.02.2020 veranstaltet der NABU Hamburg ab 10 Uhr
einen Moor-Aktionstag im Flaßbargmoor. Dabei wird diesmal nicht im
nassen Moor, sondern auf einer trockenen Heidefläche gearbeitet.
Gemeinsam soll die kleine Heidefläche mit Spaten und Harken erweitert
werden. So soll mehr Lebensraum und ein größeres Nahrungsangebot für
Insekten geschaffen werden. Jede*r der/die Lust hat an frischer Luft
mitanzupacken, ist herzlich eingeladen teilzunehmen! Eine kleine
Führung durch das Flaßbargmoor wird bei Interesse gerne angeboten.

"Das Flaßbargmoor ist der letzte Rest einer ursprünglich weitläufigen
Moor- und Heidelandschaft in Osdorf und Lurup. Es ist in der
Vergangenheit stark geschädigt worden und benötigt viel Pflege",
erklärt Anne-Lone Ostwald, Referentin für Moorschutz beim NABU Hamburg
den Hintergrund der Aktion. "Aber die Arbeit lohnt sich, um diesen
wertvollen Rest Moorlandschaft in mitten der Stadt zu erhalten." Moore
wurden durch Torfabbau und Entwässerungen in der Vergangenheit stark
dezimiert. Viele Naturschutzmaßnahmen und viel Geduld sind
erforderlich, um diese wertvollen Ökosysteme wieder in einen
natürlichen Zustand zu bringen.

Der NABU Hamburg hat das Flaßbargmoor gepachtet und sorgt mit viel
ehrenamtlichem Einsatz dafür, dass die wertvollen Lebensräume, wie
Bruchwald, Kleingewässer, Heide und offenes Feuchtgrünland erhalten
bleiben. Sie bieten wichtige Rückzugsräume für Fauna und Flora
inmitten unserer dicht bebauten Stadt und leisten auch einen wichtigen
Beitrag für das lokale Klima.

"Jede*r kann einen Beitrag zum Erhalt der Natur vor der eigenen
Haustür leisten!", bestätigt Barbara Meyer-Ohlendorf, Leiterin der
NABU-Gruppe West, die sich für den Schutz des Flaßbargmoores
ehrenamtlich einsetzt. "Wir freuen uns auf einen arbeitsreichen Tag
und neue Mitstreiter*innen für den Moorschutz in Hamburgs Westen."

Der Aktionstag findet am 15.02. von 10 bis etwa 15 Uhr statt.
Material, Werkzeug sowie einen Mittagsimbiss stellt der NABU Hamburg
für alle Helfer*innen bereit. Vorkenntnisse sind nicht notwendig.
Lediglich stabile und wetterfeste Arbeitskleidung ist mitzubringen.
Wer mitmachen möchte, meldet sich bitte bis zum 13.02. für den
Aktionstag an. Bei der Anmeldung wird dann der genaue Treffpunkt
bekannt gegeben. Kontakt: Anne-Lone Ostwald, NABU Hamburg, Tel.:
040/697089-38, E-Mail: ostwald@NABU-Hamburg.de

Weitere Infos zu den Moorschutzaktivitäten

des NABU unter www.NABU-Hamburg.de/moor.

 * 
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INFOPOOL / UNTERHALTUNG / PERRY-RHODAN





ERSTAUFLAGE/1044: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 3050 (SB)


Christian Montillon

Solsystem

Perry-Rhodan-Heft Nr. 3050



Dyoversum, Solsystem, Terra, 1. Januar 1614 NGZ - 8. November 2046 NGZ

Als die TESS QUMISHA die vom Trajekt-Registrator für den Eintrittsort
der Erde in den "anderen Raum" genannten Koordinaten erreicht und aus
der Zerozone tritt, erwartet die Besatzung eine Überraschung: Sie
sehen die Sterne der Milchstraße, so als hätte es das Schiff auf nicht
nachvollziehbare Weise in die Heimatgalaxis verschlagen. Es gibt nicht
nur das Solsystem und Terra, sondern auch alle anderen Sonnensysteme,
die man von zu Hause kennt. Eines unterscheidet sich jedoch:
Pluto, Zeut und Medusa existieren noch und der Mars hat im Gegensatz
zu dem im anderen Sonnensystem eine üppige Vegetation. Und noch etwas
ist anders und das bekommen die Menschen und anderen Wesen an Bord der
TESS sofort zu spüren: Die höherdimensionale Technik funktioniert
nicht mehr. Sämtliche Schiffssysteme fallen aus und die TESS QUMISHA,
die beim Jupitermond Triton aus der Zerozone getreten ist, droht auf
dessen Oberfläche zu stürzen. Da taucht ein Schiff namens CISTOLO KHAN
unter dem Kommandanten Hanko Lee auf und schleppt den in einer Sekunde
vom topmodernen zum Wrack gewandelten Raumer ab.

An Bord der CISTOLO KHAN ist man über das Auftauchen Perry Rhodans
nicht gerade begeistert. Als dieser mit Muntu Ninasoma, dem
Kommandanten der TESS, an Bord geladen wird und mit Hanko Lee, der
wissen will, was Rhodan hier will, spricht, wird gleich ein Attentat
auf ihn verübt. Eine Frau versucht Rhodan zu erschießen, was ihr
jedoch nicht gelingt. Sie wird von Lee überwältigt. Rhodan versucht,
Antworten auf seine Fragen zu bekommen. Lee reagiert verhalten,
erklärt, daß das Auftauchen Rhodans von einigen Terranern, die sich
als Vanothen bezeichnen, als Bedrohung angesehen wird. Er erklärt
außerdem, daß es sich bei dem Universum, in dem man sich hier
befindet, um den anderen Teil des sogenannten Dyoversums handelt,
eines im selben Urknall entstandenen Zwillingsuniversums. Für ihn ist
dieses Solsystem die Heimat. Eine andere kennt er nicht und will sie
auch nicht kennenlernen. Wenn Rhodan nun also gekommen ist, um die
Erde 'heimzuholen', wird er bei vielen Menschen auf wenig Gegenliebe
stoßen.

Rhodan würde am liebsten mit Homer G. Adams reden, der damals beim
Verschwinden Terras aus dem Solsystem auf der Erde geblieben war. Doch
das ist unmöglich, denn Adams befindet sich zur Zeit in Suspension und
wird erst in 13 Tagen wieder aufgeweckt. Nach der Ankunft im hiesigen
Solsystem - die Menschen nennen diesen Zeitpunkt hier
Change-Everything-Event (CEE), versagte Adams' Zellaktivator nach 62
Jahren, weil die Hyperimpedanzerhöhung in diesem Teil des Dyoversums
noch stärker ausfällt als im Standarduniversum. Um seinen Tod zu
verhindern, wird er in Suspension versetzt, das heißt sein Körper, wie
auch der Zellaktivator im entstofflichten Zustand gehalten. Man fand
heraus, daß sich dadurch der Zellaktivator nach 620 Stunden
regeneriert und Adams weitere 62 Jahre weiterleben kann, bis er wieder
in Suspension muß.

In diesem Zustand träumt er und erinnert sich an die Ereignisse vor
450 Jahren, als die Erde in diesem Zwillingsuniversum materialisierte
und sämtliche höhere Technik ausfiel: Er erlebt den Absturz eines
Gleiters, bei dem eine Frau verletzt wird, in die er sich, als er sie
später im Krankenhaus besucht, verliebt. Amalia Serran ist eine
bodenständige Frau in den Sechzigern, die gerne mit Homer zusammen
ist, aber darauf besteht, daß sie kein Liebespaar sind. Sie hat die
Erde bisher noch nie verlassen, doch Homer bringt sie dazu, den
unbewohnten, paradiesisch schönen Mars zu besuchen, wo sie schließlich
die Siedlung Skiaparelli gründen.

Durch die hohe Hyperimpedanz fällt NATHAN aus und es wird zwölf Jahre
dauern, bis er wieder aktiviert werden kann. In der Zwischenzeit gibt
es keine Wetterkontrolle. Schwere Stürme wüten unter anderem auf
Neu-Atlantis, das sehr in Mitleidenschaft gezogen wird.

Obwohl es rund ums Solsystem weitere Sonnensysteme gibt, läßt sich
nirgendwo weiteres Leben entdecken. Adams, der von der Residentin
Gisso Appelles zum Berater/Advisor ernannt wird, plädiert dafür,
Forschungsschiffe auszusenden. Doch auch die schließlich an die
hyperphysikalischen Bedingungen angepaßten
Hochleistungslineartriebwerke schaffen nur maximal 25 Lichtjahre pro
Überlichtetappe und müssen dann erst einmal mehrere Stunden lang neu
justiert werden, bevor die Schiffe weiterfliegen können. Der erste
Vorstoß zur Wega endet in einer Katastrophe, weil das STARDUST
getaufte Schiff im Linearraum mit einem "Eisberg" kollidiert, von
denen es offenbar viele gibt. Unter größten Vorsichtsmaßnahmen wird
eine zweite Mission gestartet, die das Wegasystem erreicht. Doch auch
hier scheint es kein Leben zu geben.

1626 NGZ tritt ein Thesan namens Jathao Vanoth in Erscheinung, der
sich schon vor der Entführung Terras und Lunas aus dem Solsystem auf
der Erde aufhielt. Er plädiert dafür, das CEE nicht als Katastrophe,
sondern Möglichkeit eines Neuanfangs zu betrachten. Er erklärt den
Terranern, was es mit dem Dyoversum und der Zerozone auf sich hat. Da
er ein Lasha ist, kann er in die Zukunft blicken und prophezeit, daß
Perry Rhodan eines Tages über Triton auftauchen wird. Wann das sein
wird, kann er allerdings nicht sagen. Seither patrouillieren
Wachschiffe in diesem Bereich, was das schnelle Auftauchen der CISTOLO
KHAHN erklärt.

Vanoths Plädoyer, das Zwillingsuniversum als neue Heimat anzuerkennen,
spaltet die Gesellschaft. Es entsteht die Organisation der Vanothen,
die dafür ist, sämtliche Ressourcen dafür zu verwenden, die Menschheit
in dem neuen Kosmos auszubreiten und nicht nach einem Weg zurück zu
suchen. Die radikalste Gruppe von ihnen nennt sich Irreversibilisten,
und erklärt den sogenannten Vano zu ihrem Anführer. Sie sammeln sich
auf dem Mars.

Am 17. August 1627 NGZ taucht urplötzlich ein topsidisches Raumschiff
über der Schutzkuppel Skiaparellis auf. Die Kommandantin des Schiffes
bezeichnet das Vordringen der Terraner ins Wegasystem als Angriff und
droht mit Krieg, falls es sich wiederholen sollte. Zur Warnung schießt
sie so lange auf die Schutzkuppel, bis diese zusammenbricht. Dann
verschwindet sie wieder und es kommt zu keiner weiteren Begegnung.

Erst als Perry am 8. November 2046 NGZ auftaucht, treten die Topsider
wieder auf den Plan. Ein topsidisches Kriegsschiff materialisiert am
Rand des Solsystems, dessen Kommandantin Hokkno die Auslieferung
Rhodans und der TESS QUMISHA fordert.

Perry Rhodan befindet sich gerade im Gespräch mit dem Abgesandten der
amtierenden Residentin Orfea Flaccu, Gabril da Gonozal, der aus
Neu-Atlantis stammt und ihm das weitere Vorgehen erläutert. Bevor
Rhodan die Residentin treffen darf, soll er zum Mond fliegen und von
NATHAN auf seine 'Echtheit' hin geprüft werden. Außerdem soll die TESS
QUMISHA zwecks Umrüstung und Analyse zum Mars in die Rog-Fanther-Werft
gebracht werden. Da die Topsider für ihr Ultimatum einige Tage
einräumen, kann Perry Rhodan getrost den Flug zum Mond antreten. Er
freut sich auf das Gespräch mit NATHAN.

10. Februar 2020
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